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Vorbemerkung. 


Wenn  man  bedenkt,  wie  viele  Millionen  von  Zinsen 
und  Dividenden  tragenden  Wertpapieren  sich  im  ^ er  keine 
befinden,  wird  man  ermessen,  welche  Bedeutung  die  Ur- 
kunden über  die  Zinsen  und  Dividenden  — Zinsscheine 
und  Dividendenscheine  — besitzen.  In  Anbetracht  ihrer 
grossen  Bedeutung  wäre  es  erwünscht,  wenn  in  der  Rechts- 
wissenschaft auch  nur  einigermassen  Klarheit  über  die 
rechtliche  Natur  dieser  Scheine  herrschen  würde.  Dem  ist 
aller  nicht  so.  Die  widersprechendsten  Ansichten  stehen 
sich  zur  grossen  Beunruhigung  des  ^ erkehrs  gegenübei . 
Wir  wollen  diese  Ansichten  auf  ihre  Richtigkeit  prüfen,  das 
Falsche  an  ihnen  aufdecken,  und  dann  versuchen,  selbst  zu 
einer  befriedigenden  Lösung  der  Frage  zu  gelangen. 
Schon  die  grundlegenden  Begriffe  werden  von  den  einzelnen 
Autoren  verschieden  auf  gefasst  und  dadurch  viele  Miss- 
verständnisse verui’sacht.  Zur  Gewinnung  einer  sicheren 
Grundlage  sei  deshalb  eine  kurze  Erörterung  der  Grund- 
begriffe - Zinsen  und  Dividenden.  Wertpapiere  - vor- 
ausgeschickt. ln  einem  besonderen  Teile  sollen  die  wich- 
tigsten über  die  rechtliche  Behandlung  der  Scheine  auf- 
tauchenden Einzelfragen  besprochen  werden. 


I.  Einleitung:  Grundbegriffe. 

§ 1. 

a)  Zinsen  und  Dividenden. 

Auf  voi-schiedene  Arten  kann  der  Kapitalist  seine  geld- 
werten  (lüter.  die  er  für  den  eigenen  Geschäftsbetrieb  nicht 
braucht,  nut/.briiigend  verwerten.  Entweder  er  überlä.'^st 
sie  einem  andern  gegen  ein  festes  Entgelt,  oder  beteiligt 
sich  damit  an  irgend  einem  auf  hh-werh  gerichteten  Enter- 
nehmen. Hierdurch  verdient  er  sich  dann  einen  Anteil  au 
dem  iu  dem  Unternehmen  erzielten  Gewinn,  der  einmal 
grösser,  einmal  kleiner  ausfällt  und  ihm  gewöhnlich  am 
Schlüsse  eines  jeden  Geschäftsjahres  aushezahlt  wird.  Er- 
träge der  ersten  Art  sind  die  Zinsen,  Erti'äge  der  zweiten 
Art  die  Dividenden. 

1.  /Ansen.  Eeber  die  rechtliche  Natur  der  Zinsen 
herrscht  in  der  Literatur  so  ziemlich  Einigkeit.  Allgemein') 
werden  Zinsen  bezeichnet  als  Vergütung  für  die  Ueher- 
lassung  eine  Kapitals  an  einen  andern,  entrichtet  in  festen, 
regelmässig  wiederkehrenden  Beträgen  vertretbarer  Sachen, 
berechnet  nach  Massgabe  des  Kapitalwerts  und  der  Dauer 
der  I Überlassung.  — Zinsen  sind  von  vornherein  fest  be- 
stimmt. Ihre  Höhe  hängt  nicht  ab  von  dem  Ergebnis  irgend 
eines  Geschäftsjahres,  von  dem  Gewinne  irgend  eines 
L nternehmens;  selbst  wenn  mit  dem  hergegebenen  Kapital 
nichts  verdient  worden  ist,  sind  Zinsen  zu  eutrichten  iu 
der  festgesetzten  Höhe.  Sie  werden  meistens  hei  Hingabe 
des  Kapitals  durch  Vertrag  versprochen;  es  gibt  aber  auch 
gesetzliche  Zinsen,  z.  B.  Verzugszinsen.  Zinsen  Averden  stets 
geschuldet  f ü r ein  Kapital,  setzen  ein  solches  begrifflich 
voraus,  sind  aber  nicht  Teile  des  Kapitals.  Der  Gläubiger 
muss  sie  daher  annehmen,  selbst  Avenn  nicht  gleichzeitig 
das  fällige  Kapital  zurückgezahlt  Avird,  Avährend  er  doch 
Teilleistungen  in  der  Regel  zurückAveisen  kann  (§  2bb 
BGB.).  Das  Bestehen  der  Zinspflicht  ist  in  Aveitem  Masse  ab- 

b C r 0 m e , System  des  deutseheii  bürgerlichen  Keclits,  II.  ltU2,  S. ö.A. 

E n n e c c e r u s , Lelirbucli  des  bürgerliclien  Keclits,  1908, 1.  § 232, 1. 
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hängig  vom  Bestehen  der  Hauptschuld.  Mit  Erlöschen  dei 
Hauptschuld  erlischt  auch  die  Zinspflicht.  Es  tut  nichts 
zur  Sache,  ob  die  Zinsen  in  dem  Hauptvertrag  versprochen 
Avorden  sind,  was  gewöhnlich  der  Fall  ist,  oder  selbständig, 
etwa  nachträglich,  ob  für  das  Kapital  und  die  Zinsen  ein 
und  dieselbe  oder  verschiedene  Urkunden  ausgestellt  sind. 

Zinsen  sind  stets  Nebenleistungen. 

2.  Dividenden.  Nicht  so  einfach  ist  die  juristische  Natur 
der  Dividende.  Auch  sie  setzt  ein  Hauptrecht  voraus, 
meistens  ein  Mitgliedschaftsrecht.")  Bei  den  verschiedenen 
Erwerbsgesellschaften  — Genossenschaften.  Aktiengesell 
schäften,  Kommanditgesellschaften  und  anderen  — erhält 
der  Gesellschafter  für  seine  Beteiligung  nicht  eine  feste 
^ ergütung.  sondern  einen  Teil  des  erzielten  Reingewinns. 
Um  des  Gewinnes  willen  werden  solche  Gesellschaften  in 
der  Kegel  gegründet,  um  des  Gewinnes  willen  gibt  dei  Ka- 
pitalist sein  Geld  her  zu  ihrem  Beti  iebe.  Dieses  Recht  auf 
Anteil  am  Reingewinn  ist  ein  Mitgliedschaftsrecht  des 
Gesellschafters,  das  von  der  Mitgliedschaft  als  solchei, 
deren  Hauptinhalt  es  bildet,  nicht  abgespalten  werden  kann, 
daher  auch  nicht  für  sich  allein  ohne  die  Mitgliedschaft 
übertragbar  ist.  — Jedes  Jahr  entspringen  aus  diesem  Mü- 
gliedschaftsrecht  selbständige,  auf  den  einzelnen  Gewinn- 
a.nteil  gerichtete,  vermögensrechtliche  Ansprüche  gegen  die 
Gesellschaft,  und  zwar  im  Momente  der  t eststellung 
durch  Generalversammlungsbeschluss")  (§  260  HGB.). 

Sobald  die  Dividende  für  ein  bestimmtes  Jahr  gehörig  fest- 
gestellt worden  ist.  so  ist  dadurch  ein  definitives,  von  dem 
\’erlust  späterer  Jahre  unabhängiges  Gläubigerrecht  ei- 
w<.rben  (ROHG.  Bd.  18.  S.  154).  Dieses  Gläubigerrecht 
auf  den  einzelnen  Jahresgewinnanteil  ist  von  der  Mitglied- 


2)  Wir  entwickeln  den  Begriff  der  Dividende  in  seiner  Aasge- 

.talUini  bei  den  luandelsrechtlichen  Gesellschaften,  bei  denen  allein  iin 

Verkehr  Dividendenscheine  üblich  sind,  l'.s  gibt  abei,  nie  1 „ r 

mann  in  seiner  Dissertation:  Die  juristische  Natur  der  Dividende  au 

<ler  Grundlage  des  BGB  — gezeigt  hat,  auch  Dividenden  aussei  halb  > on 
Gesellschaftsverhältnissen  auf  Grund  anderer  Gewinnbeteilignngsv  ertragt . 

So  die  herrschende  Meinung;  vgl.  Staub ’s  Koinmentar  zum 
Handelsgesetzbuch  1008,  zu  § 213  A.  10,  § 260,  A.  5. 
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Schaft  vollständig  losgelöst  und  kann  z.  B.  auch  im  Kon- 
kurse der  Gesellschaft  geltend  gemacht  werden.  Es  ist 
scharf  zu  unterscheiden  von  dem  mitgliedschaftlichen  Divi- 
dendenrecht, aus  dem  es  hervorgegangen  ist.  Das  Divi- 
denden rech  t besteht  dauernd  in  demselben,  durch  Gesetz 
und  Statut  umgrenzten  Umfang;  der  einzelne  Anspruch 
(das  Gläubigerrecht)  auf  die  Dividende  entsteht  jedes  Jahr 
in  verschiedenem  Umfange,  der  sich  nach  dem  ei  zielten 
Reingewinn  richtet.  Das  Dividendenrecht  kann  selbständig 
nicht  übertragen  werden,  wohl  aber  der  einzelne  schuld- 
rechtliche  Dividendenanspruch;  und  zwar  kann  diesei-  über- 
tragen iverden.  schon  bevor  er  durch  4 eststellung  ent 
standen  ist,  da  ja  auch  künftige  Rechte  übertragbar  sind, 
sofern  nur  ihre  Grundlagen  genügend  bestimmt  sind.D 
Der  Anspruch  auf  die  Dividende  geht  aber  ilurch  l eber- 
tragung  natürlich  nur  in  dem  Umfang  über,  in  welchem  er 
entstanden  ist,  mit  allen  Mängeln  und  Einwendungen  lu- 
haftet,  die  er  in  sich  trägt.  Ist  daher  nur  scheinbar  ein 
Reingewinn  vorhanden,  weil  etwa  in  der  Bilanz  Irrtümer 
unterlaufen  sind,  indem  Aktivposten  zu  hoch  oder  Passiv- 
posten zu  niedrig  angesetzt  w'orden  sind,  so  ist  auch  nui  ein 
scheinbarer  Anspruch  auf  Dividende  übertragen  worden. 
Dem  Erwerber  gegenüber  kann  stets  geltend  gemacht  Averden. 
dass  eine  reelle  Dividende  nicht  entstanden  ist.  und  die 
Auszahlung  kann  ihm  verweigert  werden.  M enn  ihni 
schon  geleistet  ist,  muss  er  das  Empfangene  zurückerstatten, 
ebenso  Avie  ein  Aktionär,  der  ungerechtfertigteiAveise  Zah- 
lungen von  der  Gesellschaft  empfangen  hat.")  Bei  der 
Feststellung  der  Dividenden  Avirkt  jedoch  der  Idosso 
Dividendengläubiger  als  solcher  nicht  mit.  Die  MitAvirkung 
steht  nur  denjenigen  zu,  die  an  der  Generalversammlung 
teilnehmen,  d.  h.  den  Mitgliedern  der  Gesellschaft.  Nur 
diese  haben  darüber  zu  bestimmen,  ob  überhaupt  eine  Divi- 
dende und  in  AA^elcher  Höhe  diese  auszuzahlen  ist;  nur  sie 
können  das  Dividendenrecht  verletzende  Beschlüsse  der 
Generalversammlung  anfechten.  Der  Inhaber  des  ein- 

V.  Tuhr  im  Bankarchiv  All,  S.  27T. 

•’)  Vg'l.  ??  217  HGB  mit  den  dort  ang'cführten  Bescliränk\in^‘en. 
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zelneii  I lividendonanspruclis  ist  inaditlos,  da  er  nicht  Mit- 
glied. sondern  nur  (Mäitbiger  der  (lesellschaft  ist. 

OeM'öhnlich  werden  die  einzelnon  fälligen  Zinsraten 
und  Dividenden  vom  Gläubiger  nntei  blos.ser  Bezugnabme 
auf  das  Ilauptreebt  eingefordert.  Oft  aber  stellt  der 
Schuldner  iin  voraus  über  die  Zins-  und  Dividenden- 
anspi'ücbe  Urktinden  aus,  übergibt  sie  seinem  Gläubiger 
und  verspricht  ihm.  gegen  ihre  Ausliändigung  die  fälligen 
Zinsen  und  Dividenden  zu  entidcbten.  Solche  Ziusscbeine 
und  Dividendenscbeine  werden  vor  allem  dann  ausgegeben, 
wenn  auch  das  llaui)trecbt  in  einem  Papier  verbrieft  ist, 
sei  es  in  einer  Scbuldverscbi-eibung  oder  in  einem  (fesell- 
scliaftsanteilscbein.  etwa  einer  .\ktie.  hun  N'ergleicb  des 
Zinsansprucbs  mit  dem  Dividendenansjjrucb  ergibt.  — ab- 
gesehen von  dem  }iraktiscben  Dnterscbied.  dass  der  T7m- 
fang  der  Zinsen  von  vornherein  fest  bestimmt  ist.  während 
die  Dividenden  Jahr  l)esonders  festgestellt  werden 

müssea.  — eine  grosse  begriffliche  Aebnlichkeit  zwischen 
ihnen.  Sie  setzen  beide  ein  Ilauptreebt  voraus,  dessen 
Früchte  sie  darstellen  (vergleiche  101  BGB.  Ziffer  2): 
der  Zinsansprueb  entspringt  aus  dem  Ziiisversprecben.  das 
\oni  Hauptreebt  umfasst  wird;  der  Dividendenansprueb  aus 
dem  Dividendenreebt.  das  in  der  Mitgliedschaft  wurzelt. 
Demgemäss  ist  es  erklärlich,  dass  auch  die  Papiere,  die  für 
sie  ausgegeben  werden.  Zinsscheine  und  Dividendenscbeine, 
eine  ähnliche  rechtliche  Ausgestaltung  erfahren  haben  und 
im  Bürgerlichen  GesGzbuch  fast  stets  zusammen  genannt 
werden;  man  vergleiche  nur  z.  B.  die  §§  234,  799,  801,  804, 
1081.  1083.  1296,  1814.  1818,  2116.  Wir  werden  daher  beide 
gleichzeitig.  ])arallel  behandeln,  bei  hervortretenden  Unter- 
schieden .ie<^<'>C‘h  deren  i-echtliche  Bedetttung  würdigen. 

§ 2. 

b)  Wertpapiere. 

Fs  liegt  auf  der  Hand,  dass  ein  Recht,  das  nur  durch 
mündliche  Abrede  entstanden  ist  und  nur  auf  Grund  des 
( '>edächtnisses  bewiesen  werden  kann,  schon  nach  kurzer 
Zeit  in  seinem  Werte  sinkt;  die  Beteiligten  vergessen  die 
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näheren  Umstände  und  Bedingungen,  der  Beweis  wird 
schwieriger  und  so  die  Sicherheit,  dass  das  Recht  auch  Ite- 
achtet  wird,  geringer.  Daher  ist  man  schon  früh  auf  den 
Gedanken  gekommen,  den  Inhalt  des  Rechts  schriftlich  zu 
fixieren.  Das  Recht  entsteht  und  besteht  unahliängig  von 
der  schriftlichen  Darlegung,  kann  geltend  gemacht  werden 
ohne  die  Urkunde.  Diese  erleichtert  bloss  den  Beweis  und 
dadurch  mittelbar  die  Geltendmachung;  sie  ist  eine  schlichte 
Beweisiirkumie. 

Um  die  Sicherheit  der  Beteiligten  noch  zu  erhöhen, 
wird  wohl  auch  die  Bestimmung  getroffen,  dass  das  Papier 
nicht  eine  Ijlosse  Beweiserleichterung  darstellen,  oft  sogar 
ül)erhau])t  nichts  beweisen  soll,  sondern  in  erster  Linie  zu- 
gunsten des  Schtddners  die  Vermutung  begründen  soll,  dass 
demjenigen,  der  es  vorzeigt,  auch  wirklich  das  Recht  zu- 
steht,  sodass  dann  der  Schuldner  an  jeden  Präsentanten  mit 
befreiender  Wirkung  leisten  kann.  Papiere  dieser  Art  sind 
die  I.  e g i t i m a t i o n s p a p i e r e.  Unter  Legitimations- 
papieren verstehen  wir  demgemäss  solche  Papiere,  an  deren 
Inhaber  der  Schuldner  mit  befreiender  Wirkung  zu  zahlen 
berechtigt  ist.  ohne  dazu  verpflichtet  zu  sein.  Sie  verbessern 
also  hauptsächlich  nur  die  Stellung  des  Schuldners,  nicht 
auch  die  des  (flätibigers.  da  dieser  auf  Grund  ihrer  Inne- 
habung  allein  nichts  verlangen  kann.  — Der  Schuldner  kann 
überdies  noch  versprechen,  an  jeden  Inhaber  eines  be- 
stimmten Papieres  zu  leisten,  sofern  dieser  zur  Verfügung 
über  das  Papier  berechtigt  ist.  In  diesem  Falle  haben  wir 
es  mit  einem  1 n h a b e r p a p i e r zu  tun.  Inhaberpapiere 
haben  demnach  eine  doppelte  Funktion.  Einerseits  berech- 
tigen sie  den  Schuldner,  dem  Inhaber  mit  befreiender  Wirkung 
zu  zahlen,  andererseits  verleihen  sie  dem  verfügungsberech- 
tigten Inhaber  unmittelbar  das  Recht,  die  Leistung  zu  ver- 
langen. Dieser  kann  auf  Grund  der  blossen  Innehabung 
den  Anspruch  geltend  machen,  ohne  sich  weiter  legiti- 
mieren zu  brauchen.*’) 

*’)  Von  den  Inhaberpapieren  gibt  es  wieder  Modifikationen.  Es  kann 
z.  B.  bestimmt  sein,  dass  nur  derjenige  Inbaber  l)ereebtigt  sein  soll,  der 
noch  gewisse  andere  Voraussetzungen  erfüllt.  Eine  gleicbe  Möglicb.keit 
bestellt  bei  den  I.,egitimationspapieren. 
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Nach  freier  Privatwillkür  kann  bei  jedem  Sclmld- 
verhältnis  die  Leistungspflicht  des  Schuldners  geknüpft 
werden  an  beliebige  Voraussetzungen,  die  der  Gläubiger  zu 
erfüllen  bat.  So  kann  zum  Beispiel  festgesetzt  sein,  dass 
der  Schuldner  die  Leistung  nur  zu  bewirken  braucht, 
wenn  ihm  der  Gläubiger  ein  bestimmtes  Papier  ausliefert. 
Dann  kann  das  Recht  nicht  ausgeübl  werden  ohne  das  Pa- 
pier. Selbst  dem.  der  sein  Recht  schlagend  beweisen  kann, 
braucht  der  Schuldner  nicht  zu  leisten,  wenn  er  ihm  das 
Papier  nicht  herausgibt.  Denn  er  hat  Leistung  nur  gegen 
Aushändigung  des  Papieres  verspiochen.  Hier  ist  das 
Hecht  vollständig  wertlos  ohne  das  l’apier;  erst  das  Papier 
gibt  die  Möglichkeit,  das  Recht  auszuüben.  Das  Papier  ist 
Träger  des  Rechts.  Solche  Papiere  nennen  wir  W e r t - 
p a p i e r e.^  Gewöhnlich  enthalten  sie  einen  Hinweis  dar- 
auf. zu  welchem  Zwecke  sie  dienen,  insbesondere  zu  welchem 
Rechte  sie  gehören.  Enthalten  sie  eine  solche  gedankliche 
Aeusserung,  so  kann  man  sie  als  Urkunden  im’weiteien 
Sinne  bezeichnen.  Die  Urkundencpialität  ist  abei,  uie  au.s 
dem  (4bigen  hervor  geht,  kein  wesentliches  Merkmal  des 
Wertpapierbegriffs;  doch  ist  sie  die  Regel.  So  kommt  es, 
dass  viele  Schriftsteller  die  Eigenschaft  als  Urkunde  in  ihre 
Definition  des  Wertpapiers  aufnehmen.  — Ein  Wertpapier 
kann  zu  gleicher  Zeit  Inhaberpapier  sein,  oder  Legiti- 
mationspapier, oder  Beweisurkunde.  Dies  ist  jedoch  durch- 
aus nicht  notwendig,  und  es  sind  sehr  wohl  auch  Fälle 
denkbar,  wenn  auch  selten,  wo  ein  Wertpapier  keine 
sonstigen  F unktionen  hat. 

Die  Papiere,  die  wir  bis  jetzt  b(‘sprochen  haben,  haben 
nur  Bedeutung  für  die  Ausübung  eines  schon  bestehenden 
Rechts.  Sie  setzen  eine  Verbindlichkeit  voraus.  Derjenige, 
der  sie  benutzt,  muss  im  Falle,  dass  der  Schuldner  seine 
Verbindlichkeit  bestreitet,  deren  Bestehen  beweisen;*)  dazu 
genügt  nicht,  dass  er  die  Echtheit  des  Papiers  dartut;  denn 

")  Das  ist  der  Begriff  des  Wertpapieres  im  eiigern  Sinne.  Als 

L Wertpapiere  im  weiteren  Sinne  werden  alle  für  den  Rechtsverkehi  be- 

d^utsamen  Papiere  bezeichnet. 

Ausgenommen  bei  den  seltenen  Beweisurkund^n. 
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in  dem  Papier  ist  ja  die  Verbindlichkeit  nicht  enthalten,  das 
Papier  ist  vielmehr  nur  für  die  Ausübung  der  als  bestellend 
vorausgesetzten  Verbindlichkeit  ausgestellt.  — Eine  Ver- 
bindlichkeit entsteht  gewöhnlich  durch  Vertrag  (§  d<>‘> 
BGB.),  ausnahmsweise  auch  durch  einseitige  formelle  Aktf. 
z.  B.  durch  Stiftungsgeschäft  (§  82  BGB.),  oder  durch  Aus- 
lobung (§  657  BGB.).  Als  wichtigsten  PMll  des  Phitsteheiis 
einer  \ erbindlicbkeit  durch  einseitiges  Rechtsgeschäft  ent- 
hält das  Bürgerliche  Gesetzbuch  das  Versprechen  einer 
Leistung  in  einer  I7rkunde,‘* ) und  zwar  regelt  es  im  TÜ  l 
den  P5ill,  dass  «jemand  eine  Urkunde  ausgestellt  hat,  in  der 
er  dem  Inhaber  der  Urkunde  eine  Leistung  verspricht  . 
Durch  ein  solches  einseitiges  X'ersprechen  wird  auf  Grund 
des  § 793  der  Aussteller  dem  Inhaber  der  Urkunde  zu  der 
Leistung  verpflichtet.  Der  Verpflichtungsgrund  liegt  in  der 
Urkunde  selbst;  der  Berechtigte  kann  die  Leistung  nach 
Massgabe  des  urkundlichen  Versprechens  verlangen,  und  es 
können  ihm  nur  solche  Einwendungen  entgegengehalten 
werden,  die  sich  aus  der  I7rkunde  selbst  ergeben.’®)  Solche 
Urkunden,  die  eine  Verbindlichkeit  zur  Entstehung  bringen, 
sind  die  S c h u 1 d v e r s c h r e i b u n g e n.  Man  kann  sie 
bezeichnen  als  «Rechtsentstehungspapiere».  Ist  durch  eine 
Schuldverschreibung  einmal  ein  Recht  begründet,  so  können 
zu  seiner  Ausübung  die  verschiedensten  «Papier»-arten  be- 
nutzt werden,  Legitimationspapiere  oder  Inhaberpapiere, 
mit  oder  ohne  Wertpapiercharakter  usw.  Es  sind  mannig- 
fache Kombinationen  denkbar.  Es  können  auch  — theo- 
retisch betrachtet  — für  einzelne  Teile  der  bestehenden  Ver- 
bindlichkeit besondere  Papiere  geschaffen  werden.  Der 
gewöhnliche  Fall  ist  der,  dass  die  Schuldverschreibung 
selbst  zur  Ausübung  dient,  dass  sie  selbst  Inhaberpapier 
oder  Legitimationspapier,  Wertpapier  ist.  Ja,  der  Schuld- 
verschreibung auf  den  Inhaber  wird  vom  Bürgerlichen  Ge- 

'■*)  Hier  wird  der  Begriff  „Urkunde“  in  engerem  Sinne  gebraucht. 
Es  ist  daher  schriftliche  Unterzeichnung  erforderlich,  (ä?  126  BGB).  Eine 
Erleichterung  bietet  § 793  Abs.  2 BGB. 

’®)  Ausserdem  auch  Einwendungen,  die  die  Ausstellung  der  Ur- 
kunde betreffen  oder  dem  Schuldner  gegen  den  Gläubiger  unmittelbar 
zustehen.  (§  796  BGB.). 
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setzbucli  Wertpapiercharakter  beigelegt  dadurch,  dass  iiii 
ij  797  bestiniiut  ist,  dass  der  Schuldner  die  llauptleistung 
nur  gegen  Aushändigung  des  Papieres  zu  bewirken  l)raucht: 
die  Schuldverschreibung  auf  den  Inhaber  ist  ein  gesetzliches 
Wertpapier.  Oft  ist  in  den  Schuldvrwschreibungen  der- 
jenige. dein  die  Leistung  versprochen  wird,  mit  Namen  ge- 
nannt. Dann  sind  sie  Namenpapiere  (h’ektapapiere).  Oder 
auch  der  Aussteller  hat  versprochen,  an  denjenigen  zu  leisten, 
der  in  dem  Papier  von  dem  mit  Namen  genannten  direkten 
\ersprechensempfänger  bezeichnet  wird.  Dann  sind  sie 
Orderpapiere.  Der  Berechtigte  kann  wieder  einen  Dritten 
benennen,  dieser  einen  \ ierten,  und  so  ist  es  möglich,  dass 
das  Papier  durch  mehrere  Hände  geht.  Auch  die  Order- 
.schuldverschreibungen  sind  in  der  Regel  gleichzeitig  ert- 
papiere.  — Aus  unseren  Ausführungen  ergibt  sich,  dass  die 
Schuldverschreibung  auf  den  Inhaber,  wenn  auch  die  voll- 
kommenste, so  doch  nicht  die  einzig  mögliche  Art  der  In- 
haberpapiere ist.”)  Sie  ist  das  einzige  Inhaberpapier  mit 
Kechtsentstehungsfunktion,  und  nur  unter  Linhaltung  der 
strengen  Form  der  Schuldverschreibung  kann  eine  Papier- 
verbindlichkeit (Skri})turobligation)  begründet  werden. 
Die  anderen  rnhaberjiapiere  sind  lediglich  «Rechtsaus- 
übungspapiero;  in  ilu-er  primitivsten  Art  sind  sie  nicht 
einmal  Wertpapiere.  Lin  reines  Inhaberpapier  liegt  schon 
vor.  wenn  jeder  Inhaber  schlechthin  befugt  ist  zur  Aus- 
übung des  Rechts.  Inhaber  -wert-  papier  ist  dann  ge- 
geben. wenn  einmal  jeder  Inhaber  scldechthin  legitimiert  ist 
zur  Ausübung  des  Hechts,  überdies  abei"  die  \ erwertung  des 
Rechts  durch  die  Innehabung  des  Papiers  privatrechtlich 
bedingt  ist  (Brunner).  — Von  den  Inhaberpapieren  haben 
im  Bürgerlichen  Gesetzbuch  nur  die  Schuldverschreibungen 
eine  ausführlichere  Regelung  erfahren  . Diese  Regeln  sind 
auf  die  andern  Arten  der  Inhaberpapiere  sinngemäss,  ent- 
sprechend anzuwenden.  — 

Zu  einem  weiteren  Eingehen  auf  die  Theorie  der  V ert- 
papiere  ist  hier  nicht  der  geeignete  Ort.  Es  soll  uns  ge- 


“)  Dies  ist  von  versoliiedenen  Sdiriftstellern  verkannt  worden ; 
siehe  weiter  unten. 
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nügeii,  die  verschiedenen  — in  der  Literatur  verworrenen  — 
Begriffe  und  die  in  dieser  Abhandlung  zu  gebrauchende 
Terminologie  festgestellt  zu  haben,  um  der  Entstehung  von 
Missverständnissen  und  Unklarheiten  vorzubeugen. ^“)  — 
In  der  Wissenschaft  sind  über  den  Begidff  des  Wertpapiers 
vor  allem  zwei  Ansichten  vertreten.  Nach  der  einen  müssen 
Wertpapiere  immer  Beweisurkunden  sein,  und  zwar  solche, 
in  denen  das  zu  beweisende  Recht  inkorporiert  ist,  Skrip- 
turen, denen  eine  notwendig  wesentliche  Rolle  beim  Ent- 
stehen, Bestehen  und  beim  Untergehen  des  durch  sie  be- 
weisbaren Rechts  zufällt  (G  a r e i s in  Busch’s  Archiv  1876, 
Seite  103).  Gareis  zieht  also  den  Kreis  der  Wertpapiere 
viel  enger  als  wir,  und  sein  Begriff  des  Wertpapiers  ent- 
si>richt  ungefähr  unserm  Begriff  der  Schuldverschreibung 
mit  Wertpapiercharakter.  Nicht  Wertpapiere  sind  nach 
Gareis  sämtliche  reinen  Rechtsausübungspapiere.  — Diese 
Auffassung  war  die  herrschende  bis  zum  Erscheinen  von 
B r u n n e r s Abhandlung  über  die  Wertpapiere  (1882  in 
Endemanns  Handbuch  des  Deutschen  Handelsrechts,  Ab- 
schnitt 3).  Brunner  gibt  folgende  Definition:  «Wertpapier 
ist  eine  Urkunde  über  ein  Privatrecht,  dessen  Verwertung 
durch  die  Innehabung  der  Urkunde  privatrechtlich  bedingt 
ist»  (Seite  147).  Diese  Definition  entspricht  ungefähr  der 
unsrigen,  nimmt  aber  die  Urkunden qualität  in  den  Wert- 
papierbegriff auf.”^)  Durch  die  verschiedene  Auffassung 
des  Wertpapierbegriffs  seitens  der  Anhänger  von  Gareis 
und  von  Brunner  erklären  sich,  wie  wir  später  sehen  werden, 
viele  Missverständnisse  in  dem  Streit  über  das  Wesen  der 
Zins-  und  Dividendenscheine. 

Wir  haben  den  Befjriff  der  rechtlich  bedeutsamen  Papiere  im 
Wesentlichen  entwickelt  auf  der  Grundlage  des  Schuldrechts.  Es  gibt 
aber  auch  mitgliedschaftliche  und  sachenrechtliche  Papiere.  Diese  kommen 
in  ähnlichen  Ausgestaltungen  vor.  Allein  wir  haben  sie  ausser  Betracht 
gelassen,  weil  wir  des  nähern  nur  Papiere  über  Obligationen,  nämlich 
über  Zins-  und  Dividendenforderungen  zu  behandeln  haben. 

Vergleiche  hierüber  Seite  14  der  Arbeit. 
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11.  Allgemeiner  Teil:  Die  rechtliche  Natur  des 
Zinsscheins  und  des  Dividendenscheins. 


§ 3. 

• • 

a.  Äussere  Form  und  Arten  der  Scheine. 

Zins-  und  Dividendenscheine  werden  gewöhnlich  nm- 
ausgegeben,  wenn  auch  das  Recht,  aus  dem  die  Zins-  und 
Dividendenansprüche  entspringen,  in  einem  Papier  verbrieft 
ist  und  nur  mittels  des  Papiers  geltend  gemacht  werden 
kann.  Mit  dem  Hauptpapier,  dem  <Stück»,  erhält  der  Be- 
rechtigte gleich  eine  Anzahl  von  Scheinen,  gegen  deren  Vor- 
legung er  die  Zinsen  und  Dividenden  bei  ihrer  Fälligkeit 
erheben  kann.  Diese  Scheine  sind  zu  einem  besondern 
Bogen  verbunden.  Auf  jedem  von  ihnen  ist  vermerkt,  welche 
Zins-  bezw.  Dividendenrate  mit  ihm  erhoben  werden  kann. 
Ist  eine  Zins-  oder  Dividendenrate  fällig,  so  wird  der 
passende  Schein  abgetrennt,  abgeschnitten,  kupiert  (daher 
auch  der  Name  Coupons  für  die  Scheine)  und  dem  Schuldner 
zur  Einlösung  präsentiert.  Zinsen  werden  gewöhnlich 
halbjährlich,  Dividenden  jährlich  ausbezahlt.  Ein  Zins- 
bogen hat  ungefähr  folgende  Gestalt : 


f.» 


Sind  alle  Zinsscheine  abgetrennt,  so  bleibt  der  soge- 
nannte Erneuerungsschein,  auch  Talon  genannt.  (-^  Ferse, 
da  er  sich  am  Ende  der  Serie  befindet)  übrig,  der  den  In- 
haber zum  Bezug  neuer  Coupons  ermächtigt.  — ln  den  Cou- 
pons selbst  findet  sich  die  Bezeichnung  als  Zins-  oder  Divi- 
dendenschein, ferner  die  Angabe,  zu  welchem  Hauptpapier 
sie  gehören  und  an  welchem  Tag  und  Ort  die  in  ihnen  be- 
zeichnete  Rate  erhoben  werden  kann.  Z.  B.  folgendm- 
Schein  zu  einer  Orderobligation: 

Friedrich  Krupp,  Gussstahlfabrik.  — 18.  Zinsschein 
zu  der  Teilschuldverschreibung  über  5000  M Lit  A. 
zahlbar  mit  100  M am  1.  Juli  1902,  bei  (Zahlstelle). 
Essen  a.  d.  Ruhr,  den  1.  Mai  1893.  — Friedrich  Krupp. 

Oft  findet  sich  eine  faksimilierte  Unterschrift,  welche 
die  Nachprüfung  der  Echtheit  erleichtert,  aber  nicht  not- 
wendig ist,  auch  sehr  häufig,  vor  allem  bei  Zinsscheiiien. 
fehlt.  So  werden  in  Oesterreich  allgemein  nur  Zinsscheine 
ohne  Unterschrift  benutzt.  Der  Verkehr  macht  keinen 
Unterschied,  ob  die  Zinsscheine  unterschrieben  sind  oder 
nicht.  (Vergleiche  hierüber  die  Auskünfte  aus  Eachkreisen, 
die  S a e n g e r in  seiner  Dissertation  «Ueber  die  Rechts- 
natur  der  Zinsscheine»  Seite  73  ff.  abdruckt.)  — Die  Zins- 
scheine der  Staatsanleihen  haben  eine  ganz  ähnliche  Form 
wie  der  oben  angeführte  industrielle.  Sie  tragen  gewöhnlich 
eine  faksimilierte  Unterschrift.  Z.  B.  folgender  Coupon  zu 
einer  Inhaberobligation : 

4%  Anleihe  des  Deutschen  Reichs  von  1892;  Zins- 
schein Nr. 9 zur  Schuldverschreibung  Lit.  E Nr. 467629 
über  2(X)  M halbjährige  Zinsen,  zahlbar  am  1.  Ok- 
tober 1897.  Berlin,  den  1.  Februar  1892.  Reichs- 
schuldenkommission (Faksimilierte  Unterschriften) . 
Zahlstellen. 

Es  kommt  auch  vor,  hauptsächlich  bei  den  Dividenden- 
scheinen, dass  in  dem  Coupon  noch  ausdrücklich  ein 
Leistungsversprechen  vorhanden  ist,  etwa  «Inhaber  emp- 
fängt gegen  diesen  Divideiidenschein  . . . .».  Durch  eine 
solche  Inhaberklausel  wird  der  Schein  aus  sich  verständ- 
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licher.  Notwendig  ist  sie  nach  der  \'erkehrsanffassimg 
keineswegs  und  findet  sich  nur  in  wenigen  Fällen.  (Vgl. 
dii'  Auskünfte  kSaengers  zu  II.)  Die  meisten  Coupons  legi- 
timieren jeden  Inhaber;  es  gibt  aber  auch  auf  den  Namen 
oder  an  Order  lautende  Scheine.  Scheine  der  letzteren 
Arten  kommen  jedoch  praktisch  nur  sehr  selten  vor  (vgl. 
Saenger).  obwohl  sie  juristisch  sehr  wohl  möglich  sind.^C 
Gar  kein  äusserer  Unterschied  besteht  zwischen  Zins- 
sclieinen  oder  Dividendenscheinen  zu  Inhaberpapieren  und 
solchen  zu  Ürderpapieren.  Man  vergleiche  nur  die  beiden 
angeführten  Beispiele  von  Zinsscheinen,  von  denen  der  eine 
(Krupp)  zu  einer  Orderschuldverschreibung,  der  andere 
(Keichsanleihe)  zu  einer  Inhaberschuldverschreibung  ge- 
hört. Veit  Simon’-''’)  irrt,  wenn  er  meint,  den  Zins- 
scheinen zu  Orderpapieren  fehle  die  Inhaberklausel,  wäh- 
rend sie  in  den  Scheinen  zu  Inhaberpapieren  vorhanden  sei. 
Auch  bei  letzteren  fehlt  sie  in  der  Mehrzahl  der  Fälle,  ins- 
besondere gerade  bei  Staatspapieren.  Im  Verkehr  werden 
beide  Arten  von  Scheinen  vollständig  gleich  behandelt,  und 
der  Wille  des  Ausstellers  ist  bei  beiden  offenbar  derselbe; 
wäre  er  verschieden,  so  würde  dies  sicherlich  in  der  äusseren 
Fassung  znm  Andruck  kommen. 

§ 4. 

b.  Geschichtliche  Entwicklung. 

Lange  wurden  die  Zinsen  der  Obligationen  und  auch 
die  Anteile  am  Keingewinn  der  Gesellschaften  bezogen  auf 
( irund  und  unter  Vorlegung  der  das  Hauptrecht  ver- 
briefenden Urkunden.  — Besondere  Papiere  für  den  Divi- 
dendenbezug findet  man  am  frühesten  in  Italien  bei  der 

*')  Wir  richten  daher  unsere  Betrachtungen  nur  auf  die  Scheine 
der  erstereil  Art. 

Simon,  Die  namenlosen  Zinsscheine  der  Orderpapiere,  S.  19. 
Einen  Unterschied  nehmen  ferner  an  : Apt  und  Dove  in  der  Korrespon- 
denz der  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  Berlin  ; Apt  in  Holdheim's  Monats- 
schrift 1900,  S.  243;  ferner  Planck  in  den  ersten  Aufla2:en  seines  Kom- 
mentars zum  BGB. 
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Bank  von  Genua  und  bei  der  Ambrosius-Bank  in  Mai- 
land;’'’) in  Deutschland  kamen  sie  erst  im  Laufe  des 
18.  Jahrhunderts  in  Gebrauch,  und  wurden  später  in  grosser 
Anzahl  hauptsächlich  zu  den  Orderaktien  ausgegeben.  Sie 
dienten  dem  Aktionär  bei  Erhebung  seines  Anteils  am  Kein- 
gewinn zur  Legitimation  und  ersparten  ihm  die  lästige  ^'or- 
legung  der  Aktie  selbst.  Vermöge  der  Uebertragbarkeit  des 
in  ihnen  verbrieften  Dividendenanspruchs  (vgl.  oben  S.  11) 
konnten  sie  veräussert  werden  und  wurden  in  der  Tat  von 
jeher  oft  verkauft  oder  an  Zahlungsstatt  gegeben.  — Zins- 
. scheine  finden  wir  zuerst  in  Frankreich  unter  Ludwig  XA'l. 
Es  waren  dies  einfache  Nummern,  die  in  ununterbrochenen 
Zahlen  fortliefen  und  der  Keihe  nach  an  den  Zinsterminen 
abgeschnitten  wurden.  Da  sie  sich  aber  auf  die  Staats- 
papiere selbst  gar  nicht  näher  bezogen,  so  konnte  leicht 
Missbrauch  damit  getrieben  werden,  und  es  war  überdies 
unmöglich,  damit  Separatgeschäfte  zu  machen.’')  Eine 
vollkomenere  Form  hatten  schon  die  Zinsscheine,  die  durch 
die  Sächsische  Deklaration  vom  10.  Oktober  1763  geschaffen 
wurden,  die  sog.  Steuerscheine».  Für  diese  war  aus- 
drücklich bestimmt,  dass  sie  einzeln  abgeschnitten,  nach 
Willkür  verhandelt  und  zu  der  Verfallzeit  vom  jedesmaligen 
Inhaber  zur  Zahlung  präsentiert  werden  konnten.’^)  Aus 
ihrer  Umlaufsfähigkeit  muss  geschlossen  werden,  dass  sie 
schon  deutlich  auf  das  Zinsversprechen  des  Hauptpapiers 
Bezug  nahmen,  und  auch  aus  sich  allein  ersehen  liessen. 
zu  welchem  Zwecke  sie  dienten.  Nach  dem  Beispiel  der 
Sächsischen  Steuerscheine  bürgerte  sich  in  ganz  Deutsch- 
land die  Sitte  ein,  für  den  Zinsbezug  aus  Staatspapieren  Cou- 
pons auszugeben,  und  im  19.  Jahrhundert  ist  dies  allgemein 
üblich.  Immer  aber  handelte  es  sich  ausschliesslich  um 
Zinsscheine  zu  Inhaberschuldverschreibungen;  denn  erst  in 
den  70er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  kamen  die  Schuld- 
verschreibungen an  Order  und  damit  die  Zinsscheine  zu 

Vgl.  Jaekwitz,  (^ewinnaiiteilscheine  auf  Inhaber  bei  Aktien- 
gesellschaften, S.  ß. 

’O  Bender,  Verkehr  mit  Staatspapieren,  1830,  § 38,  S.  194. 

1^)  Die  wichtigsten  Teile  der  Deklaration  sind  abgedrnckt  bei 
K nutze.  Die  Ijehre  vo7i  den  Inhaberpapieren,  1857,  S.  84. 


( »rderpapiereii  auf.  als  Nachbildiiiigeii  der  schon  lange  be- 
kannten Orderaktien  und  Dividendenscheine.  — 8o  finden 
sich  jetzt  iin  Verkehre  zahllose  Orderschuldverschreibiingen 
lind  Inhaberschuldverschreibungen  nebeneinander  und  jedes- 
mal die  Zinsscheine  dazu,  ebenso  Inhaberaktien  und  Order- 
aktien mit  den  zugehörigen  Dividmidenscheinen.  aiissei  dein 
auch  Namenschuldverschreibungen.  Die  meisten  Leute,  die 
Zinsscheine  oder  Dividendenscheine  kaufen,  wissen  gar 
nicht,  ob  das  Papier,  zu  dem  die  Scheine  gehören,  Inhaber- 
nder  Orderpapier  ist;  dies  ist  ihnen  auch  völlig  einerlei,  da 
ein  gleicher  Anspruch  darin  enthalten  ist.  und  sie  damit 
dieselbe  (Teldsunune  erlangen  können. 


c.  Auffassungen  über  das  Wesen  der  Scheine. 

§ 0. 

1.  Grund  und  Gegenstand  des  Streites. 

Vor  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
gab  Anlass  zu  den  I ntersuchungen  über  die  rechtliche 
Natur  der  Zinsscheine  und  der  Dividendenscheine  vor  allem 
die  Fi-age.  inwieweit  die  in  ihnen  verbriefte  Forderung  von 
dem  Ilauptrecht  abhängig  sei;  ob  mit  Erlöschen  des  Haupt- 
rechts  die  Scheine  ihre  Kraft  verlieren  sollten  oder  nicht. 

Für  die  Dividendenscheine  wai'  die  Frage  nicht  so  be- 
stritten wie  für  die  Zinsscheine;  di(‘  meisten  Autoren  waren 
sich  darüber  einig,  dass  die  Wirksamkeit  der  Dividenden- 
scheine aufhört  mit  Erlöschen  des  Mitgliedschaftsrechts. 

Die  Dividendenscheine  bleiben  nämlich  gewöludich  bis  zur 
1-  älligkeit  in  der  Hand  des  Gesellschafters,  und  diesem  er- 
scheint es  ganz  natürlich,  dass  er  nach  Beendigung  .meiner 
Mitgliedschaft  auch  nicht  mehr  am  Reingewinn  teilnimmt. 
V enn  einmal  ein  Coupon  über  eine  zukünftige  Dividende 
in  den  ^ erkehr  gelangt,  so  weiss  je<ler  Plrwerber.  dass  mög- 
licherweise gerade  in  dem  in  Beti  acht  kommenden  Jahre 
keine  Dividende  zur  Auszahlung  gelangen  wird;  er  rechnet 

i'-'i  I)eiii,-'(‘in;iss  hat  auch  das  IICH.  lustimiar.  dass  mit  Kraftlos- 
wcr.lmi  der  Aktie  aueli  der  Au>|iruch  aus  den  noch  nicht  fällii-en  I)i\  i- 
dtuidiuiseheinen  erlischt,  (vj  -22S  ) 
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filso  mit  dem  Risiko,  dass  unter  Umständen  der  Schein 
wertlos  sei.  — Anders  bei  den  Zinsscheinen.  Sie  lauten 
stets  auf  einen  bestimmten,  sicheren  Betrag,  und  werden 
häufig  — manchmal  sogar  schon  vor  der  Fälligkeit  — ver- 
kauft oder  zu  Zahlungen  benutzt.  Wenn  nun  vor  dem  Ein- 
tritt der  Fälligkeit  des  veräusserten  Scheins  die  Haupt- 
obligation erloschen  war,  und  man  stellte  sich  auf  den  Stand- 
punkt, dass  dann  auch  keine  Zinsen  mehr  verlangt  werden 
konnten,  so  war  der  Zinsscheininhaber  schwer  geschädigt, 
da  er  in  der  Regel  gar  keinen  Regress  mehr  erlangen  konnte. 
Aus  diesem  Grunde  wurde  schon  früh  die  Ansicht  vertreten, 
dass  die  Scheine  völlig  selbständige  Summenversprechen 
enthalten  und  ganz  unabhängig  vom  Hauptrecht  geltend  ge- 
macht werden  können,  einerlei,  ob  dieses  noch  besteht  oder 
nicht.  Dieser  Auffassung  standen  andere  gegenüber, 
die  für  das  Gegenteil  schwerwiegende  Gründe  ins  Feld 
führten.  — Sämtliche  älteren  Erörterungen  über  das  Wesen 
der  Coupons  knüpfen  an  diese  wichtige  Kontroverse  an  und 
zur  Lösting  der  P'rage  sind  verschiedene,  weiter  unten 
zu  besprechende  Theorien  über  die  juristische  Natur  der 
(Vmpons  aufgestellt  worden.-*')  Dem  Streit  wurde  ein  p]nde 
gemacht,  wenigstens  für  die  Zinsscheine  zu  Inhaberschuld- 
verschreibungen,  durch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch,  das 
sich  im  § 803  für  die  Selbständigkeit  der  Scheine  atisspricht. 
lediglich  im  Interesse  der  Verkehrssicherheit.- *) 

Nachdem  nun  diese  praktische  P^rage  durch  das  Macht- 
wort des  Gesetzgebers  entschieden  worden  war.  hat  sich  ein 
neuer  Streit  erhoben,  nämlich  darüber,  ob  die  Ausgabe  von 
Ziusscheinen  auf  den  Inhaber  staatlicher  Genehmigung  be- 
dürfe. Staatliche  Genehmigung  ist  nach  § 795  BGB  er- 
forderlich für  die  Ausgabe  «von  Schuldverschreibungen  auf 
den  Inhaber,  in  denen  die  Zahlung  einer  bestimmten  Geld- 
summe versprochen  wird».  Sind  die  Coupons  solche 
Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber?*  Auch  hier  be- 
zieht sich  der  Streit  unmittelbar  nicht  auf  die  Dividenden- 

Die  Fragte  der  Abhängigkeit  soll  des  nähern  in  einem  heson- 
fh^ren  Abschnitt  der  Abhandlnng  besprochen  werden. 

Motive  1888,  Bd.  2,  S.  701. 
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scheine,  da  diese  nicht  auf  eine  bestiinnite  Geldsuniine  lauten. 
A Oll  den  Zinsscheinen  koininen  hauptsächlich  diejenigen  zu 
Orderpapieren  in  Betracht.  Hier  bedarf  nänilich  das  Haupt- 
papier keiner  Genehmigung.  Muss  für  die  einzelnen  Neben- 
papiere eine  b e s o n d e r e Genehmigung  erteilt  werden  ? 
— Die  Genehmigungsbedürftigk(dt  solcher  Zinsscheine 
war  vor  1900  von  keiner  Seite  behauptet  worden,  obwohl  in 
Preussen  eine  mit  dem  § 795  fast  wörtlich  übereinstimmende 
Gesetzesvorschrift  bestand.  (Ges.  vom  17.  Juni  1833.  § 1). 
Ja,  eine  preussische  Staatsanstalt,  die  Seeiiandlung.  hatte 
selbst  mitgewirkt  bei  der  Ausgabe  von  Orderobligationen 
nebst  Zinsscheinen,  ohne  dass  hierzu  staatliche  Ge- 
nehmigung erteilt  war.  Erst  als  der  Hamburgische  Senat 
am  23.  Mai  1900  anlässlich  einer  Anleihe  der  Norddeutschen 
Zuckerraffinerie  ausdrücklich  die  Genehmigung  zur  Aus- 
gabe von  Inhaberzinsscheinen  erteilte,  begann  die  Frage 
streitig  zu  werden.  Die  Ansicht  des  Hamburger  Senats  be- 
ruhte übrigens  auf  einem  Pechtsiri  tum,  da  die  Scheine,  um 
die  es  sich  handelte,  gar  keine  Unterschrift  trugen,  daher 
Schuldverschreibungen  wegen  mangelnder  lAkundenqualität 
nicht  darstellen  konnten.*-)  Auch  dieser  neue  Streit  hat 
mannigfache  Erörterungen  über  die  Kechtsnatur  der 
Coupons  veranlasst. 

So  sehen  manche  in  den  Zinsscheinen  und  den  Di- 
videndenscheinen Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber. 
Andere  kommen  aus  den  verschiedensten  Gründen  zu  dem 
Kesultat.  dass  die  Coupons  im  allgemeinen  Schuldverschrei- 
bungen nicht  darstellen.  Daraus  werden  Konsequenzen 
nach  zwei  Richtungen  gezogen.  Auf  der  einen  Seite  wird 
angenommen,  die  Scheine  seien  überhaupt  keine  Inhaber- 
papiere, sondern  Legitimationspapiere.  Auf  der  andern 
Seite  wird  behauptet,  die  Scheine  seien  unvollkommene 
Inhaberpapiere,  sog.  «Inhaberzeichen». 

§ 6. 

2.  Die  Scheine  als  Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber. 

Seit  Erlass  der  Sächsischen  Deklaration  von  1763 
wurde  in  der  Wissenschaft  allgemein  angenommen,  die 
§ 126  BGB.  Vor^l.  dazu  aiicli  oben  S.  1.'), 


Zinsscheine  seien  Inhaberpapiere.  Zwar  erhoben  sich  ein- 
zelne Stimmen,  die  die  Coupons  zu  den  Legilimations- 
papieren  rechneten,  hauptsächlich  im  Anschluss  an  eine 
Entscheidung  des  Bayrischen  Oberappellationsgerichts  über 
die  Coupons  der  Augsburger  Stadtobligationen  (1803).  Das 
kam  daher,  weil  die  letzteren  in  der  Tat  nach  ihrer  ganzen 
Fassung  nur  Legitimationspapiere  sein  sollten.  Aucb  einige 
Entscheidungen  anderer  höherer  Gerichte  sprachen  sich 
gegen  die  Inhaberpapierqualität  aus.  Die  überwiegende 
Meinung  blieb  aber  bei  der  Auffassung  der  Scheine  als 
Inhaberpapiere;  so  vor  allem  Kuntze-'*).  Brunner-^),  Ende- 
mann-^),  Seligsohn-''),  Nagel-' ) ; für  den  Dividendenschein 
im  besonderen  Grünhut-*^).  WTnn  behauptet  wird,  die 
Scheine  seien  Inhaberpapiere,  so  wird  damit  nicht  gesagt, 
dass  sie  Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber  im  Sinne 
des  BGB.  sind;  denn  es  gibt  ja  verschiedene  Arten  von 
lnhabei})apieren,  vollkommenere  und  unvollkommenere. 

Der  Umstand,  dass  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  Zins- 
und  Dividendenscheine  in  dem  22.  Titel  des  zweiten  Buchs 
unter  der  I eberschrift  «Schuldverschreibung  auf  den  In- 
haber» behandelt,  könnte  zu  der  Annahme  verleiten,  dass 
die  Scheine  selbst  Schuldverschreibungen  seien.  Ein  solcher 
Schluss  aus  der  räumlichen  Anordnung  ist  jedoch  nicht 
gerechtfertigt,  da  in  demselben  Titel  (§  808)  auch  Legiti- 
mationspapiere behandelt  sind,  von  denen  niemand  be- 
hauptet, sie  seien  Inhaberschuldverschreibungen.  Wenn 
sich  Vorschriften  über  die  Coupons  in  diesem  Titel  befinden, 
so  ist  dies  nur  aus  der  Bedeutung  der  Scheine  füi-  die  In- 
haberschuldverschreibungen und  ihrer  Zugehörigkeit  zu 
solchen  zu  erklären.  — Stichhaltiger  erscheint  schon  das 
A orbringen.-’C  dass  der  § 799  BGB.  eine  Vorschrift,  die  all- 
gemein fü]‘  Schuldverschreibungen  auf  den  Inhalier  gilt, 


Inliaberj)apiere,  S.  604  ff. 

-b  In  Endeinann’s  Handbuch  des  HamUdsrcchts,  S.  20.S.  (isss.) 

-b  Bür<>erliches  Keclit,  4.  Aufl.,  S.  273. 

-b  In  Goldschmidt's  Zeitschr.,  Bd.  36,  S.  61  ff. 

-b  Die  rechtliclie  Natur  der  Zinskoiq)nns.  S.  21. 

In  seiner  Zeitschrift,  Bd.  1,  S.  377. 

-■')  Liebiiiann,  i.d.D.  .1.  Z.  19(J0,  S.  554  : .lacUwitz  S.  10 ; KG.  74,  S.  341. 
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nudrücklicli  für  Zinsscheiiio  und  J3ividendensclieine  aus- 
srhliesse;  daraus  ergebe  sich,  dass  das  Gesetz  die  Scheine 
zu  den  Inhaberschuldverschreibungfai  rechne.  Aber  auch 
<iiese  Argumentation  ist  keineswegs  zwingend.  § 799  be- 
sagt: «Eine  abhanden  gekommene  oder  vernichtete  Schuld- 
verschreibung auf  den  Inhaber  kann,  wenn  nicht  in  der  Ur- 
kunde das  Gegenteil  bestimmt  ist,  im  Wege  des  Aufgebots - 
\ erfahrens  für  ki'aftlos  erklärt  werden.  Ausgenommen  sind 
Zins-.  Renten-  und  Gewinnanteilscheine  . . . .»  Das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  will  durch  diese  Bestimmung  die  Zins- 
nnd  Dividendenscheine  nicht  als  Schuldverschreibungen 
auf  den  Inhaber  charakterisieren.  Auch  wenn  es  z.  B.  da- 
\on  ausgehen  würde,  dass  die  (’oupons  bloss  unvoll- 
kommeuere  Inhaberpapiere  seien,  oder,  je  nach  ihrer  Fassung, 
sein  könnten,  müsste  der  § 799  ebenso  lauten,  um  zu  ver- 


hindern. dass  die  Scheine  inbezug  auf  die  Kraftloserklärung 
ähnlich  wie  die  Schuldverschreibungen  behandelt  werden, 
da  nändich  im  allgemeinen  die  \'orscliriften  über  die  Schuld- 
verschreibungen auf  den  Inhaber  auf  die  andern  Arten  der 
I nhal)erpapiere  analog"’")  anzuwenden  sind.  — Ein  Schluss 
nach  der  einen  oder  der  andern  Seite  wäre  sonach  verfehlt; 
der  Satz  2 des  § 799  wollte  nur  etwaige  Zweifel  über  eine 
praktisch  wichtige  Frage  ausschliessen.’” ) 

Positi\-  sprechen  gegeii  die  Eigenschaft  der  Scheine  als 
Schuldverschreibungen  verschiedene  Momente.  Sehr  viele 
Scheine  tragen  überhaupt  keine  UntcTSchrift,  können  somit 
— dies  wird  übrigens  von  niemandem  bestritten  — nicht 
Schuldverschreibungen  sein,  da  ihnen  die  Urkundenform 
fehlt  (§§  793.  126  BGB.).  Sie  werden  aber  im  Verkehr  den 
unterschriebenen  völlig  gleich  geachtet  und  erfüllen  genau 
«lenseiben  Zweck  geiade  so  gut  wie  die  unterschriebenen, 
ein  Umstand,  der  darauf  hinweist,  dass  die  Unterschrift 
rechtlich  vollkommen  überflüssig  ist.  — Es  sind  zwar  nicht 
wenige  Scheine  mit  einer  Unterschrift  versehen;  es  ist  aber 
falsch,  dies  als  Grund  dafür  anzuführen,  dass  sie  Schuld- 
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Verschreibungen  sind.  Ist  denn  die  Unterschrift  das  be- 
stimmende Merkmal  für  die  Schuldverschreibung?  Das 
wichtigste  Erkennungsmittel  eines  Pa})iers  ist  doch  die  darin 
enthaltene  Willenserklärung!  Die  Schuldverschreibung 
dient  zur  Begründung  einer  Verbindlichkeit;  durch  die 
Schuldverschreibung  will  der  Aussteller  ein  neues  Reclit 
schaffen,  indem  er  eine  Leistung  in  de  r U r k u n d e ver- 
spricht und  nach  Massgabe  der  Urkunde  verpflichtet  sein 
will.  Bei  den  Zinsscheinen  und  Dividendenscheinen  fehlt 
dieser  Wille.  Sie  werden  ausgegeben  füi-  schon  b e - 

stehende  Verbindlichkeiten.  Die  Zinspflicht  ist  begründet 
durch  die  Hauptobligation,  die  selbst  meistens  in  einer 
Schuldverschreibung  verbrieft  ist.  Der  Dividendenanspruch 
entspringt  aus  dem  bestehenden  Mitgliedschaftsrecht,  ln  dem 
Hauptrecht  ist  der  Verpflichtungsgrund  zu  suchen,  nicht  in 
den  Scheinen.  Die  Scheine  versprechen  keine  Leistung, 
sondern  sie  dienen  zur  Geltendmachung  eines  anderweitig 
begründeten  Rechts.  Wenn  in  den  Coupons  nochmals  gesagt 
ist.  welche  Leistung  mit  ihnen  erhoben  werden  kann,  so 
ist  dies  kein  selbständiges  Versprechen,  sondern  nur  ein 
Hinveis  auf  das  bestehende  Recht  zwecks  besserer  Grien- 
tierung  im  Interesse  der  Umlaufsfähigkeit  und  be(iuemen 
^ erwertbarkeit.  Die  Scheine  sind  stets  nur  Rechtsaus- 
übungspapiere; sie  sollen  nie  ein  neues  Recht  schaffen:  selb.^t 
wenn  sie  unterschrieben  sind,  sind  sie  keine  Schuldver- 
schreibungen, da  ihnen  die  den  letzteren  eigentümliche,  auf 
Rechtsentstehung  gerichtete  AVillenserklärung  fehlt."D ) 
Nimmt  man  an,  dass  die  Coupons  Schuldverschreibungen 
auf  den  Inhaber  sind,  so  ergibt  sich  daraus  die  Notwendig- 
keit staatlicher  Genehmigung  für  die  Ausgabe  von  Zins- 
scheinen. (Vergl.  oben  i;  ö.i  Diese  Konse(iuenz  wird  nur 
von  wenigen  Schriftstellern  gezogen  (Liebmann  a.  a. 
Schlosser-"-*).  — Staudinger**")  und  Oei-tmann  erklären,  es 

Pic  A'orstrlKMiilen  FolgerimgtMi  cr>i'clic’ii  sidi  ;ui>  liciii  Kcuriff 
Schuldvci-schrdhung,  wie  wir  ihn  ol)Oii  S l.")  eni wirktet  hal)pii. 

****)  Weitere  Argumente,  die  aber  nielit  aiissehlaggebend  >ind.  tiilirt 
Sienger  (Zinsscheine)  S.  .ä4  an. 

***)  Wes(‘ii  und  Funktion  des  Zinsselieines.  l'.tOii,  S -V> 

**-)  Zu  t;*,-).  II.  1 
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sei  geradezu  widersinnig,  für  ein  blosses  Nebenpapier  eine 
Form  zu  verlangen,  der  nicht  einmal  das  Hauptpapier  unter- 
worfen ist.  «Die  Gegenmeinung  würde  die  gesetzlich  zu- 
gelassene  freie  Verausgabung  der  verzinslichen  Order-  und 
Kektapapiere  durch  ein  Hintertürchen  wieder  beseitigen.» 
Diese  Ausführungen  sind  keine  Bi^gründung;  eine  aus- 
drückliche Gesetzesbestimmung  kann  man  nicht  dadurch 
ausser  Kraft  setzen,  dass  man  erklärt,  ihre  Konsequenzen 
seien  widersinnig.  — Enneccerus-^*’)  meint,  die  Vorschrift 
des  § 759  BGB.  beziehe  sich  nur  auf  die  Grundpapiere, 
nicht  auf  die  Zinscoui)ons.  Auch  diese  Auffassung  ist  nicht 
einwandfrei  und  ist  von  Schlosser'*^ ) eingehend  widerlegt 
worden.  — Die  ganze  Frage  erledigt  sich  mit  der  Ver- 
werfung der  Ansicht,  dass  die  Coupons  Inhaberscludd- 
verschreibungen  seien . 

§ 7. 

3.  Die  Scheine  als  Legitimationspapiere. 

Der  Zinsschein  sowohl  als  der  Dividendenschein  ist  ein 
Mittel  zur  Erleichterung  des  Zins-  bezw.  Dividendenbezugs. 
Bei  Jeder  Hebung  braucht  nicht  das  wertvolle  Hauptpapier 
zur  \'orlegung  nach  der  Zahlstelle  befördert  zu  werden, 
sondern  es  genügt,  wenn  ein  Coupon  ausgehändigt  wird, 
was  bedeutend  einfacher  ist.  Der  vornehmste  Zweck  des 
Coupons  ist  daher,  dem  Gläubiger,  nämlich  demjenigen,  dem 
die  Zinsen  oder  Dividenden  versprochen  sind,  die  Legiti- 
mation zu  erleichtern,  ihm  als  Legitimationsmittel  zu  dienen 
Gareis''’*^)  bezeichnet  deshalb  die  Scheine  als  «Legiti- 
mationszeichen», und  wird  aus  di(!sem  Grunde  in  der 
Literatur  allgemein  als  Vertreter  der  Ansicht  betrachtet,  die 
Scheine  seien  Legitimationspapiere  im  heute  herrschenden 
Sinne.’’'*)  Er  gibt  dazu  folgende  Definition:  «Tjegitimations- 


^’)  Lohrbuch  des  bür«-erlichen  R<*clits,  1908,  434  I. 

S.  20;  a.  a.  0. 

'^)  Leber  Legitiiiiationszeicheu,  insbesondere  Coupons  und  Tat  ms 
\ on  Aktien  und  Obligationen,  Buscli's  Archiv  1876,  S.  97  ff. 


Vg'l.  oben  S.  13. 
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Zeichen  sind  Papiere  und  sonstige  Zeichen,  welche  nicht  zum 
Zwecke  des  Beweises  eines  Rechts  oder  einer  Verbindlich- 
keit und  nicht  in  der  Absicht  emittiert  sind.  Rechte,  welche 
nur  durch  deren  Emission  entstehen  könnten,  und  ver- 
mögensrechtlichen Wert  haben  sollen,  zu  tragen  und  da- 
durch Werte  negoziabel  zu  machen;  es  sind  vielmehr  Papiere 
und  sonstige  Zeichen,  welche  entweder  lediglich  zu  einer 
leichteren  Orientierung  über  die  Zuständigkeit  einzelner 
ausserhalb  des  Zeichens  begründeter  Befugnisse  oder 
auch  nur  zur  blossen  momentanen  Bescheinigung  einer 
Tatsache  oder  endlich  behufs  Erfüllung  einer  tatsächlichen 
5G  ) r b e d i n g u 11  g der  Ausübung  eines  Rechts 

— aus  Gründen  einer  bequemen  Uebersichtlichkeit  — 
gegeben  werden.»^®)  Die  Coupons  erfüllen  tatsächlich 
alle  diese  Funktionen.  — Gleichzeitig  erklärt  (iareis  aus- 
drücklich, dass  sie  keine  «Wertpapiere»  seien.  Wegen 
dieser  Behauptung  ist  er  von  vielen  Seiten  angegriffen 
worden.  Was  er  aber  unter  Wertpapieren  versteht,  ist  den 
meisten  Schriftstellern,  die  ihn  kritisieren,  nicht  recht  klar. 
Seite  103  II  definiert  er  Wertpapiere  als  Skripturen,  denen 
eine  notwendig  wesentliche  Rolle  beim  Entstehen,  Bestehen 
oder  Untergehen  des  durch  sie  heweisharen  Rechts  zufällt. ) 
Gareis  hat  vollständig  recht,  wenn  er  behauptet,  dass  die 
Coupons  nicht  unter  diesen  Wertbegriff  fallen  und  er  weist 
auch  ausführlich  nach,  dass  sie  keine  Rechtsentstehungs-  und 
Beweisfunktion  haben,  dass  sie  also  mit  unsern  Worten 
gesprochen,  keine  «Schuldverschreibungen»  sind.  Würde 
er  die  Jetzt  herrschende,  weiter  gehende  Definition  des  Wert- 
papiers zugrunde  legen,  so  käme  er  auch  zu  dem  Resultat, 
dass  die  Scheine  Wertpapiere  seien;  denn  sobald  man  sie 

— wie  Gareis  — als  eine  «Vorbedingung  der  Ausübung  des 
Rechts»  hezeichnet.  rechnet  man  sie  eben  zu  den  Wert- 
papieren im  heute  herrschenden  Sinne  (vgl.  oben  S.  14). 
Wegen  dieser  verschiedenen  Auffassung  des  Begriffs  der 
Wertpapiere  ist  Gareis  von  den  meisten  Schriftstellern  miss- 


» 


40)  S.  103  III. 

41)  Vg’l.  ausführlicher  oben  S.  17. 
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verstanden  worden.  Z.  B.  von  NageB-),  der  nachweist, 
dass  der  Coupon  zur  Ausübung  des  Rechts  auf  die 
einzelne  Zinsrate  notwendig,  also  ein  Wertpapier  ist;  da- 
her sei  die  (Tareis’sche  Auffassung  falsch.  Er  selbst  legt 
die  Brunner  sehe  Definition  des  Wertpapiers  zugrunde  und 
begeht  den  Fehler,  diese  auch  Gareis  unterzuschieben. 
Dass  der  Zinsschein  Wertpapier  ini  Sinne  der  Gareis’scheu 
Definition  sei,  behauptet  auch  Nagel  nicht.  Die  Auffassung 
von  Gareis  über  das  Wesen  des  Coupons  stimmt  in  der 
Hauptsache  mit  derjenigen  Nagels  überein,  ohne  dass  sich 
Nagel  dessen  bewusst  ist.  Verschiedenheit  der  Auf- 
fassungen herrscht  nur  über  den  Begriff  des  Wertpapiers. 
— Gareis  hält  es  ferner  für  vertretbar,^-')  dass  die  Scheine 
jedem  gutgläubigen  Inhaber  bezahlt  werden  müsse  n.  er 
setzt  also  voraus,  dass  sie  Inhaberpapiere^^)  (in  unserem 
Sinne)  seien.  Man  darf  sich  bei  Garcis  nicht  an  dem  Aus- 
druck «Legitimationszeichen»  stossen  L e h m a n iB-'*) . der 
dieselben  Gegenstände  «Legitimationsmarken»  nennt,  sieht 
sie  dennoch  als  Wertpapiere  an,  und  zwar  als  Inhabei-- 
wei'tpapiere:  nicht  etwa,  weil  er  eine  von  Gareis  verschiedene 
Auffassung  von  der  rechtlichen  Natur  dieser  «Marken»  hat. 
sondern,  weil  er  den  Begriff  des  W<;rtpapiers  anders  de- 
finiert. — Daher  ist  es  falsch,  Gareis  als  Vertreter  der  An- 
sicht anzuführen  — was  alle  Autoren  tun  — , die  Scheine 
seien  Legitimationspapiere  in  dem  Sinne,  dass  zwar  der 
Schuldner  an  jeden  Präsentanten  mit  befreiender  Wirkumr 
zahlen  kann,  aber  nicht  zur  Zahlung  verpflichtet  ist. 
(t  a r e i s Auffassung  geht  vielmehr  dahin,  dass  an  jeden 
Inhaber  schlechthin  bezahlt  werden  muss,  und  zwar  nur 
gegen  Aushändigung  des  Scheines.  Ein  solches  Papier  be- 
zeichnen wir  aber  als  Inhaberpapier,  und  zwar  als  Tnhaber- 
wertpapier.^") 


'b  Di«*  rediTlic-lu*  Natur  der  Ziiisku|ions,  1891,  S.  18—25.  N'ap-1 
l)rin,i>t  ungefälir  die  herrschend«*  Meinun«;-  sein«‘r  Zeit  zur  Darstellun'- 
S.  11.8  a.  a.  O. 
oben  S.  10. 

G Theorie  der  Wertj)apiere,  1891,  S.  Ifl  ff. 

VH.  oben  S.  Id. 
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Die  Ansicht,  die  Coupons  seien  reine  Legitimatioiis- 
papiere,  ist  erst  in  neuerer  Zeit  bei  Erörterung  der  Frage, 
ob  die  Zinsscheine  zu  Orderschuldverschreibungen  staat- 
licher Genehmigung  bedürfen,  wissenschaftlich  vertreten 
worden;  zuerst  von  Apt  und  Dove  in  der  Antwort  auf  eine 
Anfrage  der  Berliner  Börsenzulassungsstelle^ ‘ ) (1900). 

später  auch  von  Planck  und  vor  allem  von  Simon  in  seiner 
Schrift:  Die  namenlosen  Zinsscheine  der  Orderpapiere.^^) 
App'-’)  führt  aus,  dass  der  Zinsanspruch  auf  einer 
ausserhalb  des  Zinsscheines  liegenden  Tatsache  beruhe, 
nicht  im  Zinsschein  begründet  sei.  Dieser  sei  also  nur 
Legitimationspapier,  besonders,  da  meistens  eine  Unter- 
schrift fehle,  die  doch  für  Schuldverschreibungen  auf  den 
Inhaber  notwendiges  Formerfordernis  sei.  Wir  können  ihm 
voll  darin  beistimmen,  dass  der  Coupon  keine  Schuld- 
verschreibung auf  den  Inhaber  ist;  jedoch  folgt  daraus,  dass 
er  keine  Schuldverschreibung  ist,  noch  nicht,  dass  er  ledig- 
lich Legitimationspapier  ist,  da  es  ja  noch  andere  Arten 
von  Inhaberpapieren  gibt.-"'")  — Zu  demselben  Resultat  wie 
Apt  kommt  Planck,  aber  nur  für  die  Zinsscheine  zu 
Orderpapieren.-'’')  Er  geht  davon  aus,  dass  die  Zinsscheine  im 
allgemeinen  Inhaberschuldverschreibungen  seien.  Nur 
Zinsscheine  zu  Orderpapieren  seien  keine  Inhaberpapiere, 
da  sonst  staatliche  Genehmigung  für  sie  erforderlich  sei. 
«Im  Zweifel  wird,  wenn  die  Hauptschuldverschreibung  eine 
solche  F orm  hat,  dass  sie  ohne  staatliche  Genehmigung  in 
den  Verkehr  gebracht  werden  kann,  anzunehmen  sein,  dass 
der  Aussteller  auch  die  Zinsscheine  in  einer  Form  hat  aus- 
stellen wollen,  welche  die  staatliche  Genehmigung  ent- 
behrlich macht,  also  als  blosse  Legitimationspapiere  . . .» 
Hiergegen  ist  dasselbe  wie  gegen  Apt  einzuwenden,  nämlicli, 

V(M*öffentlicht  in  der  Korrespondenz  der  Aeltesten  der  IvaTif- 
niannschaft  Berlin.  — Das  betreffende  Heft  war  mir  leider  nicht  zu^’än«‘lich, 
ich  musste  mich  daher  mit  den  An^’aben  der  darüber  berichtenden 
Autoren  be«‘nü^'en. 

Berlin  1913,  auch  in  Hold.  Mschr.  191'2. 

Holdheim  1900,  S.  253  ff. 

■^)  V^'l.  oben  S.  10. 

'**)  In  den  ersten  Auflag’en  seines  Kommentars  znm  BGB.  ln  dmi 
neueren  Aufla.ü'en  anders. 
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(las8  es  aussei-  den  Inliaberschuldverschreibungen  noch 
andere  lidiaberpapiere  gibt  und  daher  nicht  alles,  was 
iücht  1 nhaberschnld  verschreib  ii  n g sein  kann,  Legi- 
tiniationspapier  sein  innss. 

eitel  e Giünde  für  die  Legitimationspapiernatnr  der 
< onpons  bringt  S i in  o n vor.  f]r  geht  vom  Dividendenschein 
ans  lind  argumentiert  folgendermassen:  Das  Recht  auf  Be- 
teiligung am  Reingewinn  ist  ein  Recht  des  Aktionärs  als 
s(dchen.  und  in  dm-  Mitgliedschafi  enthalten.  Es  kann  nicht 
Non  der  Mitgliedschaft  losgelöst  und  gesondert  übertragen 
ueiden.  Somit  ist  es  nnmöglich,  das  Dividendenrecht  selb- 
ständig in  einem  Inhaberpapier  zu  verbriefen,  da  es  dann 
nicht  mehr  allein  dem  Aktionär,  sondern  .jedem  Inhaber  zu- 
>tehen  würde,  also  von  der  Mitgliedschaft  getrennt  wäre. 
Menn  infolgedessen  ein  besonderes  Papier  für  das  Divi- 
dendenrecht ansgestellt  wird,  sagt  Simon  weiter,  kann 
dieses  mir  den  Zweck  und  die  Bedeutung  haben,  den 
Aktionär  der  Gesellschaft  gegenüber  zu  legitimieren,  ihm 
den  DiGdendenbezug  zu  erleichtern.  Aus  diesem  Grunde 
>ind  Dividendenscheine  stets  reine  Legitimationspapiere. 
Die  Ordei-obligation  hat  sich  aber  entwickelt  aus  der  Order- 
aktie. Der  Zinsschein  zu  der  Orderobligation  hat  daher 
dieselbe  rechtliche  Natur  wie  der  Dividendenschein,  ist  mit- 
hin ebenfalls  ein  Legitimationspapier.  — Richtig  ist  die  von 
Simon  angegebene  geschichtliche  Entwicklung.  Doch  ist 
schon  die  Behauptung  unzutreffend,  dass  der  Dividenden- 
schein nur  Legitimationspapier  sein  könne,  weil  das  in  ihm 
\erbriefte  Recht  unübertragbar  sei.  Das  Dividendenrecht 
als  Mitgliedschaftsrecht  ist  allerdings  nicht  von  der  Mitglied- 
schaft loslösbar,  kann  daher  auch  ohne  die  Mitgliedschaft 
nicht  übertragen  werden.  Dieses  Dividendenrecht  ist  .jedoch 
in  dem  Dividendenschein  gar  nicht  verbrieft.-"’")  Vielmehr 
beziehen  sich  die  Coupons  nur  auf  die  aus  dem  niitglied- 
schaftlichen  Dividendenrecht  .jährlich  mit  Feststellung  des 
auszuteilenden  Reingewinns  entspringenden  einzelnen  Divi- 
denden  a n s p r ü c h e.  Die  einzelnen  Ansprüche  aber  sind 

Wie  schon  Grünliut  in  seiner  Zeitschrift  Bd.  1 S 877  ff  nach- 
;i-ewiesen  hat. 


sehr  wohl  übertragbar,  vergleiche  oben  Seite  1 1 : zu  ihrer 
Ausübung  können  daher  auch  Inhaberpapiere  geschaffen 
werden.  — Damit  ist  Simons  Beweisführung  in  betreff  der 
Zinsscheine  der  Boden  entzogen. 

Für  die  Annahme,  dass  die  Scheine  stets  blosse  Legiti- 
mationsscheine seien,  lassen  sich  demnach  keine  stich- 
haltigen Gründe  anführen.  Dass  diese  Ansicht  der  Verkehrs- 
aiiffassung  vollständig  fremd  ist  und  zu  ganz  unmög- 
lichen Konsequenzen  führen  würde,  hat  Saenger  in  seiner 
Abhandlung  über  Dividendenscheine’’-“*)  zur  Genüge  nach- 
gewiesen. Auch  das  Reichsgericht  hat  sie  in  neuerer  Zeit 
abgelehnt.-’’^) 

§ 8. 

4.  Die  Scheine  als  Inhaberzeichen. 

Davon  ausgehend,  dass  die  Scheine  zu  einem  grossen 
Teil  nicht  Inhaberschuldverschreibungen  sein  können, 
kommen  einige  Schriftsteller  dazu,  sie  in  die  Kategorie  der 
im  807  BGB.  angeführten  Marken,  Karten  und  ähnlichen 
IT-kundeir’-"’ ) (Inhaberzeichen)  einzustellen.®'*)  Sie  sagen, 
es  ergäbe  sich  sehr  oft  nicht  aus  der  L^rkunde  selbst,  sondern 
aus  den  Umständen,  dass  der  Aussteller  dem  Inhaber  zu 
einer  Leistung  verpflichtet  sein  will.  Ueberdies  existiere 
eine  grosse  Aehnlichkeit  mit  vielen  Karten  und  Marken 
des  täglichen  Lebens.  — Manche  Autoren  unterscheiden 
zwischen  den  Scheinen  zu  Inhaberpapieren  und  solchen  zu 
Orderpapieren  und  rechnen  nur  die  letzteren  Scheine  zu 
(len  lnhaberzeiehen.®0  Die  meisten,  so  auch  das  Reichs- 


•’•*)  Bei  Holdheim  1909,  S.  179. 

M)  RG.  74,  S.  339  ff. 

„Werden  Karten,  Marken  oder  ähnliche  Urkunden,  in  denen 
ein  Gläubiger  nicht  bezeichnet  ist,  von  dem  Aussteller  unter  Umständen 
ausgegeben,  aus  -welchen  sich  ergibt,  dass  er  dem  Inhaber  zu  einer  Lei- 
stun.g-  verpflichtet  sein  will,  so  finden  die  Vorschriften  des  § 793,  Abs.  1, 
und  der  §§  794,  796,  797  entsprechende  Anwendung.“ 

■'*’)  So  vor  allem  K a 1 1 m a n n , Holdheini  1906,  S.  266 ; nach  ihm 
Sänger,  S.  59  ff.  für  den  Zinsschein,  zweifelnd  für  den  Dividendenschein 
l.ei  Holdheim  1909,  S.  265. 
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gericlit/’^)  erklären,  ein  Scliein,  der  Urknndenform  lial>e 
lind  ein  Leistungsversprechen  enthalte,  sei  vollkommene 
Schuldverschreibung  auf  den  Inhaber;  unter  § 807  fielen 
aber  diejenigen,  die  nach  dem  Willen  des  Ausstellers  In- 
haberschuldverschreibungen sein  sollen,  es  aber  nicht  sein 
können,  da  ihnen  wesentliche  Fornierfordernisse  fehlen/'’'^) 
Diesen  Ausführungen  kann  nicht  scharf  genug  entgegen- 
getreten werden.  Wenn  die  Scheine  neue  Rechte  zur  fhit- 
stehung  bringen  sollen,  so  ist  die  Schuldverschreibungs- 
form für  sie  unumgänglich  notwendig,  und  alle  dieser  Form 
nicht  entsprechenden  Scheine  müssen  ungültig  sein.  Soll 
ich  aus  jedem  Papier,  auf  welchem  zum  Beispiel  gedruckt 
steht,  dass  ich  verpflichtet  sein  w i 1 1,  auch  wirklich  ver- 
pflichtet sein?  Soll  eine  solche  ganz  formlose  gedankliche 
Aeusserung  dieselbe  Bedeutung  haben,  dieselbe  Verpflich- 
tung begründen,  wie  eine  formelle  Schuldverschreibung? 
Hierdurch  wären  die  strengen  Bestimmungen  über  Inhalier- 
schuldverschreibungen  geradezu  ausser  Kraft  gesetzt! 
Jedermann  könnte  ungeheure  Mengen  von  Inhaber  papieren 
auf  den  Markt  werfen,  ohne  staatliche  Genehmigung,  in- 
dem er  einfach,  anstatt  seinen  Namen  zu  unterschreiben, 
ihn  darunter  druckt,  den  Papieren  aber  sonst  genau  den- 
selben Inhalt  gibt,  wie  den  im  Verkehr  befindlichen  In- 
haberschuldverschreibungen. Dann  würde  es  sich  ja  sehr 
wohl  aus  den  Umständen  ergeben,  dass  der  Aussteller  ver- 
pflichtet sein  will.  Wenn  solche  Papiere  dieselbe  Be- 
deutung hätten,  wie  Inhaberschuldverschreibungen,  so  wäre 
damit  allen  schwindelhaften  Unternehmungen  Tür  und  Tor 
geöffnet.  Jeder  Bucketshopbankier  würde  Inhaberzeichen 
auf  Geldsummen  ausgeben  und  an  unkundige  Leute  ver- 
kaufen, da  er  ja  keine  staatliche  Genehmigung  braucht.  Dei- 
Strafbestimmung  des  § 145  a St.  G.  B.  würde  sich  gewiss 
niemand  aussetzen;  diese  würde  vollständig  versagen,  wenn 
auf  die  geschilderte  Art  und  Weise  Verbindlichkeiten  be- 

Neuerdino:s  vor  Allem  Planck  zvi  § 795,  um  der  Notwendigkeif 
besonderer  staatlicher  Genehmigung  zu  entgehen.  Die  Scheine  zu  In- 
haberobligationen betrachtet  er  als  Schuldverschreibungen;  diese  Unter- 
scheidung haben  wir  schon  oben  S.  20  verworfen. 

Schlosser  a.  a.  0.  S.  28;  Hemptenmacher,  abgedruckt  bei  Simon,  S.  8. 
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gründet  werden  könnten.  Das  kann  keineswegs  der  Wille 
des  Gesetzgebers  sein.  Formlose  Papiere  können  nur  zur 
Ausübung  schon  bestehender  Rechte  dienen,  können  keine 
solchen  begründen.  Rechtsentstehungspapiere  sind  alb  in 
die  formellen  Schuldverschreibungen. 

Es  ist  ja  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Scheine  mit  ^•ielen 
Karten  und  Marken  des  § 807  eine  grosse  Aehnlichktnt 
haben,  und  es  mag  daher  richtig  sein,  sie  analog  den  In- 
haberzeichen zu  behandeln.  Aber  die  Begründung,  die  all- 
gemein dafür  gegeben  würd,  ist  unzutreffend,  hauptsächlich 
deswegen,  weil  über  die  Rechtsnatur  der  Karten  und  Marken 
falsche  Auffassungen  herrschen.  Man  kann  noch  so  sehr 
verpflichtet  sein  wollen;  dies  kann  sich  aus  allen  Umständen 
ergeben;  allein  durch  den  blossen  Willen  und  eine  einseitige 
formlose  Aeusserung  ist  man  tatsächlich  noch  nicht  ver- 
pflichtet. 

Auch  die  Karten  und  Marken  des  § 807  BGB.  können 
keine  Verpflichtung  begründen.  Sie  haben  nur  Be- 
deutung für  die  Ausübung  anderweitig  begründeter  Rechte. 
Bei  vielen  von  ihnen  verspricht  nämlich  der  Aussteller  einem 
andern,  durch  Vertrag  oder  auf  sonstige  bindende  Weise, 
dass  er  jedem  Inhaber  der  Karte  und  nur  dem  Inhaber  die 
Leistung  bewirken  werde.  Da  dann  jeder  Inhaber  der  Karte 
berechtigt  sein  soll  auf  Grund  des  zu  seinen  Gunsten  alt- 
gegebenen  Versprechens,  sind  sie  Inhaberpapiere;  sie  sind 
völlig  formlos,  tragen  oft  Inschriften  zur  besseren  Ver- 
ständlichkeit. Der  Inhaber  hat  das  Recht  zwar  unmittelbar, 
schlechthin,  jedoch  auf  Grund  eines  ausserhalb  der  Karte 
oder  Marke  liegenden  Verpflichtungsakts.  Dadurch  unter- 
scheiden sie  sich  von  den  Schuldverschreibungen.  Diesen 
Gedanken  drückt  L e h rn  a n lü’’)  folgendermassen  aus:  «Die 
Intention  der  Parteien  geht  nicht  dahin,  dass  beim  Vertrags 
Schluss  nur  ein  Inhaberpapier  verkauft  wird,  sondern  das 

Recht  auf  die  Leistung  ist  unmittelbar  Vertragsinhalt 

Es  wird  also  in  den  Fällen  der  Ausgabe  von  Legitimations- 

Lehmann,  Theorie  der  Wertpapiere  1891,  S.  46.  Wie  wir,  sieht 
Lehmann  die  Karten  und  Marken  als  Inhaberpapiere  mit  Wertpapi(*r- 
charaktcr  an. 
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marken  — so  nennt  Lehmann  die  in  Frage  stehenden 
Karten  und  Marken  — «unmittelbar  über  die  Leistung  kon- 
tiahiert  ; mit  andern  Worten:  die  Karten  und  Marken 
sind  keine  Kechtsentstehungs-,  sondern  Rechtsausübnngs- 
papiere.**")  Obwohl  die  S c b e i n e auch  zur  Ausübung  von 
Rechten  dienen,  fallen  sie  doch  nicht  unmittelbar  unter 
§ 807;  denn  sie  enthalten  oft  die  Bezeichnung  des  Inhabers 
als  Gläubiger;  ferner  ergibt  sich  die  Leistnngspflicht  des 
Schuldners  nicht  bloss  ans  den  Lmständen:  Die  Scheine 
sind  vollkommener  als  die  Inhaber  Zeichen.”^) 

§ 9. 

5.  Eigene  Auffassung. 

Der  Aussteller  von  verzinslichen  Schuldverschreibungen 
verspricht  in  diesen  seinen  (Obligationären  Zahlung  einer 
I)estimmten  Hauptsnmme  und  bestimmter  Zinsen.  Die  Gläu- 
biger können  diese  Leistungen  von  ihm  nach  Massgabe 
seines  Versprechens  verlangen.  Die  Zinspflicht  ergibt  sich 
aus  der  Schuldverschreibung  und  ist  durch  diese  zur  Ent- 
stehung gelangt.  Die  Schuldverschreibungen  bezeichnen 
sieh  ausdrücklich  als  4%  usw.;  in  ihnen  ist  der  Grund  der 
Zinspflicht  zu  suchen.  — El)enso  ist  die  Gesellschaft  ver- 
pdlichtet.  kraft  Gesellschaftsvertrags,  ihren  Mitgliedern 
jährlich  einen  Anteil  am  Reingewinn,  die  Dividende,  aus- 
zuzahlen. Ist  für  das  Mitgliedschaftsrecht  ein  Papier  ans- 
gestellt, so  ist  diese  Verpflichtung  gewöhnlich  in  dem  Papier 
genannt.  Die  Mitgliedschaft  ist  ihre  Quelle.^’-)  — Zinsen 
und  Dividenden  werden  somit  bezogen  auf  Grund  des  Hanpt- 
rechts.  in  welchem  die  Verbindlichkeit  zu  ihrer  Leistung 
enthalten  ist. 

Die  Ausübung  des  Anspruchs  auf  die  einzelne  Zinsrate 
oder  Dividende  kann  an  die  verschiedensten  Modalitäten  ge- 

Vgl.  hierüber  oben  S.  16. 

61)  Wenn  der  Gesetzgeber  gewollt  luätte,  dass  die  Scheine  unter 
S 807  zu  subsumieren  sind,  hätte  er  sie  nicht  ausdrücklich  von  der  Kraft- 
loserklärung auszunehmen  brauchen  (§  799). 

6“)  Vgl.  oben  S.  11. 
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knüpft  werden.  Das  Natürlichste  ist,  dass  Zinsen  und  Di\  i- 
denden  erhoben  werden  unter  Bezugnahme  auf  das  die 
Leistungspflicht  enthaltende  Hanptpapier;  doch  können  zu 
ihrer  Einf(n-derung  aus  praktischen  Rücksichten  auch  l) 
sondere  Papiere  geschaffen  werden.  — Es  ist  denkbar, 
dass  der  Schuldner  für  die  Ausübung  der  Zins-  \ind  Di\  i- 
dendenansprüche  reine  Wertpapiere  ansgibt.  Daun  kauu 
der  Gläubiger  sein  Recht  auf  Zinsen  nur  unter  Aushändi- 
gung der  Coupons  ausüben;  dabei  muss  er  sich  berufen  auf 
das  Hauptpapier.  Er  verlangt  Zinsen  auf  Grund  des  Hanpt- 
rechts.  aber  er  kauu  sie  uur  verlaugeii,  weuu  er  die  Scheine 
aushäudigt;  deuu  die  Ausübuug  des  Rechts  ist  durch  deren 
luuehabuug  privatrechtlich  bedingt.  Dies  ist  ungefähr  die 
Funktion  der  blossen  Namenscheine,  d.  h.  derjenigen  äusserst 
seltenen  Coupons,  die  einen  bestimmten  Berechtigten  be- 
nennen, lind  gewöhnlich  zu  einer  Namenschuldverschreibnng 
gehören.  Solche  Scheine  haben  aber  kaum  einen  praktischen 
Zweck.  — Es  ist  weiter  sehr  wohl  möglich,  dass  Scheine 
als  Legitimationspapiere  geschaffen  werden.  Dann  soll  der 
Schuldner  mit  befreiender  Wirkung  an  jeden  ^ orzeiger 
des  Scheins  den  Zins  oder  die  Dividende  auszahlen  können, 
wenn  er  gleichzeitig  ein  Wertpapier  ist,  nur  gegen  Au.-^- 
lüindigung  des  vScheins.  Verpflichtet  hierzu  ist  er  abt>r 
nicht.  Trotzdem  ist  der  Zinsbezug  schon  vereinfacht;  denn 
der  Schuldner  wird  jetzt  gewöhnlich  anstandslos  die  Scheine 
jedem  Inhaber  bezahlen,  ohne  von  seiner  Befugnis  Gebrauch 
zu  machen,  den  Nachweis  des  Rechts  zu  verlangen,  da  i-r 
hieran  in  der  Regel  gar  kein  Interesse  haben  wird.  AIhu- 
auch  Inhaberpapiere  können  für  die  Geltendmachung  der  An- 
sprüche ausgegeben  werden.  Dann  kann  schlechthin  jeder 
Inhaber  die  Auszahlung  des  Zinses  oder  der  Dividende  ver- 
langen, ohne  sich  weiter  legitimieren  zu  brauchen;  hier  ist 
der  Schuldner  jedem  Inhaber  verpflichtet  zur  Leistung; 
wenn  er  nur  verpflichtet  sein  will  gegen  Aushändigung  des 
Papiers,  hat  dieses  den  Charakter  eines  Inhaber  w e r t- 
p a p i e r s.  Jetzt  kann  der  einzelne  Zins-  oder  Dividenden- 
ansprnch  sehr  einfach  veräussert  werden;  nämlich  durch 
blosse  IJebertragung  des  Eigentums  am  Papier:  denn  wer 
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das  Papier  besitzt,  wer  Inhaber  dt‘s  Papiers  ist,  kann  den 
Anspruch  geltend  machen.'’’“)  So  kann  man  für  die  Zins- 
und  die  Dividendenansprüche  die  verschiedensten  Arten  der 
lü'chtsausübungspapiere  benutzen. 

Um  festzustellen,  welche  rechtliche  Natur  die  heute  im 
\ erkehr  befindlichen  und  im  Bürgerlichen  Gesetzbuch  be- 
handelten Scheine  haben,  müssen  wir  den  Sinn  des  schuld - 
nerischen  Zahlungsversprechens  zu  ergründen  suchen.  Der 
Inhalt  dieses  Zahlungsversprechens,  das  nicht  etwa  in  den 
Scheinen,  sondern  im  Hauptrecht  enthalten  ist,  über  dessen 
Bedeutung  der  Text  der  Scheine  ab(3i*  ergänzend  Aufschluss 
gibt,  ist  vor  allem  massgebend.  Bei  seiner  Auslegung  ist 
der  Wille  des  Schuldners  zu  erforschen  (§  13B  BGB.).  — 
ln  einer  Schuldverschreibung,  zu  welcher  der  Aussteller 
Zinsscheine  ausgibt,  verspricht  er.  die  Zinsen  zu  zahlen 
gegen  die  beigefügten  Coupons  und  nur  gegen  deren  Ueber- 
gabe.  Er  will  ein  bequemes  Mittel  haben,  zu  verhindern, 
dass  er  aus  Versehen  dieselbe  Zinsrate  doppelt  zahlt;  des- 
halb macht  er  die  Ausübung  des  Zinsanspruchs  abhängig 
von  der  Aushändigung  des  Coupons.  Dem  entspricht  die 
A'erkehrssitte  (§  157  BGB.):  Im  Verkehr  wird  der  Zins 
stets  nur  gezahlt  gegen  Aushändigung  der  Coupons,  sofern 
stdche  ausgegeben  sind;  es  kommt  nie  vor,  dass  auf  Grund 
der  Vorlegung  des  Hauptpapiers  gezahlt  wird;  hierzu  hält 
sich  keine  Bank,  keine  Zahlstelle  für  verpflichtet  und  das 
weiss  auch  jeder  Einzelgläubiger,  indem  er  tatsächlich  nie  ein 
solches  Ansinnen  stellt.  Hieraus  ergibt  sich,  dass  die  Zins- 
scheine nach  dem  Willen  des  Ausstellers  Wertpapiere 
sein  sollen.  Auch  die  Ausübung  der  Dividendenansprüche 
ist  bedingt  durch  die  Innehabung  der  Coupons.  Die  Divi- 
dendenscheine sind  daher  gleichfalls  Wertpapiere.'’^)  Es 
ist  weiter  zu  untersuchen,  ob  die  Scheine  Inhaberpapiere 
oder  blosse  Legitimationspapiere  sind.  Auch  hier  müssen 
wir  auf  den  Willen  des  Ausstellers  zurückgehen.  Der 
Schuldner  weiss  und  will  es,  dass  Zins-  und  Dividenden- 

Es  sei  denn,  dass  er  nicht  verfügungsbereclitigt  ist. 

'”)  Dass  die  Coupons  Wertpapiere  im  Sinne  unserer  Definition 
sind,  wird  übrigens  von  niemandem  l)estrirten. 


scheine  im  Verkehr  oft  veräussert  und  die  Ansprüche  ans 
ihnen  übertragen  werden.  Wären  die  Scheine  blosse  Legiti- 
mationspapiere, so  hätte  er  das  Recht,  von  jedem  Präsen- 
tanten den  Nachweis  des  rechtmässigen  Anspruchserwerbs 
zu  verlangen.  Auf  den  Schein  könnte  sich  der  Inhaber 
nicht  stützen,  sondern  müsste,  etwa  durch  Abtretungs- 
urkunden, seinen  Rechtserwerb  darlegen.  Dass  dt“r 
Schuldner  aber  einen  solchen  Nachweis  verlangt,  kommt  tat- 
sächlich nicht  vor;  er  hält  sich  für  verpflichtet,  schlechthin 
an  jeden  Inhaber  zu  zahlen  und  erkennt  an,  dass  dem  Eigen- 
tümer des  Scheins  stets  der  Anspruch  auf  die  Zinsrate  oder 
die  Dividende  zusteht.  Zudem  nennt  er  in  der  Mehrzahl  der 
Scheine  ausdrücklich  den  Inhaber  als  Gläubiger.  Kein 
Mensch  würde  Coupons  kaufen  oder  an  Zahlungsstatt  an- 
nehmen,  wenn  ihm  Schwierigkeiten  wegen  des  Rechts  seines 
5'ormanns  gemacht  würden;  ein  Verkehr  mit  Scheinen,  die 
reine  Legitimationspapiere  wären,  könnte  unmöglich  in  dem 
blasse  stattfinden,  wie  er  seit  langem  üblich  ist,  bereits  zur 
Zeit  des  Erlasses  der  Sächsischen  Deklaration  von  1763; 
man  vergleiche  die  Ausführungen  Benders  aus  dem 
Jahre  1830,  der  schon  damals  konstatiert,  es  komme  nichi 
selten  vor,  «dass  man  die  Coupons  selbständig  gebraucht, 
mit  ihnen  Separatgeschäfte  macht,  indem  man  sie  selbständig 
zu  Zahlungen,  Anweisungen  und  dergleichen  benutzt,  sie 

verpfändet,  diskontiert  usw » Diese  Verkehrssitte 

ist  nur  so  zu  erklären,  dass  jeder  rechtmässige  Inhaber  eines 
Scheins  auch  das  Recht  daraus  hat,  dass  die  Coupons  also 
Inhaberpapiere  sind.  — Zins-  und  Dividendenscheine  sind 
somit  1 11  h a b e r w e r t p a p i e r e. 

Die  Auffassung,  dass  die  Coupons  Inhaberpapiere  sind, 
ist  überwiegende  Meinung  und  wird  auch  seit  langem  vom 
Reichsgericht  geteilt.'”’)  Nur  wird  meistens  der  Fehler  ge- 
macht, dass  angenommen  wird,  die  Schuldverschreibung  auf 
den  Inhaber  sei  das  einzig  mögliche  Inhaberpapier  und  dem- 
gemäss müssten  die  Scheine  Schuldverschreibungen  sein.'’C 
Schuldverschreibungen  sind  aber  die  Coupons  nie.  wenn  sie 

6.’))  p)pj.  Verkehr  mit  Staatspapieren  S.  199. 

6«)  Bd.  74,  S.  339  ff. 

•“')  Vgl.  demgegenüber  oben  S.  13. 
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auch  manchmal  äusserlich  deren  l''orm  haben,  da  der  Aus- 
steller nie  durch  ihre  Ausgabe  neue  Ansprüche  zur  Pbor- 
stehung  bringen,  sondern  lediglich  die  Ausübung  der  schon 
begründeten  erleichtern  will.  Wenn  er  die  Scheine  als  Zisis- 
oder  Dividendenscheine  bezeichnet,  setzt  er  voraus,  dass  er 
Zinsen  und  Dividenden  schuldet,  und  verspricht  demgemäss 
in  den  Scheinen  gar  nichts  Neues.  Er  will  in  den  Scheiium 
keine  von  der  ursprünglichen  Zins  oder  Dividendenverbind- 
lichkeit verschiedene  schaffen,  auch  nicht  etwa  eine  Novation 
vornehmen,  sondern  er  will  die  Ausübung  der  Verbindlich- 
keit in  der  Art  und  dem  Umfang,  wie  sie  besteht,  erleichtern. 
Korrigiert  man  diesen  Fehler,  so  bleibt  noch  die  Inhaber  ■ 
Wertpapiereigenschaft  übrig,  übei'  welche  mithin  in  der 
Wissenschaft  fast  Einigkeit  herrscht.  So  ist  denn  auch  das 
Reichsgericht  in  einer  Entscheidung  aus  dem  Jahre  1912“^ ) 
dazu  übergegangen,  die  Scheine'’*’)  als  «Inhaberpapiere  im 
weiteren  Sinne»  zu  qualifizieren;  es  sieht  also  in  ihnen  nicht 
mehr  speziell  Inhaberschuldverschreibungen.  Dabei  stützt 
es  sich  auf  Staub’s  Kommentar  zum  Handelsgesetzbuch.'") 
Die  genaue  rechtliche  Natur  der  Scheine  als  Rechtsaus- 
übungspapiere und  den  Rechtsgrund  ihrer  Geltung  erklärt 
es  aber  ebensowenig  wie  Staub.  — .Jeder  verfügungs- 
berechtigte Inhaber  hat  das  Recht,  gegen  Aushändigung  d(>s 
Scheines  die  Leistung  zu  verlangen.  Er  hat  dieses  Recht 
nicht  auf  Grund  der  in  dem  Zinsschein  oder  Dividendeii- 
schein  enthaltenen  Aeusserung;  diese  hat  wegen  ihrer  Form- 
losigkeit keine  rechtsbegründende  Wirkung  und  soll  nach 
dem  Willen  des  Ausstellers  auch  Iceine  haben.  Sondern  <u- 
hat  es  kraft  des  im  Hauptrechte  enthaltenen  A^ersprecheiis. 
Dort  ist  die  Leistung  an  jeden  Inhaber  der  Scheine  ver- 
sprochen; dort  ist  gewissermassen  ein  Versprechen  zu- 
gunsten Dritter  (d.  h.  Inhaber)  abgegeben.  Nach  dem  In- 
halt dieses  ausserhalb  des  Scheine.s  liegenden  Versprechens 
ist  der  Inhaber  berechtigt.  Demnach  ist  gar  nicht  erforder- 
et) Bd.  77. 

ee)  In  der  ang-eführten  Entscheidung  handelt  es  sich  zwar  nur  uni 
Dividendenscheine;  die  vom  KG  vorgehrachten  Gründe  treffen  aber  auch 
für  die  Zinsscheine,  zu. 

■0)  Anmerkung  14  zu  S 213  HGB. 
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lieh,  dass  der  Zinsschein  oder  der  Divideudenschein  selbst 
eine  bestimmte  Form  habe,  dass  er  etwa  mit  einer  l nter- 
schrift  versehen  ist,  dass  er  das  Zinsversprechen  wiederliolt. 
Es  ist  aber  zweckmässig,  wenn  sich  aus  ihm  ergibt,  wann 
und  in  welcher  Art  Zahlung  erlangt  werden  kann,  wer  der 
Schuldner  ist  usw.  Insofern  ergänzt  er  den  Inhalt  des  Haupt- 
papiers und  bildet  gleichsam  einen  abgetrennten  Bestandteil 
des  H a u p t p a p i e r s.  Aus  ihm  heraus  ist  dann  das  Haupt- 
versprechen in  bezug  auf  Zinsen  und  Dividenden  auszulegeii. 
Will  der  Schuldner  Einwendungen  geltend  machen,  so  kann 
er  sich  stützen  auf  den  gesamten  Inhalt  des  Versprechens, 
also  sowohl  auf  das  Hauptpapier  als  auf  den  Schein.  Ge- 
wisse Einwendungen  stehen  ihm  aber  nur  zu,  — kraft  aus- 
drücklicher Gesetzesvorschrift,  — wenn  sie  in  dem  Coupon 
selbst  Vorbehalten  sind  (vergleiche  z.  B.  § 801,  Abs.  3 BGB.). 
Als  Inhaberwertpapiere  haben  die  Coupons  vieles  mit  den 
Inhaberschuldverschreibungen  gemeinsam.  Was  die  letzteren 
vor  ihnen  voraus  haben,  ist  die  Rechtsentstehimgsfunktion ; 
in  bezug  auf  die  Rechtsausübungsfunktion  sind  sio 
ihnen  aber  rechtlich  vollkommen  gleich:  Die  Schuldver- 
schreibungen sind  durch  die  Rechtsentstehungsfunktiou 
ausgezeichnete  Inhaber  Wertpapiere.  Das  Bürgerliche  Ge- 
setzbuch enthält  eine  Anzahl  von  Bestimmungen  über  die 
Inhaberschuldverschreibung  als  Rechtsbegründimgs-  und 
als  Rechtsausübungsmittel.  Durch  die  sich  auf  die  Rechts- 
ausübung beziehenden  Vorschriften  wird  die  Schuldver- 
schreibung in  ihrer  Eigenschaft  als  Inhaberwertpapier  be- 
handelt; hier  finden  sich  also  die  allgemeinen  gesetzlichen 
Regeln  für  Inhaberwertpapiere.  Die  rechtliche  Behandlung 
der  Zinsscheine  und  der  Dividendenscheine  ergibt  sich  so- 
mit aus  denjenigen  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs über  die  Schuldverschreibung,  die  nicht  speziell  den 
Rechtsbegründungszweck  zum  Gegenstände  haben.  — Auf 
die  Inhaberwertpapiere  ist  z.  B.  § 79.5  BGB.  nicht  an- 
wendbar, der  für  die  Ausgabe  von  gewissen  Schuldver- 
schreibungen staatliche  Genehmigung  vorschreibt;  denn 
diese  Bestimmung  will  nur  die  schwindelhafte  Begründung 
von  Rechten  verhindern,  nicht  auch  die  Ausübung  von  An- 
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Sprüchen,  die  anderweitig  entstanden  sind.  Die  Ausgabe 
von  Zins-  und  Dividendenscheinen  ist  demnach  niclit  ge- 
nehmigungsbedürftig. — So  sehen  wir,  dass  die  Scheine,  ob- 
wohl sie  keine  Schuldverschreibungen  sind,  im  wesentlichen 
doch  wie  diese  behandelt  werden,  ohne  aber  den  für  die 
Haupturkunden  geltenden,  lästigen  Formvorschriften  und 
Beschränkungen  unterw^orfen  zu  sein. 


§ 10. 

6.  Verhältnis  zum  Hauptrecht  im  Allgemeinen. 

Der  Zinsschein  und  der  Dividendenschein  sind  Bezugs- 
niittel  der  im  Hauptquartier  versprochenen  Nebenleistungen. 
Wenn  der  Emittent  im  Hauptpapier  die  Leistung  der  Zinsen 
an  die  Bedingung  knüpft,  dass  ihm  jedesmal  der  passende 
Coupon  ausgehändigt  wird,  so  verpflichtet  er  sich  hierdurch 
gleichzeitig,  geeignete  Zinsscheine  seinem  Hauptgläubiger 
auszuliefern.  Die  Zinsen  können  dann  nach  Massgabe  des 
Schuldverschreibungsversprechens  a erlangt  werden.  Für 
die  Bestimmung  des  Umfanges  und  der  Art  der  Leistung  ist 
in  erster  Linie  das  Versprechen  des  Hauptpapiers  mass- 
gebend, nicht  etwa  das  Nebenpapier,  in  welchem  ja  gar  kein 
Versprechen  abgegeben  ist.  Durch  den  Inhalt  der  Scheine 
kann  namentlich  nicht  der  Inhalt  des  Hauptrechts  beschränkt 
wei-den.  Die  Scheine  ergänzen  lediglich  das  Haupt- 
papier.’’)  Werden  Scheine  ausgegeben,  deren  Inhalt  von  dem 
des  Hauptpapiers  abweicht,  so  v e r 1 (>  t z t der  Schuldner  eine 
Pflicht,  die  er  durch  das  Hauptpapier  begiüindet  hat;  er 
ä n d e r t sie  aber  dadurch  nicht  ab.  Eine  Abänderung 
könnte  nur  erzielt  werden  durch  Veränderung  des  Wort- 
lauts der  Haupturkunde,  die  im  Einverständnis  mit  dem  In- 
haber stattfände.  — Es  ist  auch  möglich,  dass  ein  bestimmter 
Inhaber,  ohne  den  Wortlaut  des  Hauptpapiers  zu  ändern, 
seinem  Schuldner  einen  Teil  der  Zinsen  erlässt.  Ein  solcher 
Verzicht  gibt  dem  Schuldner  aber  nur  Einwendungen  gegen 
diesen  Gläubiger  unmittelbar,  nicht  gegen  jeden  Inhaber  der 

'')  Wl.  oben  iS.  41. 


Urkunde  schlechthin.  Die  Leistung  ist  nach  wie  vor  zu  be- 
wirken nach  Massgabe  des  in  der  Schuldverschreibung  ab- 
gegebenen Versprechens.  Ein  späterer  Inhaber  kann  daher 
wieder  die  Rechte  aus  der  Haupturkunde  in  vollem  Umfange 
geltend  machen.  Hatte  irgend  ein  Inhaber  audrücklich  oder 
stillschweigend'^)  mit  dem  Emittenten  vereinbart,  dass 
dieser  ihm  Zinsscheine  mit  anderm  Inhalt,  als  das  Haupt- 
papier bestimmt,  geben  dürfe,  und  war  diese  Beschränkung 
des  Hauptrechts  nicht  in  das  Hauptpapier  aufgenommen 
worden,  so  kann  jeder  spätere  Inhaber  wieder  Zinsscheine 
mit  dem  alten  Inhalte  verlangen  — nach  Massgabe  dei- 
Haupturkunde.  — Das  Urteil  des  Reichsgerichts  vom  80.  Sep- 
tember 1885’^)  ist  hiernach  rechtsirrig. 

Als  weitere  Konsequenz  davon,  dass  die  ^'erpflichtung 
zur  Zinszahlung  im  Hauptpapier  begründet  ist  und  durcb 
die  Schaffung  eines  besonderen  Scheins  für  ihre  Ausübung 
nicht  zu  einer  abstrakten  Summenschuld  wird,  führen 
manche  Schriftsteller  an,  dass  der  Schuldner  mit  der  Er 
füllung  der  Hauptverbindlichkeit  in  Verzug  komme,  wenn 
er  diese  bei  Fälligkeit  zwar  bezahlen  wolle,  nicht  aber  die 
gleichzeitig  mit  ihr  fälligen  Zinsen.'^)  Es  ist  richtig,  dass 
die  Ausstellung  einer  besonderen  Urkunde  für  den  Bezug 
der  Zinsen  nichts  ändert  an  der  Natur  der  Zinsschuld. 
•Jedoch  ist  (auch  ohne  Ausstellung  von  besonderen  Ur- 
kunden) sowieso  die  Zinsverbindlichkeit  nicht  als  Teil  der 
Hauptschuld  anzusehen. ‘•^)  Die  Zahlung  des  Kapitals  ohne 
Zinsen- ist  daher  keine  Teilleistung,  und  der  Gläubiger  ao/.ss 
sie  annehmen.  Verzug  tritt  nur  ein  inbezug  auf  die  Zinsen. 
— Obige  Ansicht  ist  mithin  zu  verwerfen,  nicht  wegen 
falscher  Auffassung  über  die  Coupons,  sondern  übei-  das 
Wesen  der  Zinsschuld. 


'®)  Als  stillschweigende  Vereinbarung  ist  aber  nicht  immer,  wie 
das  EG  Bd.  14,  S.  154  irrtümlich  meint,  vorbehaltlose  Annahme  der 
veränderten  Kupons  anzusehen,  insbesondere  dann  nicht,  wenn  der 
Gläubiger  dazu  gezwungen  war. 

■3)  EG  Bd.'  14,  S.  1.54  ff. 

■q  So:  Staudinger  zu  § 803  II  '2a;  Jakobi,  S.  '280:  Nagel,  S.  30- 
EOHG  25,  S.  2.58. 

Vgl.  oben  S.  0,  10. 
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I rotzdein  besondere  Papiere  für  ihre  Ausübung  be- 
stehen. l)ehalten  die  in  den  Sclieinen  verbrieften  Ansprüeiie 
den  Charakter  von  «Zins»-  und  «Dividenden»ansprüchen. 
Ps  sind  immer  nur  wirkliche  Zinsen  und  Dividenden  zu 
zahlen,  was  nach  unserer  Auffassung  der  Scheine  ganz  un- 
zweifelhaft ist.  aber  früher  bestritten  war.  Wenn  also  das 
(•esetz  z.  B.  besondere  ^ orsclirilten  über  die  Behandliuo’' 
von  Zinsen  gibt,  so  finden  diese  Vorschriften  auch  auf  die 
Ansprüche  aus  Zinsscheinen  Anwendung.  Dies  ist  in 
verschiedenen  bemerkenswerten  Italien  von  Bedeutung.  — 
So  können  für  die  in  den  Zinscoupons  verbrieften  Forde- 
rungen im  voraus  Zinsen  nicht  vei'sprochen  werden  (Verbot 
des  Zinseszinses,  § 248  BGB.).  Werden  die  Zinsscheine 
bei  Fälligkeit  vom  Schuldner  nicht  honoriert,  so  braucht  er 
die  Schuld  während  des  Verzugs  nicht  zu  verzinsen;  denn 
von  Zinsen  sind  A'erzugszinsen  nicht  zu  entrichten  (§  289 
BGB.).  — Fällt  der  Schuldner  in  Konkurs,  so  können  die 
seit  Fröffnung  des  A erfahrens  laufenden  Zinsen  nicht 
geltend  gemacht  werden  (§  63  Z.  1 K.O.).  Die  Zinsscheiiie 
bleiben  zwar  in  Ki-aft;  da  die  in  ihnen  verbriefte  F(U'derung 
dem  Schuldner  gegenüber  aber  eine  Zinsforderung  ist,  kann 
trotzdem  im  Konkursverfahren  Bezahlung  nicht  verlangt 
werden.  Veit  Simon’'’)  erwähnt,  dass  auch  in  das  Hypo- 
thekenbankgesetz (vom  13.  Juli  1899)  Bestimmungen  auf- 
genommen worden  seien,  auf  Grund  deren  im  Konkurse  die 
Zinsansprüche  für  die  Zeit  nach  der  Konkurseröffnung  nicht 
geltend  gemacht  werden  könnten,  und  führt  aus,  dadurch 
werde  in  einem  hervorragend  praktischen  Falle  klargestellt. 
dass  reichsrechtlich  der  akzessorische  Charakter  des  Zins- 
scheins aufrecht  erhalten  sei;  durch  das  Hypothekenbank- 
gesetz seien  Zinsscheinforderungen  als  solche  im  Konkurse 
völlig  rechtlos  gemacht.  Die  Tatsache,  dass  Zinsschein- 
forderungen im  Konkurse  der  Hypothekenbank  nicht  geltend 
gemacht  Averden  können,  ist  zwar  richtig,  es  ist  aber  ganz 
unerklärlich.  Avie  Veit  Simon  dies  aus  dem  Hypothekenbank- 
gesetz herleiten  kann,  ln  dem  Gesetz  vom  13.  Juli  1899 
findet  sich  keine  einzige  derartige  Bestimmung!  Fs  ist 

'®)  Die  uauieulosen  Zinsscheiiie  der  Orderi»apiere,  S.  .Sh. 
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lediglich  § 63  K.C).  anzuAvenden.  Simon  hat  demnach  zur 
Verteidigung  seiner  Ansicht  einen  Fall  herangezogen,  dei' 
in  der  von  ihm  geschilderten  Art  gar  nicht  existiert.  — Nach 
dem  Gesetz  über  die  gemeinsamen  Rechte  der  Besitzer  von 
Schuldverschreibungen  vom  4.  Dezember  1899  können  die 
zu  Verbänden  organisierten  Schuldverschreibungsgläubiger 
durch  Mehrheitsbeschlüsse  Zinsen  erlassen,  ermässigen. 
stunden,  um  Zahlungseinstellung  oder  Konkurseröffnung 
des  Schuldners  abzuAvenden.  Aus  dem  ZAveck  dieser  Be- 
stimmung geht  heiwor.  dass  sofort  mit  Beschlussfassung 
sämtliche  Zinsforderungen  ganz  bezAV.  teihveise  erlöschen 
sollen,  auch  soAveit  sie  nicht  mehr  den  Inhabern  der  Haupt- 
papiere zustehen:  ein  Umstand,  der  jedenfalls  stark  auf 
die  Abhängigkeit  der  Coupons  von  den  Haupturkunden 
hinweist.  — Der  Inhaber  des  Dhüdendenscheins  hat  nur  das 
G 1 ä u b i g e r r e c h t auf  die  festgestellte  Dividende;  nur 
dieses  kann  übertragen  Averden,  nicht  das  Mitglied- 
s c h a f t s r e c h t.  aus  dem  es  entspringt  (Dividendenrecht ) . 
Daher  steht  ihm  keine  MitAvirkung  zu  bei  der  Feststellung 
der  DiA’idende.")  Vor  dieser  Feststellung  hat  der  Coupon 
inhaber  nur  ein  künftiges  Recht.  Aon  dem  es  dazu  noch 
fraglich  ist,  ob  es  überhaupt  zur  Entstehung  gelangt.  Erst 
mit  der  in  der  Willkür  der  ErAverbsgesellschaft  liegenden 
endgültigen  Feststellung  ist  sein  Recht  bestimmt  und  perfekt. 
Lst  aber  die  Dmdende  einmal  festgestellt,  so  kann  sein  An- 
spruch aus  dem  Coupon  durch  spätere  Beschlüsse  der  Ge- 
neralversammlung nicht  mehr  geändert  Averden,  und  Avird 
auch  durch  jetzt  eintretende  Verluste  nicht  mehr  beein- 
trächtigt. Immer  kann  jedoch  der  Couponinhaber  nur  die 
Avirkliche  Dividende  Awlangen.  Hat  er  fiktive  Dividende 
erhalten,  so  muss  er  sie  zurückzahlen,  es  sei  denn,  dass  er 
in  gutem  Glauben  Avar.’*’)  Auch  können  ihm  alle  Ein- 
Avendungen  aus  dem  Mitgliedschaftsrecht  entgegengehalten 
Averden.  Der  Zinsschein-  und  der  DiAidendenscheininhaber 
können  eben  die  einzelnen  Ansprüche  stets  nur  in  dem  L m 
fang  ausüben,  in  Avelchem  sie  aus  dem  Hauptrecht  entspringen. 


Vgl.  oben  S.  11. 
"^)  § 217  HGB. 
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Aus  dem  Umstaude,  dass  der  Ziiisanspruch  und  der 
Dividendenauspruch  im  Hauptrecht  ihre  Quelle  haben,  er- 
gibt sich  auch  eine  gewisse  Zusammengehörigkeit  der 
Papiere,  eine  gewisse  sachenrechtliche  Abhängigkeit.  In 
der  gemeinrechtlichen  Theorie  wurden  daher  allgenudii 
Zins-  und  Dividendeiischeine  als  Zubehör  (Pertinenz)  des 
Hauptpapiers  bezeichnet."'*)  Untei  suchen  wir  die  Frage 
nach  BGB.  (demäss  § 97  sind  Zubehör  bewegliche  Sachen, 
die.  ohne  Bestandteile  der  Hauptsache  zu  sein,  dem  wict- 
schaftlicheii  Zweck  der  Hauptsache  zu  dienen  bestimmt 
sind  und  zu  ihr  in  einem  dieser  Bestimmung  entsprechenden 
räumlichen  Verhältnisse  stehen.  Eine  Sache  ist  nicht  Zu- 
behör. wenn  sie  im  Verkehr  nicht  als  Zubehör  angesehen 
wird.  Zins-  und  Dividendenscheine  sind  bewegliche  Sachen, 
die  nicht  Bestandteile  der  Hauptsache,  des  Hauptpapiers, 
sondern  davon  getrennt  sind.  Ferner  dienen  sie  dem 
wirtschaftlichen  Zwecke  der  Hauptsache,  indem  sie  zur 
Ausübung  von  bereits  im  Hauptpapier  enthaltenen  An- 
sprüchen (auf  Zins  bezw.  Dividende)  bestimmt  sind. 
Insoweit  sind  die  Erfordernisse  des  Zubehörbegriffs  er- 
füllt. Nach  gemeinem  Recht  war  schon  hiermit  Pertinenz 
gegeben.  Nach  BGB.  ist  aber  noch  erforderlich  ein  dem 
wirtschaftlichen  Zwecke  entspreclnmdes  räumliches  Ver- 
hältnis. In  unserm  F alle  liegt  ein  siüches  nun  nicht  vor, 
auch  dann  nicht,  wenn  vielleicht  der  Inhaber  des  Haupt- 
papiers die  zugehörigen  Scheine  noch  besitzt.*^*')  ^'on 
einem  «entsprechenden»  räumlichen  Verhältnis  kann  man 
nämlich  nicht  schon  sprechen,  wenn  zwei  Sachen  derselben 
Person  gehören.  Für  den  Zinsbezug  hat  es  gar  keine  Be- 
deutung, ob  sich  die  Scheine  gerade  beim  Inhaber  des 
Hauptpapiers  befinden!  Daher  sind  die  Scheine  nicht  als 
Zubehör  des  Hauptpapiers  anzusehen.  Nichtsdestoweniger 
wird  man  oft,  je  nach  der  Lage  des  Falles,  nach  Treu  und 
Glauben  annehmen  müssen,  dass  sich  eine  Verpflichtung, 
das  Hauptpapier  zu  veräussern,  auch  auf  die  Zins-  oder 

■'■*)  Vgl.  z.  B.  Nagel  S.  29. 

So  Jakobi,  Die  Wertpapiere;  a.  A.  die  Meisten:  Vgl.  Jackwitz 


S.  17. 
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: die  Dividendenscheine  erstreckt.^*)  Wird  das  Hauptpapier 

verkauft,  so  sind  demgemäss  auch  alle  noch  niclit  fälligen 
Scheine  dem  Käufer  zu  übergeben;  die  bereits  fälligen 
Scheine  behält  der  Verkäufer,  da  die  Ansprüche  aus  ihm'u 
- schon  völlig  vom  Hauptrecht  losgelöst  sind  und  sie  daher 

• nicht  als  mitverkauft  zu  gelten  haben.*^-)  — So  kommt  es, 

4 dass  die  Coupons  trotz  ihrer  selbständigen  Umlaufsfähig- 

i keit  bis  zu  ihrer  Fälligkeit  meistens  in  der  Hand  des  Haupt- 

] berechtigten  bleiben  und  die  Hauptpapiere  sich  fast  stets  in 

I Verbindung  mit  einem  Zins-  bezw.  Dividendenbogen  im 

■■  Handel  befinden,  da  schwerlich  jemand  sein  Geld  in  Pa- 

pieren anlegt,  die  ihm  weder  Früchte  noch  sonstige  Ge- 
brauchsvorteile gewähren. 

**')  Man  kann  dieses  Verhältnis  als  Quasi-Pertinenz  bezeichnen. 

®-)  Ein  Schein,  der  in  dem  auf  die  Veräusserung  folgenden  Termin 
fällig  wird,  kommt  zwar  dem  Käufer  zu.  Diesen-  muss  aber  dem  Ver- 
käufer einen  dessen  Berechtigungszeit  entsprechenden  Teil  der  Zins- 
summe herausgeben,  da  er  diesem  nach  § 101  BGB  gebührt. 


c 


III.  Besonderer  Teil:  Die  rechtliche  Behandlung 
des  Zinsscheins  und  des  Dividendenscheins  im 

Einzelnen. 


§ 11. 

a.  Untergang  und  Veränderung  des  Hauptrechts. 


Wenn  jemand,  inn  Geld  /u  bekoininen,  Schuldver- 
sehieibnngen  ansgibt,  so  beabsichtigt  er  meist,  seine 
Sebulden  allinählicb  wieder  zu  tilgen.  Er  kann  dies  auf 
\erschiedene  Arten  tun.  Entweder  er  kauft  jedes  .Jahr  eine 
Anzahl  von  Schuldverschreibungen  zum  Tagespreise  auf 
und  vernichtet  sie.  Oder  er  behält  sich  das  Recht  vor,  jedei- 
zeit  die  in  den  Verschreibungen  verbriefte  Schuld  nacii 
ihrem  Nennwert  zahlen  zu  dürhm  nach  vorheriger  Kündi- 
gung oder  ohne  eine  solche;  in  diesem  Fall  tilgt  er  seine 
Schuld  durch  Erfüllung.  Auch  das  Recht  auf  leilnahme 
am  Reingewinn  (dnes  ünternehinens  kann  auf  verschiedene 
Arten  erlöschen;  z.  R.  bei  der  Aktiengesellschaft  durch  dh^ 
sogenannte  «Einziehung»  der  Aktie  gemäss  § 227  H(rh.. 
einen  Rechtsakt  der  Gesellschaft,  der  einzelne  Aktienrechte 
nichtig  werden  oder  untergehen  lässt  (Staub).  Zu  dei 
llaupturkunde  sind  aber  für  fünf,  zehn  und  mehr  .Jahre 
Zinsscheine  oder  Dividendenscheine,  d.  h.  Papiere,  die  zum 
Hezuge  der  Zinsen  und  Dividenden  berechtigen,  ausgegeben 
worden  FÄn  Teil  von  diesen  ist  zur  Zeit  des  Erlöschens 


des  Hauptrechts  noch  nicht  fällig  und  befindet  sich  manch- 
mal in  den  verschiedensten  Händen.  Es  fragt  sich,  ob  die 
jeweiligen  Inhaber  vom  Schuldner  noch  Bezahlung  ver- 
langen können,  nachdem  das  Hauptrecht  erloschen  ist;  oder 
ob  sie,  trotzdem  sie  sich  auf  die  Sicherheit  des  Rechts  und 
.seinen  Fortbestand  verlassen  haben,  ihrer  Ansprüche  ver- 
lustig gehen.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  enthält  hierüber 
eine  Bestimmung  im  § 803,  nach  welcher  Zinsscheine,  die 
für  eine  Schuldverschreibung  auf  den  Inhaber  ausgegeben 
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Averden.  in  Kraft  bleiben,  — sofern  sie  nicht  eine  gegen- 
teilige Bestimmung  enthalten,  — auch  wenn  die  Hauptforde- 
rung erlischt.  Durch  diese  Bestimmung  ist  die  Frage  aber 
nur  teilweise  gelöst,  da  es  ja  auch  Zinsscheine  zu  Order- 
papieren, zu  Namenpapieren  usw.  gibt  und  der  § 803  sich 
unmittelbar  nicht  auf  diese  bezieht.  Es  kann  höchstens  eine 
analoge  Anwendung  in  Frage  kommen.  Bevor  jedoch  ein 
Schluss  durch  Analogie  gezogen  werden  kann,  muss  geprüft 
Averden,  Avelche  Stellung  die  zugrunde  zu  legende  Bestim- 
mung im  System  einnimmt,  aus  welchem  Prinzipe  sie  er- 
fliesst.  fhne  Untersuchung  über  die  Frage,  ob  allgemein 
Zinsscheine  nach  Elrlöschen  des  Hauptrechts  in  Kraft  bleiben 
und  aus  welchem  Grunde  dies  der  Fall  ist,  ist  daher  durch 
n03  nicht  überflüssig  geworden.  Aehnliche  Gründe  A^er- 
anlassen  uns  zu  einer  näheren  Betrachtung  des  Schicksals 
der  Dividendenscheine.  Auch  über  diese  finden  wir  im  Gesetz 
eine  besondere  Vorschrift  für  einen  wichtigen  Einzelfall, 
§ 228  HGB..  Absatz  2;  «Sind  Gewinnanteilscheine  auf  den 
Inhaber  ausgegeben,  so  erlischt  mit  der  Kraftlos- 
erklärung der  Aktie  oder  des  Interimsscheines  auch  der  An- 
spruch aus  den  noch  nicht  fälligen  Gewinnanteilscheinen.» 
Hier  ist  nur  aou  der  Kraftloserklärung  von  Aktien  und 
Interimsscheinen  die  Rede;  Avir  müssen  untersuchen,  ob  wir 
die  Bestimmung  auf  andere  Fälle  entsprechend  anwenden 
kriiinen,  daher  gleichfalls  feststellen,  ob  es  dem  allgemeinen 
Prinzipe  entspricht,  dass  Dividendenscheine  mit  dem  Haupt- 
recht erlöschen  oder  ob  der  § 228  HGB.  eine  singuläre  Vor- 
schrift darstellt,  die  eine  analoge  Ausdehnung  nicht  oder 
inu'  in  beschränktem  Masse  verträgt. 

In  der  Literatur  gehen  die  Meinungen  über  diese  Frage 
, Aveit  auseinander.  Diejenigen,  die  den  Zinsschein  und  den 
Dividendenschein  für  ein  blosses  Legitimationspapier  halten, 

I so  vor  allem  Veit  Simon,’)  kommen  zu  der  richtigen  Kon- 
sequenz, dass  er  wertlos  werde  mit  Unwirksamkeit  der 
Haupturkunde.  Weil  er  lediglich  zur  Ausübung  des  Rechts 
des  Hauptpapierinhabers  diene,  werde  er  notwendigerw^eise 
gegenstandslos,  sobald  dieses  Recht  nicht  mehr  existiere. 


’)  \ eit  Simon,  die  namenlosen  Zinsscheine  der  Orderpapiere.  S.  33. 
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Der  § 808  sei  eine  ganz  singuläre,  prinzipwidrige  \'or- 
schrift,  die  ausschliesslich  für  Zinsscheine  zu  Schuldver- 
schreibungen auf  den  Inhaber  gelte  und  nicht  analog  aus- 
gedehnt werden  könne.  Allein  der  § 228  HGB.  entspreche 
dein  allgemeinen  Prinzipe.  — Gegen  die  Begründung  dieser 
Ansicht  lässt  sich  kaum  etwas  einwenden.  Sie  ist  kon- 
sequent; jedoch  der  Ausgangspunkt  ist,  wie  wir  oben  ge- 
zeigt haben,  unhaltbar:  Zins-  und  Dividendenscheine  sind 
eben  keine  reinen  Legitiniationspapiere.  Es  ist  nicht  anzu- 
iiehmen,  dass  der  Gesetzgeber  Vorschriften  erlässt,  die  mit 
dem  von  ihm  zugrunde  gelegten  Prinzip  in  krassem,  ja  in 
unlösbarem  Widerspruche  stehen;  kommt  man  zu  diesem 
Resultat,  so  wird  man  dem  Gesetzgeber  wahrscheinlich  ein 
falsches  Prinzip  untergeschoben  haben. 

Aber  auch  unter  denjenigen,  welche  im  Zins-  und 
Dividendenschein  ein  Inhaberpapier  sehen,  herrscht  Zwie- 
spalt. — Bender,“^)  nach  ihm  Kuntze,^)  Seligsohn,^)  Nagel,^) 
Jakobi,*’)  welche  die  Coupons  für  Inhaberschuldverschrei- 
bungen halten,'aber  auch  z.  B.  kSaenger,  der  Zinsscheine  für 
blosse  Inhaberzeichen  erklärt,  und  Staub'^)  folgern  allein 
aus  der  Inhaberpapierqualität,  dass  trotz  Erlöschens  des 
Hauptrechts  die  Zins-  und  Dividendenscheine  in  Kraft 
bleiben.  Andererseits  behaupten  aber  Planck,*)  Harnisch'*) 
(für  Zinsscheine),  Lehmann,^")  Jackwitz^^)  (für  Divi- 
dendenscheine, — obwohl  sie  auch  annehmen,  dass  die 
Scheine  im  allgemeinen  Inhaberschuldverschreibungen 
seien,  — gerade  das  Gegenteil;  grundsätzlich  verliere  der 
Coupon  seine  Kraft  mit  Erlöschen  des  Hauptrechts.  Zur 

-)  1830,  Verkehr  mit  Staatspapiei’en. 

3)  luhaberpapiere  Seite  612  unten. 

4)  Verzinsung  auf  gerufener  Obligationen  S.  64,  65. 

5)  S.  19. 

ö)  Die  Wertpapiere  S.  281,  284. 

")  Staub,  A.  4 zu  § 228.  Staub  hält  die  Coupons  zwar  nicht  für 
Inhaberschuldverschreibungen,  aber  doch  für  Inhaberpapiere;  vgl.  ob. 
S.  40 

«)  1907,  zu  § 803. 

ö)  S.  15  ff. 

10)  Rechte  der  Aktiengesellschaften  II.  1904.  S.  120. 

11)  S.  19. 
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Begründung  ihrer  Ansicht  machen  sie  geltend,  dass  in  den 
Scheinen  nur  «Zinsen»  und  «Dividenden»  versprochen  seien, 
d.  h.  reelle  Früchte  des  Hauptrechts,  die  nicht  mehr  ent- 
stehen könnten,  nachdem  dieses  erloschen  sei.  Demgemäss 
sei  der  § 803  eine  prinzipwidrige  Ausnahmebestimmung,  die 
lediglich  der  Rücksicht  auf  die  Verkehrssicherheit  ent- 
springe. Dem  richtigen  Prinzipe  entspreche  vielmehr  der 
§ 228  HGB.,  der  daher  auf  alle  Coupons  analog  auszu- 
dehnen sei. 

Diese  sich  gegenüberstehenden  Ansichten  liefern  keine 
befriedigende  Lösung  der  Frage:  Keine  kann  den  Wider- 
spruch zwischen  der  Bestimmung  des  BGB.  im  § 803  und  der 
des  HGB.  im  § 228  Abs.  2 hinreichend  erklären;  denn  eine 
befriedigende  Erklärung  ist  es  meines  Erachtens  nicht,  wenn 
einfach  die  eine  oder  die  andere  als  prinzipwidrig,  als  eine 
Ausnahmebestimmung  bezeichnet  wird.  Dadurch  umgeht 
man  die  Schwierigkeit,  man  löst  sie  nicht. 

Nach  unserer  Auffassung  vom  Wesen  der  Zins-  uiul 
Dividendenscheine  ist  der  Schuldner  aus  den  Scheinen  ^ er- 
pflichtet  nach  Massgabe  seines  Versprechens,  das  im 
Hauptpapier  verbrieft  oder  sonst  (z.  B.  im  Gesellschafts- 
vertrag) bindend  abgegeben  ist.  Um  den  Umfang  der  A'er- 
pflichtung  festzustellen,  ist  dieses  Versprechen  zu  inter- 
pretieren. Bei  der  Auslegung  einer  Willenserklärung  ist 
der  Wille  zu  erforschen  (§  183).  Es  ist  möglich,  dass  sich 
der  Schuldner  nur  verpflichten  wollte,  solange  die  Coupons 
einzulösen,  als  das  Hauptrecht  besteht.  Nach  Erlöschen  des 
Hauptrechts  kann  dann  der  Inhaber  eines  Zinsscheins  oder 
eines  Dividendenscheins  zurückgewiesen  werden  mit  der 
Begründung,  sein  Papier  sei  wertlos  geworden.  — Vor 
Inkrafttreten  des  BGB.  herrschte  in  Süddeutschland  tat- 
sächlich diese  Verkehrssitte  und  das  Versprechen  des 
Emittenten  war  daher  in  diesem  Sinne  auszulegen.  — Die 
Erklärung  des  Schuldners  kann  aber  auch  dahin  zu  ver- 
stehen sein,  dass  er  sich  schlechthin  verpflichte,  sämtliche 
von  ihm  ausgegebenen  Scheine  einzulösen,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  Kapitalschuld  noch  bestehe  oder  nicht.  Hat 
er  sich  einmal  hierzu  verpflichtet,  so  bleibt  diese  Ver- 
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pflichtun^'  auch  wirksam,  wenn  das  Hauptrecht  erloschen 
ist.  sofern  nur  die  Zinsscheine  und  Dividendenscheine  aiis- 
,yeü;ehen  sind  (Arg.  § 794  BGB.).  Die  Rechtslage  ist  ähn- 
lich wie  hei  einem  Vertrag  zu  Gunsten  Dritter,  in  dem 
vereinhaid  ist,  dass  die  Parteien  das  Recht  des  Dritten  nicht 
mehr  ändern  oder  aufheben  können;  hier  behält  der  Dritte 
das  Recht,  seihst  wenn  das  Vertragsverhältnis  zwischen  den 
Parteien  erlischt.  So  erwirbt  der  Inhaber  eines  Scheins 
(der  Dritte)  .sein  Recht  unmittelbar  in  unabänderlicher 
Gestalt,  und  kann  es  auch  noch  nach  Untergang  der  Haupt- 
verpflichtung geltend  machen.  Hierdurch  erlangen  dann  die 
Scheine  eine  gros.se  Selbständigkeit,  die  jedoch  keineswegs 
aus  ihrer  Natur  als  Inhaberpapiere  folgt,  sondern  aus  dem 
Inhalt  des  im  Hauptrecht  enthaltenen  Versprechens.  Vor 
Inkrafttreten  des  BGB.  war  im  weitaus  grössten  Teile 
Deutschlands  diese  Verkehrssitte  herrschend,  die  den  Zins- 
scheinen Selbständigkeit  gab,  und  das  Versprechen  des 
Schuldners  musste  dementsprechend  aiisgelegt  werden.  — 
Für  Dividendenscheine  bestand  aber  eine  derartige  Uebung 
nicht;  daher  hat  man  sie  im  Verkehr  von  jeher  allgemein 
als  abhängig  vom  Hauptrecht  auf  gefasst  und  ihr  Er- 
löschen mit  der  Vernichtung  des  Hauptrechts  angenommen. 
Hier  ging  somit  die  Willenserklärung  des  Schiildners  nur 
dahin,  dass  er  lediglich  wirkliche  Dividenden  zahle,  dass  er 
also  frei  werde,  wenn  ein  die  Dividende  ab  werfendes  Haupt- 
recht nicht  mehr  bestehe.  — Die  gesetzliche  Regelung  ist 
im  Anschluss  an  die  tatsächlich  vorherrschende  Uebung 
erfolgt.  So  hat  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  ganze 
Deutsche  Reich  vorgeschrieben,  es  solle  stets  angenommen 
werden,  dass  der  Schuldner  inbezug  auf  die  Zinsscheine 
sein  Versprechen  dahin  abgegeben  habe,  an  jeden  Inhaber 
zu  leisten,  auch  wenn  die  Hauptobligation  erloschen  sei; 
ein  anderer  Wille  des  Schuldners  könne  nur  dann  wirksam 
entgegengesetzt  werden,  wenn  er  durch  einen  Vermerk  auf 
dem  Zinsschein  zum  Ausdruck  gebracht  sei  (§  803). 
Demgegenüber  ist  im  Handelsgesetzbuch  für  Dividenden- 
scheine bestimmt,  das  schuldnerische  Versprechen  sei  so 
auszulegen,  dass  mit  dem  Mitgliedschaftsrecht  auch  die 
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Verpflichtung  aus  den  Scheinen  erlöschen  solle  (§  2-2.S). 
So  sehen  wir,  dass  sowohl  der  § 228  HGB..  als  der  ??  SO-3 
BGB.  sich  unter  Zugrundelegung  unserer  Auffassung  vom 
Wesen  der  Scheine  als  prinzipgerecht  erweisen,  lediglich 
gesetzliche,  unwiderlegbare  A u s 1 e g u n g s r e g e I n dai  - 
stellen  für  die  Willenserklärung  des  Schuldners.  Jetzt  können 
wir  mit  Sicherheit  eine  analoge  Ausdehnung  vornehmen. 
Was  die  Zinsscheine  angeht,  so  ist  nicht  anzunehmen,  dass 
der  Schuldner  eine  andere  Erklärung  abgeben  wollte  l>ei 
Scbuldverschreibungen  auf  den  Inhaber  als  bei  andertm 
Schuldverschreibungen,  z.  B.  Orderpapieren.  Daher  ist  seine 
Erklärung  in  allen  Fällen  auf  die  gleiche  Weise  auszulegen, 
wie  es  der  § 803  für  Zinsscheine  zu  Inhaberschuldverschrei- 
bungen vor.schreibt.  Die  Zinsscheine  bleiben  also  a 1 1 g (>- 
m e i n in  Kraft,  wenn  das  Recht  aus  dem  Hauptpapier  er- 
lischt, sofern  sie  nicht  eine  gegenteilige  Bestimmung  ent- 
halten. ln  gleicher  W ei.se  kommt  man  inbezug  auf  die  Divi- 
dendenscheine zu  dem  Ergebnis,  dass  das  Zahlungsvei- 
sprechen  des  Echuldners  a 1 1 g e m e i n so  auszulegen  ist. 
wie  es  der  § 228  HGB.  für  die  Coupons  zu  Aktien  vor- 
schreibt; denn  es  liegen  keine  Anhaltspunkte  dafür  vor.  dass 
die  Auffassung  der  Dividende  bei  der  Aktiengesellschaft  eine 
andere  ist  als  bei  den  übrigen  Erwerbsgesellschaften  und 
Gewinnbeteiligungsverhältnissen.  Demgemäss  gilt  die  Regel, 
dass  Dividendenscheine  stets  ihre  Wirksamkeit  mit  Erlöschen 
des  Hauptrechts  verlieren.  — Soll  das  Hauptpapier  erst  für 
kraftlos  erklärt  werden,  und  ist  während  des  Aufgebots- 
Verfahrens  eine  Zahlungssperre  verhängt,  so  müssen 
trotzdem,  einerlei  ob  es  sich  um  Aktie  oder  Schuld- 
verschreibung handelt,  die  bereits  ausgegebenen  Zins- 
scheine und  Divideiidenscheine  eingelöst  werden.  Denn  die 
Zahlungssperre  ändert  noch  nichts  an  der  Existenz  des 
Rechts  und  erstreckt  sich  auch  nicht  auf  die  Nebenpapiere 
(§  1019  ZPO.). 


Entsprechendes  gilt,  wenn  nicht  das  ganze  Hauptrecht, 
sondern  das  in  ihm  enthaltene  Recht  auf  Zinsbezug  oder 
Gewinnbeteiligung  erlischt  oder  geändert  wird.  Auch  hier 
Meiden  durch  diese  Jat.sache  die  Dividendenscheine  in  Mil- 
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leidenschaft  gezogen;  die  Zinsscheine  hingegen  bleiben  ini 
früheren  Umfange  in  Kraft.  Unbegründet  ist  daher  die 
Annahme  Saengersd“)  dass  bei  Zinsreduktionen,  d.  h.  hei 
Herabsetzung  des  Zinsfusses  einer  Anleihe  durch  Vertrag 
mit  den  Inhabern  der  Hauptvers(;hreibungen  auch  die  be- 
reits ausgegebenen  und  im  Verkehr  befindlichen  Zinsscheine 
nur  noch  in  dem  herabgesetzten  Umfange  geltend  gemacht 
werden  können.  Weder  auf  den  Wortlaut  noch  auf  die  Ent- 
stehungsgeschichte des  § 803  kann  er  sich  berufen.  In  den 
^lotiven  S.  702  heisst  es  ausdrücklich:  «die  Regelung  der 
Frage  durch  den  Entwurf  muss  auch  für  die  häufigen  gleich 
zn  beurteilenden  Fälle  der  sogenannten  Zinsreduktionen, 
wenn  also  die  Hauptforderung  nicht  mehr  zu  dem  in  dem 
Zinsscheine  bezeichneten  Betrage  zu  verzinsen  ist.  gleich- 
mässig  gelten.»^^) 

Eine  Ausnahme  von  dem  Prinzip  des  § 803  bildet  nicht, 
wie  Simon^^)  meint,  der  LTmstand,  dass  die  Zinsschein- 
ansprüche nicht  mehr  geltend  gemacht  werden  können  im 
Konkurs  des  Emittenten  (§  63  Z.  1 KO.).  Der  § 803  wollte 
eben  nur  die  Fälle  regeln,  dass  die  Zinspflicht  an  sich  auf- 
hört oder  geändert  wird  (materiell),  nicht  auch  die  pro- 
zessuale Frage  der  Geltendmachung  im  Konkurs.  — Eine 
Besonderheit  enthält  aber  das  Gesetz  über  die  gemeinsamen 
Rechte  der  Besitzer  von  Schuldverschreibungen  vom  4.  Dez. 
1899.’°)  Wenn  in  diesem  Gesetz  gesagt  ist.  dass  durch  die 
(Häubigerversammlung  die  Rechte  der  Zinsscheininhaber 
beeinträchtigt  werden  können,  so  ist  das  eine  ausserordent- 
liche Massregel,  die  nur  durch  einen  besonderen  Notstand 
gerechtfertigt  wird.  Eine  Befugnis,  die  den  Gläubigern 
nach  dem  Inhalt  des  Hauptrechts  nicht  zusteht,  wird  ihnen 
hier  durch  eine  ausdrückliche  Gesetzesbestimmung  ein- 
geräumt. Auf  das  Wesen  des  Zinsscheines  kann  hieraus 
nicht  geschlossen  werden.  .ledenfalls  ist  aber  das  an- 
geführte Gesetz  sehr  wohl  mit  unserei-  Auffassung  vom 
Wesen  der  Scheine  vereinbar. 
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Wenn  der  Aussteller,  nachdem  die  Verpflichtung  zur 
Verzinsung  erloschen  ist,  nachträglich  fällig  werdende 
Scheine  in  ihrer  alten  Höhe  einlöst,  avozu  er  formell  ge- 
zwungen ist,  so  tut  er  dies,  ohne  dass  dafür  eine  materielle 
Grundlage  besteht.  Die  Beträge,  die  er  zahlt,  sind  wirt- 
schaftlich keine  «Zinsen»  mehr.  Daher  gestattet  ihm  das 
Gesetz  bei  Einlösung  der  Hauptschuldverschreibung  den  Be- 
trag z u r ü c k z u b e h a 1 1 e n,  den  er  für  solche  Scheine 
zu  zahlen  verpflichtet  ist  (§  803  Abs.  2 BGB.).  Der  § 803 
unterscheidet  ausdrücklich  drei  Fälle.  Erstens:  Die  ganze 
Hauidschuld  ist  erloschen;  das  Erlöschen  erfolgt  gewöhn- 
lich durch  die  Einlösung,  bei  welcher  dann  gleich  der  für 
künftig  fällig  werdende  Scheine  auszuzahlende  Betrag  ein- 
bolialten  Avird.  ZAveitens:  Die  Hauptschuld  besteht  Aveiter. 
niu-  die  Verpflichtung  zin-  Verzinsung  Avird  aufgehoben, 
z.  B.  durch  Annahmeverzug  des  Gläubigers;  dann  Averden 
gleichfalls  die  Scheine  weiter  honoriert  und  der  für  sie  aus- 
gelegte Betrag  Avird  bei  der  späteren  Einlösung  des  Haupt- 
papiers vom  Kapital  zurückbehalten.”’)  Drittens:  Die  Ver- 
pflichtung zui-  Verzinsung  AAÜrd  nur  geändert.  Hier  kann 
vom  Kapital  dasjenige  zurückbehalten  Averden.  Avas  für  die 
höhere  Verzinsung  der  vor  der  Reduktion  ausgegebenen 
Zinsscheine,  die  erst  nach  der  Reduktion  fällig  Avurden.  \'on 
dem  Schuldner  aufgeAvendet  Avorden  ist.  — Somit  Averden 
von  dem  Zeitpunkte  ab.  in  Avelchem  die  materielle  Zins})flicht 
aus  irgend  einem  Grunde  aufhört,  sämtliche  Scheine  auf 
Kosten  des  Hauptgläubigers  eingelöst.  Der  Schuldner  darf 
soviel  behalten,  als  er  zur  Bezahlung  der  Zinsscheine 
braucht.  Werden  einzelne  Zinsscheine  ihm  aber  überhaupt 
nicht  vorgelegt  und  erlischt  infolgedessen  der  Anspruch  aus 
ihnen,  so  ist  der  für  sie  zurückbehaltene  Betrag  dem  Haupt- 
gläubiger Avieder  herauszuzahlen. 

Dies  ist  bestritten  (A-gl.  Freund  ini  Bankarc-hiv  Bd.  G.  S.  33  f.), 
folgt  aber  unmittelbar  aus  dem  Wortlaut  des  § 803.  Im  Abs.  1 Averden 
nämlich  die  drei  Fälle  aufgezählt,  in  denen  die  Scheine  trotz  Ver- 
änderung des  Hauptrechts  in  Kraft  bleiben.  Der  Abs.  2 beginnt  mit 
den  Worten;  «Werden  solche  Scheine  ...»  bezieht  sich  somit  auf  alle 
ira  Abs.  1 genannten  Fälle. 


Die  praktische  Bedeutung  di(^ser  rechtlichen  Regelung 
zeigt  sich  vor  allem  bei  der  A u s 1 o s u n g von  Obligationen. 
Der  Schuldner  pflegt  die  Schuldverschreibungen,  die  er  zum 
Zwecke  allmählicher  Tilgung  seiner  Anleihe  einlöst,  nicht 
willkürlich  auszuwählen,  sondern,  um  niemanden  zu  bevor- 
zugen oder  zu  benachteiligen,  durch  das  Los  zu  bestimmen 
(daher  «Auslosung»).  Die  Auslosung  hat  zur  Folge,  dass 
die  betreffende  Schuldverschreibung  fällig  wird,  ist  aber  als 
solche  ohne  Einfluss  auf  die  Zinspflicht;  die  Zinsen  laufen 
in  der  Regel  weiter  bis  zum  vollständigen  Erlöschen  der 
Hauptschuld  durch  Einlösung  des  Papiers.  Erst  jetzt  sind 
die  Beträge,  welche  für  die  nachträglich  fällig  werdenden 
Zinsscheine  noch  gezahlt  werden  müssen,  materiell  keine 
Zinsen  mehr,  können  daher  hei  Zahlung  der  Hauptsumme 
ziirückbehalten  werden.  — Oft  isr  vom  Schuldner  die  P,e- 
stimmung  getroffen  (in  der  Schuldverschreibung  oder  den 
Emissionsbedingungen),  dass  mit  der  Auslosung  nicht  nur 
Fälligkeit  eintreten,  sondern  auch  die  Verzinsung  aufhriren 
soll.  Diese  Klausel  bedeutet  nicht,  wie  Freund  hei  Erör- 
terung vorliegender  Frage  im  Bankarchh  ”)  meint,  dass  die 
Bezahlung  der  Zinsscheine  von  jetzt  ab  verweigert  werden 
darf,  sondern  nach  allgemeiner  Verkehrsauffassung’'^) . dass 
trotz  Weiterbestehens  der  Hauptschuld  materiell  keine 
Zinsen  mehr  laufen  sollen,  obwohl  die  nach  der  Auslosung 
fällig  werdenden  Zinsscheine  gemäss  § 803,  Abs.  1 BGB. 
noch  eingelöst  werden  müssen.  Die  Pünlösung  dieser  nach 
Aufhöien  der  Verzinsungspflicht  verfallenden  Scheine  ge- 
schieht dann  nach  § 803,  Abs.  2 auf  Kosten  des  Haupt- 
gläubigers, der  sich  den  Abzug  des  für  sie  gezahlten  Betrags 
vom  Hauptkapital  gefallen  lassen  muss.  — Auch  ohne 
besondere  Klausel  kann  die  Zinspflicht  des  Schuldners 
erlöschen,  nämlich  dadurch,  dass  der  Gläubiger  in  Annahme- 
veizLig  kommt  (§  301  BGB.).  I)er  Gläubiger  kommt  in 
\eizug,  enn  er  die  ihm  angehotems  Leistung  nicht  annimmt 
(§  293  BGB.).  Ein  wörtliches  Angebot  des  Schuldners 
genügt,  da  zur  Bewirkung  der  Leistung  eine  Handlung  des 

1')  Baukarchiv  Bd.  0,  Ö.  33,  34. 

18)  Vgl.  .Jakobi  im  Bankarchiv  VII,  S,  21. 
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Gläubigers,  nämlich  die  Vorlegung  des  Papiers,  erforderlich 
ist  (§  295  BGB.).  Dem  wörtlichen  Angebot  steht  die  Auf- 
forderung an  den  Gläubiger  gleich,  die  erforderliche  Hand- 
lung, d.  h.  die  Vorlegung,  vorzunehnien  (§  295).  Diese 
Aufforderung  bewirkt  der  Aussteller  von  Schuldver- 
schreibungen gewöhnlich  durch  Bekanntmachung  der  aus- 
gelosten Stücke  in  mehreren  Zeitungen,  die  in  den  Emissions- 
bedingungen genannt  sind.  Nun  bestreitet  F r e u n d.  dass 
eine  solche  Bekanntmachung  zur  Aufforderung  genügt, 
indem  er  darauf  hinweist,  dass  gerade  die  kleineren  Kapi- 
talisten gar  nicht  die  Ziehungslisten  lesen  und  man  dies 
ihnen  auch  nicht  zumuten  könne.  Dem  ist  entgegenzu- 
halten, da.ss  sich  die  Nehmer  von  Obligationen  selbstver- 
ständlich den  darin  angezogenen  Emissionsbedingungen 
unterwerfen,  ihnen  gegenüber  also  eine  Erklärung  stets  als 
zugegangen  zu  gelten  hat.  wenn  alle  Formalitäten  erfüllt 
sind,  welche  die  von  ihnen  genehmigten  Phnissions- 
bedingungen  vorsehen.  Wer  solche  Obligationen  kauft, 
deren  Auslosung  mangelhaft  veröffentlicht  wird,  nimmt 
hierdurch  das  Risiko  auf  sich,  gegebenenfalls  durch  PVber- 
sehen  der  Auslosung  Schaden  zu  erleiden.  Mit  der  Be- 
kanntmachung nach  Fälligkeit  tritt  demgemäss  Gläubiger- 
verzug ein.  Wird  die  Aufforderung,  die  ausgeloste  Schuld- 
verschreibung einzulösen,  schon  vor  deren  Fälligkeit  erlas- 
sen, so  ist  sie  als  Kündigung  aufzufassen  und  bewirkt  Gläu- 
bigerverzug nach  § 296.  da  in  der  Bekanntmachung  der  Tag 
für  die  Abholung  des  Geldes  genau  nach  dem  Kalender 
angegeben  wird.  — Da  mit  Eintritt  des  Gläubigerverzugs 
materiell  keine  Zinsen  mehr  laufen,  werden  die  Coupons 
auf  Kosten  des  Hauptgläubigers  eingelöst.  Infolgedessen 
kann  es  Vorkommen,  «dass  Anlehensgläubigern,  welche  die 
Veröffentlichung  der  erfolgten  Auslosung  ihrer  Obligationen 
ubersehen  und  die  nach  der  Fälligkeit  der  Oldigationen 
fälligen  Zinsen  auf  ihre  Zinscoupons  weiter  erhoben  haben, 
bei  der  demnächstigen  Präsentation  der  (Obligation  der  seit 
der  Fälligkeit  gezahlte  Zinsbetrag  von  der  Hauptsunnue 
seitens  des  Anlehensschuldners  g e k ü r z t wird  ’•*).  so  dass 

19)  Freund  im  Bankarchiv  VII,  S.  33. 
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faktisch  der  Gläubiger  sein  Kapital  verzehrt  hat,  in  der 
Meinung,  er  lebe  von  den  Zinsen.  Besonders  krass  sind 
die  Fälle,  in  denen  der  Anlehensschiildner  ganz  genau  weiss, 
dass  eine  bestimmte  Obligation  ausgelost  ist,  aber  dies  den- 
noch dem  Inhaber,  der  halbjährlich  die  fälligen  Zinsscheine 
eiidöst,  nicht  mitteilt,  nur  um  auf  billige  Weise  fremdes 
Kapital  nutzen  zu  können.  Hier  wird  man  ohne  weiteres 
eine  Schadenersatzpflicht  aus  § 826  BGB.  herleiten  können 
wegen  Verstosses  gegen  die  guten  Sitten.  Sogar  in 
leichteren  Fällen  nimmt  Jakobi-")  eine  Schadenersatz- 
pflicht des  Schuldners  an.  Nach  Treu  und  Glauben  (§  242) 
könne  man  dem  Schuldner  zumuten,  dass  er  bei  Einlösung 
von  Zinsscheinen  jedesmal  nachsehe,  ob  sie  nicht  zu 
ausgelosten  Obligationen  gehören,  und  dass  er  gegebenen- 
falls den  Präsentanten  eines  Coupons  — denn  dieser  sei 
meistens  auch  Inhaber  der  Hauptschuldverschreibung  — auf 
die  Tatsache  der  Auslosung  aufmerksam  mache:  tue  er  es 
nicht  aus  Be(iuernlichkeit,  so  sei  diese  Bequemlichkeit  un- 
sittlich und  verpflichte  den  Schuldner  nach  § 826  zum  Ersätze 
des  dem  Inhaber  der  ausgelosten  Obligation  entstandenen 
Schadens.  — Diesen  Ausführungen  ist  nicht  voll  beizustim- 
men. Gerade  um  dem  Schuldner  eine  genaue  Kontrolle  bei 
der  Einlösung  der  Scheine,  die  an  demselben  Tage  in  grossen 
Mengen  präsentiert  werden,  zu  ersparen,  wurde  der  § 803 
in  das  Gesetz  aufgenommen.-')  Im  Interesse  seines  Gläu- 
bigers braucht  sich  der  Schuldner  doch  nicht  übermässige 
Mühe  zu  geben,  und  die  Unterlassung  der  beschwerlichen 
Kontrolle,  die  weder  von  dem  Gesetzgeber  noch  von  der  Ver- 
kehrsauffassung verlangt  wird,  kann  keineswegs  eine  Un- 
sittlichkeit darstellen.  Will  sich  d(‘r  Schuldverschreibungs- 
inhaber vor  drohendem  Schaden  bewahren,  so  tut  er  gut, 
auf  die  Scheine,  die  er  zur  Einlösung  bringt,  oder  die  er 
sonst  aus  den  Händen  gibt,  seinen  Namen  zu  setzen.  Dann 
wird  man  vom  Schuldner  wohl  erwarten  können,  dass  ei- 
nachträglich,  nach  Schlmss  der  Bankkasse,  bei  derartigen 
Scheinen  nachsieht,  ob  sie  zu  einer  ausgelosten  (Obligation 

L-^)  Iin  Baiikarchiv  Bd.  0 II.  a.  a.  0. 

-1)  Motive  S.  701. 
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gehören  und  dass  er  es  dem  darauf  bezeichneten  Gläubiger 
mitteilt.  Tut  er  auch  dies  nicht,  dann  erst  verletzt  er  die 
ihn  nach  Treu  und  Glauben  treffenden  Pflichten  und  muss 
den  dem  Gläubiger  daraus  entstehenden  Schaden  ersetzen.  — 
Bei  den  Dividendenscheinen  liegt  die  Sache  bedeutend  ein- 
facher; ebenso  bei  denjenigen  Zinsscheinen,  die  mit  dem 
Ei  löschen  des  Hauptrechts  auf  Grund  einer  in  ihnen  ent- 
haltenen Bestimmung  kraftlos  werden.  Bezahlt  sie  der 
Schuldner  aus  Versehen,  trotzdem  das  Hau})trecht  erloschen 
ist.  so  erfüllt  er  eine  nicht  bestehende  Verbindlichkeit.  Das 
Gezahlte  kann  er  dann  von  dem  Couponinhaber,  nicht  von 
dem  Hauptgläubiger,  nach  den  Vorschriften  über  die  Her- 
ausgabe einer  ungerechtfertigten  Bereicherung  znrückver- 
langen. 

§ 12. 


b.  Das  Erlöschen  des  Anspruchs  aus  den  Scheinen. 

Das  Erlöschen  der  Ansprüche  aus  Zins-  und  Dividenden- 
scheinen richtet  sich  nach  den  allgemeinen  Vorschriften 
über  das  Erlöschen  von  Ansprüchen  aus  Wertpapieren. 
Besondere  Bestimmungen  gelten  jedoch  für  das  Erlöschen 
durch  Zeitablauf.  Der  Anspruch  aus  einem  Zins  oder 
Dividendenschein  erlischt  mit  dem  Ablauf  von  4 Jahren  — 
nicht  30  Jahren  wie  bei  andern  Inhaberpapieren  — seit 
Schluss  des  Jahres  — nicht  seit  Eintritt  der  Eeistungszeit 
. in  welchem  die  für  die  Leistung  bestimmte  Zeit  ein- 
getreten ist,  wenn  er  nicht  vor  dem  Ablauf  der  vier  Jahre 
dem  Aussteller  zur  Einlösung  vorgelegt  wird.  § 801  Abs.  1. 
Satz  1,  und  Abs.  2 BGB.  Die  Frist  von  vier  Jahren.  «\'or- 
h‘gnngsfrist».  ist  eine  Ausschlussfrist,  deren  Ablauf  das 
Pecht  vollständig  zum  Untergang  bringt,  nicht  etwa,  wie 
die  OTrjährung,  bloss  eine  Einrede  schafft.  Sie  ist  statt  der 
v(u-  dem  Inkrafttreten  des  BGB.  vielfach  vorkommenden 
A ei  jährungsfrist  in  das  Gesetz  aufgenommen  worden,  um 
den  Schwierigkeiten,  die  sich  aus  der  Frage  des  Beginns, 
der  Hemmung,  der  Unterbrechung  usw.  ergeben,  aus  dem 
AVege  zu  gehen.--)  Die  Ausschlussfrist  kann  nämlich  nicht 
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unterbrochen  werden,  weder  durcli  Anerkennung  noch  durch 
gerichtliche  Geltendmachung.  Ebensowenig  ist  eine  Hem- 
mung der  Vorlegungsfrist  möglicli;  nicht  einmal  durch  Zali- 
lungssperre  — wie  bei  andern  Inhaberpapieren  — . da  eine 
solche  inbezug  auf  die  Scheine  durch  § 799  BGB.  aim- 
geschlossen  ist,  und.  wenn  sie  über  die  Haupturkunde  ver- 
hängt wird,  auf  die  Scheine  keine  Wirkung  hat.=^=^)  Erfolgt 
die  \'orlegung,  so  kann  der  Anspruch  durch  Ablauf  der 
\'or legungsfrist  nicht  mehr  erlöschen,  jedoch  verjährt 
er  nunmehr  in  zwei  Jahren  vom  Ende  der  Vorlegungsfrist 
an  Der  N'orlegung  steht  die  gerichtliche  Geltendmachung 
des  Anspruchs  gleich  (§  801  BGB.).  Die  Verjährung  l)e- 
ginnt  nach  dem  klaren  Wortlaut  des  Gesetzes  erst  mit  dem 
Ablauf  der  ganzen  vierjährigen  Vorlegungsfrist,  nicht  etwa 
mit  der  schon  vorher  geschehenen  Vorlegung  des  Papiers. 
Ist  z.  B.  ein  Zinsschein  oder  ein  Dividendenschein  am 
ersten  Jnli  191  ?>  fällig,  so  muss  ev  bei  Gefahr  der  Pn- 
wirksamkeit  bis  zum  31.  Dezember  1918  vorgelegt  werden. 
Ist  dies  rechtzeitig  geschehen,  so  verjährt  der  Anspruch  mit 
dem  1.  Januar  1920.  Für  die  zweijährige  Verjährungsfrist 
gelten  die  allgemeinen  l'orschriften  der  §§  202  ff.  Sie  kann 
Malier  im  Gegensatz  zur  Vorlegungsfrist  gehemmt  und  unter- 
brochen werden.-^) 

§ 13. 

c.  Verlust  der  Scheine. 

Ist  ein  Recht  in  einem  Wertpapier  verbrieft,  so  ist  die 
I rkiinde  das  tvpische""),  ja  prinzipiell  das  einzige  Mittel 
des  Berechtigten,  sein  Recht  auszuüben.  Ist  er  des  Papiers 
auf  irgend  eine  Weise  verlustig  gegangen,  so  kann  er  seinen 
Anspruch  nicht  mehr  geltend  machen;  denn  die  Ausübung 
des  Rechts  ist  privatrechtlich  bedingt  durch  die  Innehabung 
des  Wertpapiers.  Der  Bestand  des  Rechts  an  sich  wird 
jedoch  durch  den  Verlust  des  Papiers  nicht  berührt.  Das 

237n019  ZPO.  Hierüber  im  Irrtum  ist  Jackwitz,  S.  39. 

Erlöschen  kann  auch  eintreten,  wenn  das  Hauptrecht  unter- 
teilt, bei  Dividendenscheiuen  allgemein,  bei  Zinsscheinen  nur,  wenn  sie 

einen  entsprechenden  Vermerk  tragen.  \gl.  ^ 

25)  Vgl.  hierüber  Jakobi,  Wertpapiere,  S.  IIU  ii. 
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Recht  bleibt  Iiestehen,  nur  hat  der  Berechtigte  kein  Mittel 
mehr,  es  geltend  zu  machen.  Für  solche  Fälle,  wo  jemand 
ein  Recht  hat,  das  er  ausserstande  ist,  zu  verwirklichen,  gibt 
die  Rechtsordnung  dem  \ eiJierer  ein  J]  r s a t z m i 1 1 e 1.  das 
ihm  die  Geltendmachung  ermöglicht.  Bei  den  meisten  Wert- 
papieren ist  dies  die  sogenannte  Kraftloserkläruiig  (z.  B. 
§ 799  BGB.).  Durch  das  Gericht  wird  auf  Antrag  des 
Berechtigten  die  Urkunde  «aufgeboten»,  damit  jeder,  der 
ein  Recht  zu  haben  glaubt,  dieses  anmelden  und  darum 
streiten  kann;  findet  sich  kein  Prätendent,  so  wird  durch 
Ausschlussurteil  das  Wertpapier  für  kraftlos  erklärt  und 
derjenige,  der  das  Urteil  erwirkt  hat,  kann  auf  Grund  dieses 
Urteils  den  Anspruch  aus  der  Urkunde  ohne  Aushändigung 
derselben  (da  er  sie  ja  verloren  hat)  geltend  machen.  Un- 
beschadet der  Befugnis,  den  Anspruch  aus  der  Urkunde 
geltend  zu  machen,  kann  er  aber  auch  die  Erteilung  einer 
neuen  Schuldverschreibung  an  Stelle  der  kraftloserklärten 
verlangen.  So  erhält  er  einen  Ersatz  für  sein  Rechtsaus- 
übungsmittel. Dieser  Weg  ist  aber  sehr  kostspielig  und 
langwierig.  Er  lohnt  sich  nur  für  solche  Papiere,  die  über 
erhebliche  Summen  lauten.  Deshalb  hat  ihn  das  Gesetz  aus- 
geschlossen für  Zins-  und  Dividendenscheine,  die  ja  nur  ge- 
linge  Werte  verkörpern.  Dies  geschah  auch  deswegen,  weil 
es  sehr  lästig  für  den  Aussteller  wäre,  wenn  er  bei  den 
Tausenden  von  Scheinen,  die  ihm  zur  Einlösung  präsentiert 
Averden.  jedesmal  nachsehen  müsste,  ob  sie  nicht  etwa  zum 
Zwecke  der  Kraftloserklärung  aufgeboten  sind  und  ihre 
Zahlung  gesperrt  ist.=^'*)  Das  Gesetz  (§  804  BGB.)  gibt  aber 
denjenigen,  die  eines  Coupons  verlustig  gegangen  sind,  ein 
anderes  Ersatzmittel  für  die  Geltendmachung  des  Anspruchs. 
Die  Legitimation  Avird  nämlich  hergestellt  durch  zwei 
sinnfällige  Tatsachen:  1.  Die  Anzeige  des  Verlustes  an  den 
Aussteller  seitens  des  früheren  Inhabers,  2.  die  Nicht- 
vorlegung des  Scheins  seitens  eines  Andern  während 
der  Vorlegungsfrist.  — Hätte  ein  Anderer  das  Recht 
aus  dem  Schein  erworben,  so  hätte  er  es  mit  der  aller 
grössten  Wahrscheinlichkeit  auch  innerhalb  der  Vor- 
26)  Vgl.  Motive  Bd.  II,  S.  710. 
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legiiiigsfrist  geltend  gemacht,  da  es  ja  sonst  — im  allge- 
meinen — erloschen  wäre.  Ist  es  nicht  geschehen,  so  ist 
das  ein  Umstand,  der  darauf  hinweist,  dass  die  Urkunde 
dem  Anzeiger  in  der  Tat  abhanden  gekommen  oder  ver- 
loren gegangen  und  auch  nicht  von  einem  gutgläubigen 
Dritten  nach  § 932  BGB.  erworben  worden  ist.-')  — Sobald 
diese  Legitimation  begründet  ist,  also  nach  dem  Ablaufe 
der  Yorlegungsfrist,  kann  der  bisherige  Inhaber  die 
Leistung  von  dem  Aussteller  verlangen.  Dieser  Anspruch 
ist  aber  — gemäss  dem  Gesagten  — ausgeschlossen,  wenn 
der  abhanden  gekommene  Schein  dem  Aussteller  zur  Ein- 
lösung vorgelegt  oder  der  Anspruch  aus  dem  Schein  gericht- 
lich geltend  gemacht  worden  ist,  es  sei  denn,  dass  die  Vor- 
legung oder  die  gerichtliche  Geltendmachung  nach  dem 
Ablauf  der  Frist  erfolgt  ist;  er  v(‘rjährt  in  vier  Jahren 
(§  804  BGB.).  Für  den  Beginn  der  Verjährung  ist  nach 
allgemeinen  Vorschriften  der  Zeitpunkt  massgebend,  in 
welchem  der  Anspruch  entsteht  198),  also  das  Ende  der 
Vorlegungsfrist.  Der  Anspruch,  der  hier  in  Betracht  kommt, 
ist  nicht  der  Zins-  oder  Dividendenanspruch,  denn  dieser 
besteht  ja  schon  vor  Ablauf  der  Vorlegungsfrist,  ohne  den 
Verlust,  auf  Grund  des  Hauptpapiers;  sondern  es  ist  das 
besondere  Recht,  ausnahmsweise  trotz  Verlustes  des  Scheins 
und  Ablaufs  der  Vorlegungsfrist  no(di  Befriedigung  zu  ver- 
langen. Es  gilt  also  nicht  für  ihn  die  Vorschrift  <ler 
§§  197,  201,  wonach  die  Verjährung  erst  mit  dem  Schlüsse 
des  .lahres  beginnen  würde,  in  welchem  die  Vorlegungsfrist 

2T)  Es  ist  aber,  wenn  auch  selten,  so  doch  möglich,  dass  der  An- 
spruch einem  gutgläubigen  dritten  Erwerber  zusteht,  trotzdem  dieser  die 
Vorlegungsfrist  unbenutzt  hat  verstreichen  lassen;  dann  nämlich,  wenn 
das  Papier  vor  dem  Abhandenkommen  schon  eiiunal  vor  gelegt  war.  so 
dass  der  Anspruch  durch  Ablauf  der  Vorlegungsfrist  nicht  erlisclit, 
sondern  erst  zwei  Jahre  später  verjährt,  ln  diesem  Fall  hat  der  Ver- 
lierer nicht  mehr  das  Recht  aus  dem  Schein . nur  der  dritte  Erwerber  ist 
Gläubiger;  er  allein  kann  die  Leistung  vom  Schuldner  verlangen.  Da 
aber  das  durch  § 804  dem  Verlierer  gewährte  Ersatzmittel  diesen  dem 
Aussteller  gegenüber  in  gleicher  Weise  wie  das  Papier  selbst  legiti- 
miert. so  ist  anzunehmen,  dass  der  Schuldner  auch  durch  Zahlung  an  den 
materiell  nicht  berechtigten  Inhaber  des  Papierersatzes,  (d.  h.  den  Ver- 
lierer!)  befreit  wird  (§  793  Abs.  1 Satz  2;  \g\.  auch  § 807).  Zu  einem 
ähnlichen  Ergebnis  gelangt  .Jakobi  S.  267. 
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abläuft.-'')  Uebrigeiis  ist  die  Bestimmung  des  § 804  nur 
dispositiv  und  kann  dnrcli  Vermerk  auf  den  Sclieinen  aus- 
geschlossen werden.  Dies  wird  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
geschehen,  aus  Bequemlichkeit  für  den  Aussteller  in  An- 
betracht des  geringen  Werts  der  Scheine. 

Kommt  es  zum  Prozess,  weil  der  Aussteller  nicht  zahlen 
will,  so  liegt  die  Beweislast  so,  dass  derjenige,  der  den 
Schein  verloren  hat,  die  Tatsache  des  Verlustes  als  zum 
Klagegrund  gehörend  nachweisen  muss;  denn  nur  der- 
jenige, dessen  Zins-  oder  Dividendenschein  «abhanden  ge- 
kommen oder  vernichtet»  ist,  hat  den  Anspruch  aus  § 804; 
nur  der  «bisherige  Inhaber»  kann  die  Leistung  vom  Aus- 
steller verlangen.  Dass  er  der  bisherige  Inhaber  ist.  hat 
er  zu  beweisen.  Der  Kläger  muss  ferner  beweisen,  dass  er 
den  Verlust  angezeigt  hat  vor  dem  Ablauf  der  Vorlegungs- 
frist. Der  Beklagte  kann  das  klägerische  Vorbringen 
Zurückschlagen  mit  dem  Nachweis,  dass  der  abhanden 
gekommene  Schein  ihm  zur  Einlösung  vorgelegt  worden 
oder  der  Anspruch  daraus  gerichtlich  geltend  gemacht 
worden  ist,  was  der  Kläger  wieder  entkräften  kann,  wenn 
die  Vorlegung  oder  gerichtliche  Geltendmachung  erst  nach 
Ablauf  der  Vorlegungsfrist  erfolgt  ist.  Diese  Verteilung 
der  Beweislast  im  Prozess  folgt  klar  aus  der  Fassung 
des  Gesetzes  und  ist  in  der  Literatur  unbestritten.  — Der 
erste  Entwurf  des  BGB.  verlangte  den  Nachweis  des  Ver- 
lustes neben  der  Anzeige  als  p r i v a t r e c h 1 1 i c h e 
Voraussetzung  für  die  Entstehung  des  Ersatzanspruchs. 
Dies  Erfordernis  ist  in  das  BGB.  nicht  aufgenommen  worden. 
«Die  Anzeige  des  Verlustes  müsse  genügen,  um  den  Inhaber, 
welcher  den  Schein  verloren,  dagegen  zu  schützen,  dass 
der  Aussteller  ihn  nach  Ablauf  der  Erlöschungsfrist  von 
einem  Dritten  einlöse.  Der  Aussteller  könne  dadurch  nicht 
benachteiligt  werden,  weil  er  nach  Ablauf  der  Erlöschungs- 
frist zur  Einlösung  nicht  mehr  verpflichtet  sei. »2”)  Sonach 
ist  zur  Entstehung  des  Anspruchs  aus  § 804  BGB.  nicht 
erforderlich,  dass  der  Verlierer  dem  Aussteller  den  \ erlust 

28)  Irrig  ist  daher  die  Ansicht  Plancks  zu  § 804  Erl.  3. 

29)  Protokolle  bei  Mugdan  II,  S.  1062. 


()4  — 

nachweist.  Materiell  genügt  vielmehr  die  blosse  Anzeige 
ohne  jedwede  Glaubhaftmachung.'^")  Damit  aber  der  Aus- 
steller in  A>rzug  gerät,  ist  es  zweckmässig,  wenn  der 
Verlustträger  ihm  seine  frühere  Innehabung  nachweist, 
denn  Schuldnerverzug  erfordert  Verschulden , und  \"er- 
schulden  des  Ausstellers  ist  nicht  gegeben,  wenn  er  nicht 
zahlt,  weil  sich  gar  keine  Anhaltspunkte  dafür  ergeben, 
dass  der  ihn  drängende  Kunde  auch  wirklich  derjenige  ist. 
dem  der  Anspruch  zusteht.  Auch  wird  aus  diesem  Grunde 
der  Aussteller  die  Prozesskosten  nicht  zu  tragen  haben, 
wenn  der  \ erlustträger  nur  zum  Prozesse  greift,  weil  er 
aussergerichtlich  den  Nachweis  seines  Anspruchs  nicht 
führen  kann  oder  nicht  führen  will  (vgl.  darüber  die  Pro- 
tokolle'^').  Trotz  der  Verlustanzeige  bleibt  der  Austeller 
berechtigt,  mit  befreiender  Wirkung  an  denjenigen  zu  zahlen, 
der  das  Papier  vorlegt  vf>r  Ablauf  der  Vorlegungsfrist.  Er 
wird  aber  die  \ orlegung  in  der  Regel  dem  Verlustträger 
mitteilen.  damit  dieser  mit  dem  Präsentanten  um  sein  Recht 
streiten,  event.  sich  sofort  sichern  kann  durch  Nachsuchuner 
einer  einstweiligen  Verfügung. 

Den  eben  dargestellten  Weg  hat  derjenige,  der  einen 
Zinsschein  oder  einen  Dividendenschein  unfreiwillig  ein- 
gebüsst  hat.  Hat  er  ihn  absichtlich  vernichtet,  so  kann  ei- 
keinen Ersatz  mehr  für  das  Papier  erlangen.  Dies  folgt  aus 
dem  Wortlaut  des  Gesetzes.  In  § 804  wird  das  Abhanden- 
kommen und  die  Vernichtung  als  «Verlust»  bezeichnet.  Dass 
z.  R.  ein  absichtliches  Wegwerfen  (Dereliktion)  kein  Ab- 
handenkommen und  damit  keinen  Verlust  darstellt,  ist 
unbestritten.  Zum  \ erlust  gehört  Unfreiwilligkeit.  Un- 
freiwillig muss  somit  auch  die  Vernichtung  sein,  damit  sie 
wie  in  § 804  als  «Verlust»  bezeichnet  werden  kann.  Wenn 

•**")  So  die  herrscheude  Meinung,  z.  B.  Staudinger  zu  § 804,  b,  c. 
Die  Notwendigkeit  des  Nachweises  für  die  Entstehung  des  materiellen 
Anspruchs  nimmt  irrtümlicherweise  Jakobi,  S.  288  an,  ganz  im  Wider- 
spruch zum  Gesetz.  — Planck  behandelt  diese  Frage  unter  der  Ueber- 
schrift  «Beweislast>,  obwohl  sie  gar  nicht  die  Beweisverteilung  im 
Prozess,  sondern  die  Voraussetzungen  des  materiellen  Anspruchs  be- 
trifft : hierdurch  kommt  auch  er  zu  einer  falschen  Beantwortung. 

31)  Bei  Mugdan  II  S.  1062  unten. 
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somit  jemand  sein  Papier  absichtlich  zerstört,  etwa  um  das 
^'erbriefte  Recht  aufzugeben,  kann  er  den  Weg  des  § 804 
nicht  beschreiten.  Vollkommen  gleichgültig  ist  hierbei,  ol) 
er  vielleicht.  — was  gegen  unsere  Ansicht  geltend  gemacht 
V ird.  das  Recht  an  sich  noch  behält,  weil  dieses  durch 
einseitigen  Verzicht  nicht  untergehen  kann.  .Jedenfalls 
bekommt  er  aber  kein  Ersatzmittel  mehr  für  seine  Aus- 
üimng.  da  er  des  Wertpapieres  nicht  «verlustig  gegangen 
ist  und  es  infolgedessen  an  einer  Vernichtung  im  Sinn  des 
§ 804  fehlt.''“) 

Das  Gesetz  gibt  dein  Berechtigten  im  Falle  des  ^'('r- 
lustS’’)  seines  Wertpapiers  Wege,  ein  Ersatzmittel  ’’ 
bekommen,  das  ihn  in  den  Stand  setzt,  seinen  Anspruch 
geltend  zu  machen;  aber  nur  wenn  er  den  Anspruch  selbst 
Jiehält  und  bloss  das  Papier  verliert.  Der  Verlust  des 
Papiers  kann  jedoch  auch  den  Verlust  des  Anspruchs 
selbst  nach  sich  ziehen.  Erwirbt  nämlich  an  einem  In- 
haberpapier ein  anderer  das  Eigentum,  so  erwirbt  er  auch 
(len  Anspruch  daraus.  Der  Berechtigte  hat  nunmehr  nicht 
nur  das  Papier  verloren,  sondern  sogar  das  Recht  aus  dem 
Papier.  -letzt  kann  ihm  kein  Ersatzmittel  mehr  helfen.  — 
Damit  ein  Dritter  Eigentum  an  einer  Sache  vom  Nichteigen- 
tümer erwerbe,  ist  erforderlich,  dass  er  die  Sache  von  dem 
andern  übergeben  erhält  und  beide  darüber  einig  sind,  dass 
das  Eigentum  übergehen  soll;  trotzdem  geht  das  Eigentum 
nicht  über,  wenn  der  Erwerber  nicht  in  gutem  Glauben  ist. 
<1.  h.  wenn  er  weiss  oder  grob  fahrlässig  nicht  weiss,  dass 
dem  Veräusserer  das  Eigentum  nicht  zusteht.  Ist  er  in 
gutem  Glauben,  so  erwirbt  er  das  Eigentum  an  jeder  beweg- 
lichen Sache,  es  sei  denn,  dass  sie  gestohlen,  verloren  ge- 
gangen oder  sonst  abhanden  gekommen  ist,  bei  Inhaber- 
papieren  auch  in  diesem  Fall.  Es  genügt  also  guter  Glaube 
des  Erwerbers.  (§§  982.  935,  Abs.  2 BGB.)  Die  Frage, 
wann  dieser  gute  Glaube  durch  grobe  Fahrlässigkeit  aus- 

■'^2)  Anderer  Ansicht  die  herrschende  Meinung  im  Anschluss  an 
Ad  e 1 in  a n n,  die  Kraftloserklärung  abhanden  gekommener  und  vernicht  eter 
T Urkunden  im  Aufgebotsverfahren. 

Bei  blossem  Schadhaftwerden  der  Coupons  findet  der  § 798 
BGB.  entsprechende  Anwendung. 
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geschlossen  ist,  ist  von  Fall  zu  Fall  nach  Treu  und  Glauben 
mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrssitte  zu  entscheiden.  Für 
Kaufleute  findet  sich  aber  eine  Besonderheit.  Sie  gelten 
als  bösgläubig,  wenn  sie  ein  Bankier-  oder  Geldwechsler- 
geschäft betreiben  und  wenn  zur  Zeit  der  Veräusserung 
der  Wrliist  des  Inhaberpapiers  von  einer  öffentlichen  Be- 
hörde oder  von  dem  aus  der  Urkunde  Verpflichteten  im 
Deutschen  Reichsanzeiger  bekannt  gemacht  und  seit  Ablauf 
des  Jahres,  in  dem  die  Veröffentlichung  erfolgt  ist,  nicht 
mehr  als  ein  Jahr  verstrichen  ist  367  HGB.).  Derjenige, 
dem  ein  Zins-  oder  ein  Dividendenschein  abhanden  gekom- 
men ist.  tut  daher  gut,  sich  sofort  an  die  Polizei  zu  wenden, 
oder  auch  an  den  Aussteller,  damit  der  Verlust  im  Deutschen 
Reichsanzeiger  bekannt  gemacht  werde.  Eine  solche  Bekannt- 
machung wird  sich  ja  nur  lohnen,  wenn  nicht  ein  einzelner 
Coupon,  der  gewöhnlich  nur  geringen  Wert  hat,  verloren 
ist,  sondern  etwa  eine  ganze  Seri(‘.  Trotz  der  Veröffent- 
lichung im  Reichsanzeiger  wird  aber  der  gute  Glaube  nicht 
ausgeschlossen,  wenn  der  Erwerber  nachweist,  dass  er  die 
Bekanntmachung  infolge  besonderer  Umstände  nicht  kennen 
konnte.  Wenn  einem  Bankier  oder  Geldwechsler  ein  belie- 
biges Inhaberpapier  zum  Verkauf  angeboten  wird,  muss  er 
also  auf  die  Gefahr  hin.  dass  er  das  Eigentum  nicht  erwirbt 
und  dadurch  Schaden  leidet,  jed(;smal  die  Liste  der  im 
Reichsanzeiger  angeführten  abhanden  gekommenen  Papiere 
einsehen;  eine  Massregel,  die  in  der  Regel  nicht  als  sehr 
lästig  empfunden  werden  wird,  da  unter  gewöhnlichen  Um- 
ständen nicht 'allzu  viele  solcher  Inhaberpapiere  an  einem 
Tage  dem  Bankier  vorgelegt  werden.  Anders  bei  den  Zins- 
und  Dividendenscheinen.  Von  diesen  werden  kurz  vor  den 
Fälligkeitstagen  bedeutende  Mengen  veräussert;  es  würde 
grosse  Verzögerungen  verursachen,  wenn  bei  jedem  ein- 
zelnen Schein  geprüft  werden  müsste,  ob  er  nicht  etwa 
abhanden  gekommen  ist.  Bei  den  Coupons  entbindet  des- 
halb das  Gesetz  den  Bankier  von  der  Pflicht  zur  Nach- 
prüfung, sofern  sie  spätestens  am  nächsten  auf  die  ^ er- 
äiisserung  folgenden  Einlösungstermin  fällig  werden.  Später 
fällig  werdende  Scheine  werden  ziemlich  selten  vorgelegt; 


» 
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bei  ihnen  kann  man  dem  Kaufmann  eine  Prüfung  wohl 
zumuten.  Vergleiche  hierüber  § 367,  Abs.  3 HGB.  — Eine 
Prüfungspflicht  liegt  aber  in  keinem  Fall  dem  Aussteller 
ob.  Ja,  selbst  wenu  der  Aussteller  weiss®^),  dass  derjenige, 
der  ihm  den  Schein  — wie  jedes  andere  Inhaberpapier  — 
zur  Einlösung  präsentiert,  nicht  verfügungsberechtigt  ist. 
erwirbt  er  das  Eigentum  daran  nach  § 797  BGB.  Werden 
also  die  Scheine,  was  ja  oft  geschieht,  nicht  zuerst  ver- 
handelt, sondern  etwa  vom  Dieb  sofort  dem  Aussteller  voi- 
gelegt  und  von  diesem  eingelöst,  so  geht  der  Bestohlene 
seines  Rechts  endgültig  verlustig.  Obwohl  der  Aussteller 
sonach  schuldrechtlich  nicht  verpflichtet  ist,  die  gestohlenen 
Scheine  zurückzuweisen,  wird  er  es  aber  doch  regelmässig 
tun,  da  er  sonst  gegebenenfalls  wegen  Verstosses  gegen  die 
guten  Sitten  schadenersatzpflichtig  wird  und  sich  unter  Um- 
ständen sogar  wegen  « Begünstigung » strafrechtlich  ver- 
antwortlich (§  257  StGB.)  macht. 

§ 14. 

d.  Bezug  neuer  Scheine. 

Zinsen  und  Dividenden  hat  in  erster  Linie  derjenige  zu 
beziehen,  dem  das  Hauptrecht  zusteht,  wie  auch  prinzipiell 
der  Eigentümer  die  Früchte  seiner  Sache  zieht.  Sind  keine 
Scheine  zum  Zinsbezug  ausgestellt,  so  dient  die  Hauptvei  - 
schreibung  dazu,  den  Berechtigten  zu  legitimieren  bei  der 
Abhebung  der  Zinsen  oder  Dividenden.  Werden  Zins- 
und  Dividendenscheine  ausgegeben,  so  sind  diese  notwendig 
zur  Ausübung  des  Rechts  auf  die  Zinsen  bezw.  Dividenden. 
Es  kommt  aber  nur  sehr  selten  vor,  dass  der  Schuldner 
gleich  bei  Ausgabe  der  Hauptverschreibung  für  deren  ganze 
Existenzdauer  Scheine  mitgibt;  aus  dem  einfachen  Grunde, 
weil  er  selbst  im  Voraus  noch  nicht  weiss,  wie  lange  seine 
Schuld  bestehen  wird.  Es  werden  Zinsscheine  nur  für  einen 


34)  Vgl.  Planck,  Bemerkung  4 zu  § 797.  Anderer  Ansicht  als  wir 
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bestiiimiteii  Zeitraum,  etwa  für  lU  Jahre,  ausgegeben,  nach 
dem  Ablauf  dieser  10  Jahre  wieder  für  weitere  10  Jahre  und 
S(!  weiter.  Das  Recht  auf  diese  Zinsscheine  hat  der  Be- 
]'echtigte  aus  dem  Hauptpapier,  W(‘il  sie  ihm  in  diesem  ver- 
sprochen sind.  Will  er  die  neuen  Coupons  verlangen,  so 
muss  er  daher  das  Hauptpapier  vorlegen  und  auf  Grund 
desselben  seinen  Anspruch  geltend  machen.  Dies  kann  ihm 
unter  Umständen  sehr  beschwerlich  sein;  zum  Beispiel, 
wenn  er  vom  Aussteller  weit  entfernt  wohnt,  so  dass  die 
Gefahr  besteht,  dass  die  Hauptverschreibung  auf  der  Reise 
zum  Aussteller  und  wieder  zurück  \ erloren  geht;  dann  wären 
langwierige  und  kostspielige  Formalitäten  zu  erfüllen,  um 
wieder  einen  Ersatz  zu  bekommen.  Daher  gibt  ihm  der 
Schuldner  gleich  mit  dem  Hauptpapier  eine  zweite  zum 
Empfang  der  Zinsscheine  ermächtigende  Urkunde  mit.  Der 
Schuldner  verspricht  nunmehr  dtmi  Inhaber  des  Stücks, 
schon  gegen  die  Vorlegung  und  Aushändigung  dieser 
zweiten  Urkunde  zu  leisten,  ohne  die  Vorlegung  der  Haupt- 
verschreibung zu  verlangen.  Diese  Urkunde,  die  dem  Zwuck 
dient,  neue  Zinsscheine  zu  erheben,  ist  der  Erneuerungs- 
schein (Talon).  Ein  solcher  Erneuerungsschein  hat  etwa 
folgenden  Text:  «Der  Inhaber  dieses  Erneuerungsscheins 
empfängt  gegen  dessen  Rückgabe  zu  der  Schuldverschrei- 
bung Nr.  1158,  Lit.  A über  Mk.  1000. — die  zweite  Reihe  der 
Zinsscheine  für  die  10  Jahre  vom  1.  Oktober  1900  bis 
■SO.  September  1910  nebst  Erneuerungsschein,  sofern  nicht 
der  Inhaber  der  Schuldverschreibung  bei  der  Kontrolle  der 
Staatspapiere  der  Ausgabe  widersprochen  hat;  in  diesem 
Falle  wurden  die  neuen  Zinsschcine  nebst  Erneuerungs- 
schein dem  Inhaber  der  Schuldverschreibung  ausgehändigt, 
wunn  er  die  Schuldverschreibung  vorlegt.»  Hieraus  geht 
ganz  deutlich  hervor,  dass  dem  Inhaber  des  Talons  schlecht- 
hin die  Ausgabe  der  neuen  Scheine  versprochen  ist;  der 
Schuldner  soll  nicht  von  ihm  die  lästige  Vorlegung  der 
Haupturkunde  verlangen  dürfen;  er  soll  ihm  zur  Leistung 
verpflichtet  sein  allein  kraft  der  Innehabung  des  Talons. 
Leistet  er  ihm  gegen  den  Talon,  so  wird  er  frei,  einerlei,  ol) 
der  Empfänger  wirklich  berechtigt  wur  oder  nicht.  Wenn 
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aber  jemand  auf  Grund  der  blossen  Innehabung  dieses 
Papiers  eine  Leistung  verlangen  kann,  ohne  eine  andere 
Tatsache  nachwuisen  zu  müssen,  so  spricht  man  von  einem 
Inhaberpapier.  Der  Talon  ist  daher  ein  Inhaberpapier.  Er 
wuist  aber  verschiedene  Besonderheiten  auf,  die  viele  Schrift- 
steller dazu  veranlasst  haben,  ihm  die  Eigenschaft  als  In- 
haberpapier abzusprechen  und  ihn  als  blosses  Legitimations- 
papier anzusehen. Der  Inhaber  des  Talons  kann  näm- 
lich keine  Leistung  mehr  verlangen,  wenn  der  Inhaber  des 
Stücks  der  Ausgabe  widersprochen  hat;  so  der  luhalt  der 
meisten  Erneuerungsscheine  und  auch  der  § 805  BGB  und 
der  § 230  HGB.  Darin  spricht  sich  die  Tatsache  aus.  dass 
trotz  der  Ausstellung  des  Talons  dem  Inhaber  des  Hau])t- 
papiers  ein  Einfluss  auf  die  Ausgabe  der  Coupons  ver- 
blieben ist,  dass  das  Recht  auf  den  Bezug  von  neuen 
Scheinen  nicht  vollständig  vom  Hauptpapier  abgelöst  ist. 
Der  Anspruch  kann  nicht  nur  geltend  gemacht  werden  vom 
Inhaber  des  Talons,  sondern  auch  von  dem  aus  dem  Haupt- 
papier Berechtigten.  Mit  dem  Talon  wird  nur  das  Recht 
ausgeübt,  das  stets  dem  Inhaber  des  Hauptpapieres  zusteht; 
der  Talon  gehört  daher  in  der  Regel  gemäss  § 952  dem 
Inhaber  des  Hauptpapiers;  er  ist  quasi-Besta miteil  des 
Hauptpapiers.^")  Daraus  folgt  aber  noch  nicht,  dass  der 
Talon  ein  reines  Legitimationspapier  ist;  dies  wäre  er  nur 
dann,  wenn  der  Schuldner  zwmr  mit  befreiender  Wirkung 
an  den  Inhaber  leisten  könnte,  aber  hierzu  nicht  verpflichtet 
w’äre.  Nun  ist  aber  der  Schuldner  zur  Leistung  an  den 
Inhaber  schlechthin  verpflichtet.  An  der  Inhaberpapier- 
qualität ändert  nichts  die  Möglichkeit  des  Stückinhabers, 
durch  seinen  Widerspruch  das  Recht  des  Taloninhabers  und 
dessen  Legitimation  zu  vernichten.  Es  kann  ja  das  "Wr- 
sprechen,  jedem  Inhaber  einer  Urkunde  zu  leisten,  sehr 
wmhl  von  einer  andern  Tatsache,  z.  B.  von  einem  willkür- 
lichen Akt  eines  Dritten,  abhängig  gemacht  werden,  ohne 
dass  dadurch  das  Versprechen  seine  rechtliche  Natur  ver- 


36)  Vgl.  Staudinger  zu  § 803  IV  b und  die  dort  zitierte  Literatur. 
3")  Denecke,  Der  Erneuerungsschein,  Jena  1901,  S.  21. 
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ändert.  Bis  diese  Tatsache  eiiigetreten  ist,  kann  der  In- 
haber die  Leistung  verlangen,  muss  der  Schuldner  leisten, 
ohne  sich  auf  die  blosse  Möglichkeit  des  Eintritts  der  Be- 
dingung berufen  zu  können.  Trotz  der  Möglichkeit,  dass 
das  Eecht  des  Taloninhabers  gegi^benenfalls  durch  Wider- 
spruch vernichtet  wird,  ist  daher  der  Erneuerungsschein 
ein  Inhaberpapier. 

Erhebt  der  Hauptberechtigte  AViderspruch,  so  wird  der 
Erneuerungsschein  völlig  wertlos  und  es  tritt  wieder  die 
Bedeutung  der  Haupturkunde  als  zum  Couponbezug  berech- 
tigend hervor.  Jetzt  sind  die  Scheine  dem  Inhaber  des  Stücks 
auszuhändigen,  wenn  er  die  Verschreibung  vorlegt.  Aus 
der  Bestimmung,  dass  im  Ealle  des  Widerspruchs  der  Stück- 
inhaber unmittelbar  berechtigt  ist  zur  Empfangnahme  des 
Scheins,  folgt,  dass  er  immer  das  Kecht  auch  direkt  geltend 
machen  kann,  ohne  den  Talon  zu  benutzen,  allein  auf  Grund 
der  Haupturkunde,  auch  wenn  ein  Talon  ausgestellt  ist. 
Der  Talon  ist  sonach  nicht  n o t w endig  zur  Ausübung 
des  Bezugsrechts  auf  die  Scheine;  er  ist  daher  gemäss 
unserer  Auffassung  kein  W’ertpapier.^'-')  Irrig  ist  die  An- 
sicht Deneckes,  der  ihn  für  eine  Schuldverschreibung  auf 
den  Inhaber  hält.  Schuldverschreibungen  dienen  zur  B e - 
g ]•  ü n düng  und  Ausübung  von  Kechten;  der  Erneuerungs- 
schein jedoch  n u r zur  Ausübung  des  ausserhalb  be- 
stehenden Rechts  auf  Couponbezug.^“)  Die  Talons  sind 
reine  Inhaberpapiere  ohne  Schuldverschreibungs-  und  ohne 
A^'ertpapiercharakter.^  '■ ) 


38)  So  Brunner  in  Endeniann’s  Handbuch  II,  S.  204,  205;  Denecke 
a.  a.  0. ; Planck  zu  § 805. 

3f)  Vgl.  oben  S.  14. 

•10)  Dass  sie  keine  Wertpapiere  sind  ist  auch  die  Ansicht  Deneckes 
und  der  meisten  andern. 

41)  Die  Tatsache,  dass  der  Talon  nicht  notwendig  ist  zum  Bezug 
der  Scheine,  verleitet  viele  Schriftsteller  (vgl.  z.  B.  Staudinger  zu 
§ 803  IV  b und  zu  ^ 805,  1 ) zu  der  Annahme,  er  sei  kein  Inhaberpapier. 
Dieser  Schluss  ist  aber  falsch,  da  es  auch  Inhaberpapiere  gibt,  die  keine 
Vorbedingung  für  die  Ausübung  des  Hechts,  d.b- nicbt  Wertimpiere 
sind  (vgl.  oben  S.  14  und  10). 
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§ 15. 

e.  Niessbrauch  und  Pfandrecht. 

Da  sowohl  der  Ziusauspruch.  wie  auch  der  Dividenden- 
auspriich  übertragbar  sind,  können  sie  mit 
brauch  und  mit  einem  Pfandrecht  belastet  werden  lübB 
lind  1273  BGB.).  Die  Belastung  der  Zins-  und  der  Divi- 
dendenansprüche erfolgt  nach  den  für  die  Uebertragung 
geltenden  Vorschriften  (§§  1069.  12 G).  Zur  Lebertragung 
eines  Zins-  oder  Dividendenanspruchs  ist.  wenn  er  in  einem 
AVertpapier  verbrieft  ist,  Uebergabe  des  Papiers  erforderlich; 
daher  auch  zur  Bestellung  eines  Xiessbrauchs  oder  eines 
Pfandrechts.  - Für  das  Pfandrecht  an  dem  in  einem 
lidiaberzinsschein  oder  Inhaberdividendenschein  verbrieften 
.Anspruch  gelten  im  Uebrigen  die  Vorschriften  über  das 
Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen  1293  BGB.).  Es  kann 
also  auch  bestellt  werden  — ausser  durch  T ebergabe  des 
Papiers  - durch  Uebertragung  des  mittelbaren  Besitzes 
auf  den  Pfandgläubiger  gemäss  ^ 1205.  Abs.  2.  oder  durci 
Einräumung  des  Mitbesitzes  gemäss  § 1206.  Der  Ptand- 
gläubiger  ist.  selbst  wenn  die  durch  das  Pfandrecht  an  den 
('onpons  gesicherte  Forderung  noch  nicht  fällig  ist.  zur  Ein- 
ziehung berechtigt  ($  1294).  An  dem  eingezogenen  (,elde 
erwirbt  er  ein  Pfandrecht  (§  1287).  - Ist  ein  Zins-  oder  ein 
Di\  idendenschein  Gegenstand  des  Messbrauchs,  so  ste  it 
der  Besitz  des  Scheines  dem  Xiessbraucher  und  dem  Eigen- 
tÜHKU-  genieinschaftlich  zu.  Zur  Bestellung  des  Xiessbrauchs 
genügt  an  Stelle  der  Uebergabe  des  Scheines  die  Einräumung 
des  Mitbesitzes  (§  1081).  Der  Schein  ist  dann  auf  A eidangen 
des  Xiessbrauchers  oder  des  Eigentümers  bei  einer  Hinter- 
legungsstelle für  Beide  zu  hinterlegen.  Beide  sind  einaiukw 
verpflichtet,  bei  Fälligkeit  des  Coupons  zur  Einziehung  mit- 
zuwirken (^§  1082.  1083).  Das  eingezogene  Geld  erwirbt 
der  Xiessln-aiicher  nach  §§  1075.  1067  zu  Eigentum  und  hat 
den  AVert  nach  Beendigung  des  Xiesslirauches  wieder 

herauszugeben.  — t • 

So  gestaltet  sich  die  Rechtslage,  wenn  selbständig  ein 

Ziiis.schein  oder  ein  Dividendenschein  verpfändet  oder  mit 


einem  Niessbraiich  belastet  wird.  Ks  gelten  aber  besondere 
Vorschriftein  wenn  die  Scheine  niidit  einzeln,  selbständig, 
sondern  als  zu  einem  Hauptpapier  gehörend,  belastet  wer- 
den . 

1.  Betrachten  wir  zunächst  die  Wirkungen  eines  am 
Hauptpajiier  bestellten  Niesshr-aiichs.  Wird  ein  Zinsen  oder 
Dividenden  abwerfeiides  Recht  mit  einem  Nies,sbranch 
belastet,  so  geschieht  dies  vor  allem  wegen  der  zu  ziehenden 
Zinsen  und  Dividenden,  die  sich  als  Früchte  des  Rechts 
darstellen.  Daher  gewährt  das  Gesetz  dem  Niessbraucher 
eines  solchen  Rechts  den  Alleinbesitz  an  den  zu  dem  Haupt- 
papier gehörigen  Coupons,  während  der  Besitz  am  Haupt- 
papier selbst  dem  hügentünier  und  dem  Niessbraucher  ge- 
meins^chaftlicii  zusteht  (§  1081,  Abs.  1,  Satz  2).  Durch  den 
Besitz  hat  aber  der  Niessbraucher  noch  kein  Verfügungs- 
recht über  die  in  den  Scheinen  verbrieften  Ansprüche.  Fr 
erwirbt  diese  Ansprüche  erst,  wenn  sie  ihm  als  Früchte 
zufallen,  ln  welchem  Zeitpunkt  dies  geschieht,  bestimmt 
sich  gemäss  § 1068,  Absatz  2 nach  den  Vorschriften  über  den 
Niessbrauch  an  Sachen  (in  entsprechender  Anwendung). 
Massgebend  ist  hiernach  der  Augenldick  der  Trennung  (vgl. 
§ 954  BGB.  für  Sachfrüchte).  Die  einzelnen  Zinsansprüche 
lösen  sich  vom  Hauptrecht,  aus  dem  sie  periodisch  ent- 
springen, jedesmal  los  mit  der  Fiilligkeit.  Erst  mit  der 
Fälligkeit  sind  sie  reif,  können  sie  eingeerntet  werden, 
erwirbt  sie  der  Nies.sbraiicher  und  erlangt  damit  das  Eigen- 
tum an  den  Zinsscheinen.  Ebenso  verhält  es  sich  mit 
den  Dividendenscheinen.  — Abzulehnen  ist  die  Ansicht 
Plancks^-),  der  behauptet,  der  Erwerb  geschehe  nicht  erst 
mit  der  Fälligkeit,  sondern  kontinuierlich,  entsprechend  der 
Dauer  des  Niessbrauchs;  dies  ergebe  sich  aus  § 101,  Z.  2, 
zweiter  Halbsatz  BGB.  Planck  begeht  offenbar  den  Fehler, 
dass  er  nicht  unterscheidet,  wem  die  Früchte  «gehören»  und 
wem  sie  «gebühren».  Der  Niessbraucher  erwirbt  die  Früchte 
zu  vollem  Eigentum  (sie  gehören  ihm)  mit  der  Trennung; 
trotzdem  gehiihi't  ihm  bei  regelmässig  wiederkehrenden  Er- 
trägen nur  ein  der  Dauer  seiner  Berechtigungszeit  ont- 

^2)  Planck,  1902,  III,  Erläuterung  zu  § 1068  2 a. 


sprechender  Teil.  Ebenso  umgekehrt;  endigt  der  Niess- 
brauch kurz  vor  der  Trennung,  so  fallen  stets  sämtliche 
Früchte  dem  Eigentümer  zu,  obwohl  sie  in  manchen  Fällen 
teilweise  dem  Niessbraucher  gebühren.  Derjenige,  dem 
hiernach  Früchte  gebühren,  hat  nicht  ohne  weiteres  Eigen- 
tum daran,  sondern  nur  ein  Forderungsrecht  gegen  den- 
jenigen, der  die  Früchte  erworben  hat.  Das  A n r e c h t auf 
die  Früchte  wächst  kontinuierlich,  nicht  das  Eigentum  au 
ihnen.  — In  gleicher  Weise  erwirbt  der  Berechtigte  die 
Zins-  und  Dividendenansprüche  erst,  wenn  sie  fällig,  ge- 
trennt sind;  schon  vorher  gebührt  ihm  aber  ein  der  Dauer 
seiner  Berechtigungszeit  entsprechender  Teil.  Hat  zum 
Beispiel  der  Niessbrauch  aufgehört  am  1.  Juni  und  sind  die 
für  ein  ganzes  Jahr  ausgestellten  Zins-  oder  Dividenden- 
scheine fällig  am  1.  Juli,  so  hat  der  Niessbraucher  kein 
Eigentum  daran  erworben,  auch  kein  Miteigentum;  sie  sind 
im  Eigentum  des  früheren  Eigentümers  verblieben.  Dieser 
ist  aber  verpflichtet,  dem  Niessbraucher  ^Vi2  ihrem 

Ertrage  herauszugeben  (sogenannte  Stückzinsen).  Sind 
alle  Zins-  und  Dividendenscheine  fällig  geworden  und  auf- 
gebraucht,  so  muss  der  Eigentümer  dazu  mitwirken.  neue 
Scheine  zu  beschaffen.  Der  Niessbraucher  allein  kann 
keine  solche  erlangen,  da  die  Haupturkunde  und  der  Er- 
neuerungsschein im  Mitbesitze  des  Eigentümers  stehen 

(§  1083). 

2.  Besonders  wichtig  ist  die  Frage  nach  der  rechtlichen 
Behandlung  der  Zins-  und  Dividendenscheine  bei  Ver- 
pfändung des  Hauptpapiers,  einem  Geschäft,  das  unter 
dem  Namen  «Lombardgeschäft»  eine  grosse  Rolle  im 
heutigen  Bankverkehr  spielt.  Prinzipiell  (§  1289)  erstreckt 
sich  das  Pfandrecht  an  einer  Forderung  auch  auf  die  Zinsen 
der  Forderung.  Danach  sollte  man  meinen,  mit  Bestellung 
des  Pfandrechts  an  einem  verzinslichen  Inhaberpapier  ent- 
stehe auch  ohne  weiteres  das  Pfandrecht  an  den  zugehörigen 
Zinsscheinen.  Eine  abweichende  Sonderregelung  ergibt 
sich  aber  aus  § 1296.  Das  Pfandrecht  an  einem  Wertpapier 
erstreckt  sich  auf  die  zu  dem  Wertpapier  gehörenden  Zins- 
und  Dividendenscheine  nur  dann,  wenn  sie  dem  Pfand- 
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( il;iubif>-er  übergeben  sind.  Diese  Bestimmimg  hat  ihren  Grund 
darin,  dass  die  Scheine  selbst  Wertpapiere  sind,  aus  denen 
Ansprüche  selbständig  geltend  gemacht  werden  können 
und  die  auch  allein,  unabhängig,  verpfändet  oder  sonst  be- 
lastet werden  können;  sie  dient  somit  zur  Wahrung  der 
Publizität  des  Pfandrechts.  Wenn  nun  Scheine  zwecks 
Verpfändung  übergeben  sind,  ist  zweierlei  möglich.  Ge- 
wöhnlich wird,  falls  sie  mit  dem  Hauptpapier  zusammen 
übergeben  sind,  das  Pfandrecht  an  ihnen  blosses  Accesso- 
rium  zu  dem  Pfandrecht  am  Hauptpapier  sein;  die  Scheine 
sind  dann  als  unselbständig  zu  behandeln.  Dies  ist  der  Fall 
des  § 1296.  Es  ist  aber  auch  möglich,  dass  sie,  obwohl  sie 
mit  dem  Hauptpapier  übergeben  sind,  selbständig  verpfändet 
sein  sollen,  unabhängig  vom  Hauptpapier.  Dies  muss  aber 
besonders  vereinbart  sein."*^)  Dann  wird  das  Pfandrecht 
an  ihnen  behandelt  wie  dasjenige  an  andern,  unabhängigen 
Inhaberpapieren. Das  nach  § 1296  entstehende  abhängige 
Pfandrecht  ist  verschiedenen  Beschränkungen  unterworfen. 
Nicht  wie  bei  den  übrigen  Inhaber])apieren  (§  1294).  ist  der 
Pfandgläubiger  zur  Einziehung  auch  vor  Fälligkeit  der 
gesicherten  Forderung  berechtigt,  sondern  er  hat  die  Scheine 
unversehrt  aufzubewahren  und  darf  sie  vorläufig  nicht  ein- 
ziehen; ja,  er  hat  sie,  wenn  sie  vor  dem  Eintritt  der 
Verkaufsberechtigung  fällig  werden  (§  1228  Abs.  2),  dem 
Verpfänder  wieder  herauszugeben  — Irrig  ist  die  Ansicht 
.Jackwitz’s'*^).  der  meint,  der  Pfandgläubiger  sei  schon  vor 
Eintritt  der  Verkaufsberechtigung  zur  Einziehung  befugt. 
Jackwitz  übersieht,  dass  die  Bestimmung  des  § 1294  durch 
die  Vorschrift  des  § 1296  Abs.  2 für  Zins-und  Dividenden- 
scheine hinfällig  gemacht  ist;  «lenii,  wenn  der  Pfand- 
gläubiger die  Scheine  einlösen  dürfte,  so  könnte  er  doch 
nicht  verpflichtet  sein,  sie  jederzeit  herauszugeben,  was  doch 
der  Verpfänder  verlangen  kann,  sobald  sie  fällig  sind. 
Erst,  wenn  die  gesicherte  Fordei-ung  fällig  geworden  ist 
oder  in  eine  fällige  Geldforderung  übergegangen  ist  (§  1228 

■!•")  Vgl.  § 1296,  Satz  2:  «Sofern  nicht  ein  anderes  bestimmt  ist.» 

Vgl.  den  Anfang  dieses  i?. 
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Abs.  2),  kann  der  Pfandgläubiger  die  Scheine  verwerten, 
eiiilösen  oder  verkaufen  (§  1282).  Erfolgt  die  Einziehung, 
so  gilt  die  Forderung  des  Pfandgläubigers,  soweit  ihm  der 
eingezogene  Betrag  zu  seiner  Befriedigung  gebührt,  als 
vom  Zins-  und  Dividendengläubiger  berichtigt  (§  1288 
Abs.  2).  Das  Pfandrecht  an  den  Scheinen  erlischt,  wenn  sie 
zurückgegeben  werden  (§  1296.  1253).  Es  erlischt  nicht 
etwa  schon  mit  Entstehung  der  Rückgabepflicht,  wie  Cosack, 
ohne  dass  sich  aus  dem  Gesetz  ein  Anhaltspunkt  hierfüi 
ergibt,  irrtümlich  annimmt. 

Die  Vorschriften  über  das  durch  Rechtsgeschäft  be- 
stellte Pfandrecht  finden  auf  ein  kraft  Gesetzes  entstandenes 
Pfandrecht  entsprechende  Anwendung.  Die  gesetzlichen 
Pfandrechte  erstrecken  sich  jedoch  auf  die  Nebenpapiere 
nur.  wenn  auch  bezüglich  dieser  die  besondeien  gesetz 
liehen  Voraussetzungen  für  die  Entstehung  des  Pfandrechts 
erfüllt  sind.^«)  So  umfasst  z.  B.  das  Pfandrecht  an  dem  nach 
$ 234  hinterlegten  Hauptpapier  auch  die  dazu  hinter- 
legten Zins-  und  Dividendenscheiiie.  Werden  aber  solche 
fällig,  so  kann  sie  der  Eigentümer  herausverlangen  nach 
§ 1296  Satz  2. 

Aehnlich  wie  beim  Pfandrecht  zeigt  sich  die  materiell 
unselbständige  Natur  der  Coupons  bei  den  Massregeln.  die 
der  (Gesetzgeber  vorsieht  für  die  Sicherung  desjenigen, 
dessen  Vermögen  von  einem  andern  verwaltet  wird.  So 
muss  der  Ehemann  liei  dem  gesetzlichen  Güterstand  der 
4 erwaltung  und  Nutzniessung,  wenn  er  durch  sein  ^ ei 
halten  das  eingebrachte  Gut  gefährdet,  zwar  die  in  seiner 
4'erwaltung  stehenden  Wertpapiere  der  Frau  hinterlegen, 
nicht  aber  die  Zins-  und  Dividendenscheine.  Diese  darf  er 
behalten,  da  sie  ja  nur  Früchte  darstellen,  die  er  zu  ziehen 
berechtigt  ist  (§  1392).  Entsprechendes  gilt  bei  der  Ei- 
rungenschaftsgemeinschaft.  der  Fahrnisgemeinschaft,  und 
mit  einigen  Abweichungen  bei  der  elterlichen  Nutzniessung 
und  der  Vormundschaft  (vgl.  die  §§  1667.  1814.  1818  BGB.). 

4Gj  Vgl.  Planck  zu  § 1296. 


Schlussbetrachtung. 

Der  unmittelbare  Zweck  unserer  Ausführimgen  war, 
das  Wesen  und  die  rechtliche  Behandlung  des  Zinsscheins 
und  des  Dividendenscheins  darzulegen.  Bei  Untersuchung 
dieser  Frage  haben  wir  aber  zugleich  einen  Einblick  ge- 
wonnen in  das  Eecht  der  Wertpapiere  überhaupt,  vor 
allem  in  das  Recht  der  Inhaberpaj)iere,  über  das  in  der 
Wissenschaft  so  wmnig  Klarheit  InuTscht.  — Wir  haben 
treffende  Beispiele  gefunden  für  die  wichtigsten  Arten  der 
Inhaberpapiere.  In  den  Haupturkundeii  haben  wir  Rechts- 
entstehungspapiere gesehen,  die  zugleich  auch  Inhaber- 
papiere und  Wertpapiere  sind:  «Schuldverschreibungen  ; 
in  den  Zinsscheinen  und  den  Dividendenscheinen  Rechts- 
ausübungspapiere mit  Wertpapiercharakter:  «Inhaberwert- 
papiere»  ohne  Rechtsbegründungsfunktion;  in  den  Tabuis 
endlich  Inhaberpapiere,  die  nicht  einmal  Wertpapiere  sind, 
den  primitivsten  Typus  des  Inhaberpapiers.  — Wir  hoffen 
dadurch  neue  Gesichtspunkte  zur  Lehre  von  den  Wei  t- 
papieren gebracht  und  einen  Weg  angedeutet  zu  haben,  um 
zu  einem  erschöpfenden  System  der  rechtlich  bedeutsamen 
Papiere  zu  gelangen. 
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Lebenslauf. 

Ich,  Georg  Leonhard  Müller.  Sohn  des  Kaufmanns 
Georg  Müller,  bin  geboren  am  4.  Juli  1891  zu  Breitenbach, 
Kreis  Kolmar  i.  E.  Von  meinem  9.  Lebensjahre  an  besuchte 
ich  die  Oberrealschule  in  Mülhausen,  an  der  ich  im  Jahre 
1909  die  Reifeprüfung  ablegte.  Sodann  studierte  ich  die 
Rechte  und  Staatswissenschaften  an  den  Universitäten 
Strassburg,  Genf  und  Berlin.  Im  Frühjahr  1911  erwarb 
ich  durch  eine  am  Lyzeum  in  Strassburg  abgelegte  Er- 
gänzungsprüfung das  Reifezeugnis  eines  Realgymnasiums. 
In  Strassburg  besuchte  ich  Vorlesungen  bei  den  Herren 
Professoren  Jung,  Kisch,  Laband.  M.  E.  Mayer,  Rehin. 
Sickel.  V.  Tuhr,  Knapp  und  den  Privatdozenten  Herren 
Redslob  und  Lent.  In  Genf  hörte  ich  bei  den  Herren 
Meumann,  Hugo  de  Claparede,  Baumgarten,  Weber  (Psy- 
chiatrie), Edouard  Claparede  (Psychologie)  und  Mailet, 
in  B e r 1 i n bei  den  Herren  Professoren  Brunner,  v.  Gierke. 
James  Goldschmidt,  Josef  Köhler,  Kahl,  v.  Liszt,  v.  Martitz. 
Seckel,  Neubecker,  Bernhard,  v.  Schmoller,  Sering,  Wagner. 
Eberstadt,  Lassen  und  Fraenkel. 

Die  vier  letzten  Semester  meiner  Studienzeit  brachte  ich 
in  Strassburg  zu  und  legte  beim  Ministerium  für  Eisass- 
Lothringen  am  18.  Juli  1913  die  erste  juristische  Prüfung  ab. 

Mülhausen,  im  Juli  1913. 

[jeonhard  Müller. 


